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EDITORIAL

Auf den ersten Blick wirkt der Vorschlag wie eine Stammtischidee. Bei näherem Hinsehen dann – vor 
allem nach dem Studium der vielen Versuche, die Wählerstimmen in Abgeordnetensitze zu überfüh-
ren – kommt die Erkenntnis: Könnte gehen. Dennoch bezeichnet Hubert Harfst seine Überlegungen 
als „theoretischer Natur“.
Bleiben wir in der Politik. Christoph Bieber wirft einen kenntnisreichen Blick auf ein neues Phäno-
men, die Piratenpartei und man fragt sich: Wieso übernimmt eine Partei den Namen einer Gruppe, die 
schlicht und einfach Verbrecher waren?
Auf der bevorstehenden Statistischen Woche ist „Open Data“ ein zentrales Thema. In diesem Heft 
geben Michael Haussmann und Claus Arndt einen Einstieg.
Nicht nur „Open Data“ wird heiß diskutiert, auch „Armut“. Wer ist arm? Ab wann ist man arm? 
Martina Guggisberg und Lothar Eichhorn stellen die unterschiedlichen Wege vor, die die Schweiz und 
Deutschland hier beschreiten.
Josef Fischer begibt sich auf eine lange Zeitreise. Er blickt über 1000 Jahre zurück und beschreibt die 
Einwohnerentwicklungen und Grenzverschiebungen bis heute, wobei sein Blick auf die Großstädte 
bis zum Zensus 2011 reicht. 
Auch Werner Münzenmaier hat vorwiegend die Großstädte im Focus, seine Rückschau ist aber weni-
ger weit. Rezession und Boom sind sein Thema und eben, wie unterschiedlich die Großstädte betrof-
fen waren. 
Noch näher am Heute sind die Magdeburger Tim Hoppe und Stefanie Bröcker, die uns über das Mag-
deburger Bürgerpanel instruieren. Davon könnten wir noch mehr hören. 
Baldo Blinkert, Arno Schiffert und Thomas Willmann berichten über TooLS, ein ehrgeiziges Projekt mit 
Nutzwert – aber düsterer Zukunft. 
Hier ein Mangel im Angebot, dort fehlt die Nachfrage. So gespalten ist der Wohnungsmarkt derzeit. 
Melanie Kloth befasst sich mit der NRW-Rheinschiene, einer Region mit angespanntem Wohnungsmarkt. 
Mit „Der digitale Graben wird kleiner“ stellt Florian Breu die zentrale Aussage seines Beitrags an den 
Anfang. Doch so einfach ist das nicht, das Verfüllen dieses Grabens erfolgt mit unterschiedlichem Tempo. 
Im Herbst 1988 startete diese Zeitschrift. Zum Silbernen Jubiläum traf sich die Redaktion nicht in Ha-
gen, sondern in Essen. Horst-Jürgen Wienen berichtet. 
Bei der Redaktionssitzung für diese Ausgabe waren wir mit TOP „Artikel für Ausgabe 2/2013“ noch 
nicht ganz fertig, da kam die Frage: „Gibt es keine Zensus-Artikel?“ Ein „Ja“ war die Antwort. Nun 
sind die Ergebnisse raus, ist der Zensus abgeschlossen, ist Zeit für eine Rückschau – und einen Blick 
nach vorne. Was lief gut? Wo hat’s gehapert? Welche Tipps gibt es für den nächsten Zensus? Dazu hat 
die nächste Ausgabe von „Stadtforschung und Statistik“ Platz. Raum für Ihre Erfahrungen und Anre-
gungen. Hauen Sie munter in die Tasten.
Aber etwas zu dem Thema gibt es doch. Schließlich ist der Datenschutz, ist das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung Ausfluss des 1983-er VZ-Versuchs. Deutschland oberster Datenschützer – of-
fiziell: Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit – setzt sich mit gewohnt 
energischen Worten für den Datenschutz ein. 
Dazu eine Anmerkung: Ich besitze immer noch eine kleine Schachtel mit Radiergummis. Das sind keine 
normalen Exemplare; sie tragen die Aufschrift „LDS NW Volkszählung 83“ und wurden damals an die 
Zählungsbeauftragten ausgegeben. Falls jemand ein Radiergummi haben möchte, kann ich welche 
nach Berlin mitnehmen. 

Martin Schlegel, Hagen

0,3 Abgeordnete?
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BEVOR DER ERNST BEGINNT

Sie haben gerade das Inhaltsverzeichnis studiert und sich eine Liste gemacht, in welcher Reihenfolge 
Sie die für Sie wichtigen Artikel durchgehen? Doch verfallen Sie nicht in Hektik, Sie wissen ja: Ama-
teure verursachen Hektik, Profis kommen höchstens mal ins Schwitzen. Verschnaufen Sie, gönnen Sie 
sich eine kleine Auszeit. 

Hören Sie einfach die folgende Geschichte, eine wahre Begebenheit.

Lothar, ein 2-Meter-Mann, Single und haushaltstechnisch völlig unerfahren, hatte beschlossen, nicht 
nur lediglich den Kühlschrank, sondern auch mal den Herd zu benutzen. Er bekam Appetit auf ein 
Steak und begab sich also zum nächsten Metzger. Die Metzgerei war gut gefüllt und er musste eine 
Weile warten. Als er an der Reihe war, bestellte er ein Steak. Ein Steak, ohne konkretere Bezeichnung, 
einfach nur ein Steak.

„Schmetterlingssteak?“ fragte der Metzger höflich zurück. 
„Nö, vom Schwein“ entgegnete Lothar. 

„Unter mir hörte ich nur ein Kichern und Glucksen“, erzählte der 2-Meter-Mann als er uns von seinem 
Einkaufsversuch berichtete, „es waberte durch den ganzen Laden“.

Martin Schlegel, Hagen

Schmetterlingssteak
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Datenschutz: Aktueller denn je!
Peter Schaar, Berlin

30 Jahre sind mittlerweile vergangen, seit das Bundesverfassungsgericht 
1983 das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und dessen wesent-
liche Grundsätze im sogenannten Volkszählungsurteil festgeschrieben hat; 
ein guter Zeitpunkt sich damit auseinander zu setzen, wie aktuell diese Aus-
führungen auch heute noch sind. 

Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung „gewährleis-
tet [...] die Befugnis des Einzel-
nen, grundsätzlich selbst über 
die Preisgabe und Verwendung 
seiner persönlichen Daten zu 
bestimmen“, denn „wer nicht 
mit hinreichender Sicherheit 
überschauen kann, welche ihn 
betreffenden Informationen in 
bestimmten Bereichen seiner 
sozialen Umwelt bekannt sind, 
und wer das Wissen möglicher 
Kommunikationspartner nicht 
einigermaßen abzuschätzen 
vermag, kann in seiner Freiheit 
wesentlich gehemmt werden, 
aus eigener Selbstbestimmung 
zu planen oder zu entscheiden“ 
(BVerfGE 65, 1, 43). 
Doch was sind überhaupt perso-
nenbezogene Daten? § 3 Absatz 
1 Bundesdatenschutzgesetz be-
schreibt personenbezogene Da-
ten als Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhält-
nisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren natürlichen Person. 
Bei der Bestimmung des Perso-
nenbezugs ist entscheidend, 
ob zwischen der jeweiligen In-
formation und der Person eine 
Verbindung hergestellt werden 
kann. Dabei kommt es auf die 
Kenntnisse, Mittel und Möglich-
keiten der Stelle an, die diese 
Information nutzt bzw. nutzen 
könnte. Sie muss den Bezug mit 
den ihr normalerweise zur Ver-
fügung stehenden Mitteln und 
ohne unverhältnismäßigen Auf-
wand erkennen können. Dabei 
ist nicht allein auf den aktuel-
len „Besitzer“ der Information 

abzustellen, sondern auch auf 
Dritte, denen – unter realisti-
schen Annahmen – die Daten 
zur Kenntnis gelangen könnten. 
Auch wenn das Bundesdaten-
schutzgesetz – entsprechend 
der  Vorgabe der EU-Daten-
schutzrichtlinie von 1995 – be-
sondere Arten personenbezo-
gener Daten kennt, ist die Art 
der personenbezogenen Infor-
mation für den grundsätzlichen 
Schutz des Rechts auf informati-
onelle Selbstbestimmung nicht 
entscheidend. So hat das Bun-
desverfassungsgericht schon im 
Volkszählungsurteil ausgeführt, 
dass es „unter den Bedingun-
gen der automatischen Daten-
verarbeitung kein belang loses 
Datum mehr gebe“ (BVerfGE 
65, 1, 47 f.). Um es mit ande-
ren Worten auszudrücken: Der 
Kontext macht die Sensibilität 
– das einzelne Datum mag noch 
so „ungefährlich“ erscheinen, 
kombiniert mit anderen Infor-
mationen oder in bestimmten 
Verwendungszusammenhän-
gen können von der Verarbei-
tung gleichwohl Risiken für 
das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung ausgehen. 
Dies gilt aktuell noch viel mehr 
als damals. Die heutzutage ge-
gebenen technischen Möglich-
keiten, insbesondere über das 
Internet, führen dazu, dass die 
Gefahr der Reidentifizierung im-
mer größer wird. Entsprechend 
hat das Bundesverfassungsge-
richt angesichts der fortschrei-
tenden technischen Möglichkei-
ten seine Rechtsprechung zum 

Schutz des Persönlichkeitsrechts 
2008 durch die Formulierung ei-
nes „Grundrechts auf Gewähr-
leistung der Vertraulichkeit und 
Integrität der informations-
technischen Systeme“ weiter-
entwickelt (1 BvR 370/07; 1 BvR 
595/07). 
Doch nicht nur auf nationaler 
Ebene hat sich das Datenschutz-
recht seit 1983 weiterentwickelt. 
Als aktuelles Beispiel ist der von 
der Europäischen Kommission 
Anfang 2012 vorgelegte Ent-
wurf für eine Verordnung zum 
Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten (Datenschutz-
grundverordnung) zu nennen. 
Auch wenn ich noch Verbesse-
rungsbedarf sehe, begrüße ich 
die Reform in ihrer Zielsetzung, 
ihrem wesentlichen Inhalt und 
in ihrer Grundstruktur. Sie bie-
tet die Chance zur längst über-
fälligen Modernisierung des 
Datenschutzrechts, zur Weiter-
entwicklung des europäischen 
Datenschutzniveaus bei gleich-
zeitiger europaweiter Harmoni-
sierung der Rechtsvorschriften. 
Positiv hervorzuheben sind hier 
insbesondere die stärkere Ver-
ankerung des technologischen 
Datenschutzes sowie die Fest-
legung eines Marktortprinzips, 
nach dem Unternehmen außer-
halb der Europäischen Union, 
die Dienste oder Waren inner-
halb der Europäischen Union an-
bieten, die in den Anwendungs-
bereich der Verordnung fallen.
Datenschutz und Statistik sind 
spätestens seit dem Volkszäh-

Informationelle 
Selbstbestimmung

Keine belanglosen Daten

Datenschutz und 
Statistik



6 Stadtforschung und Statistik 2 - 2013

lungsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts – eigentlich sogar 
schon seit seiner Entscheidung 
über den Mikrozensus von 1969 
– eng miteinander verbunden. 
Das Volkszählungsurteil hatte 
auf die Entwicklung der amtli-
chen Statistik großen Einfluss: 
Abschottungsgebot, Statistik-
geheimnis sowie Trennung von 
Statistik und Verwaltung sind 
für die amtliche Statistik we-
sentliche Grundsätze, die sich 
im Volkszählungsurteil finden. 
Die hierzu vom Bundesver-
fassungsgericht aufgestellten 
Maßstäbe sind auch bei heu-
tigen Überlegungen beispiels-
weise zur Fortentwicklung der 
amtlichen Statistik weiterhin zu 
berücksichtigen.
Einige dieser Überlegungen 
möchte ich kurz aufgreifen. 
Für die Erstellung von Statisti-
ken werden vermehrt Verwal-
tungsdaten genutzt. Dagegen 
bestehen keine grundsätzli-
chen Bedenken, solange die 
im Volkszählungsurteil aufge-
stellten Vorgaben eingehalten 
werden. Jede Übermittlung von 
Verwaltungsdaten stellt einen 
Eingriff in den Schutzbereich 
des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung dar. Als Aus-
prägung des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts kann aber 
auch das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung durch 
Gesetz eingeschränkt werden, 
solange sich daraus die „Vor-
aussetzungen und der Umfang 
der Beschränkungen klar und 
für den Bürger erkennbar er-
geben“ (BVerfGE 65, 1, 43 f.). 
Aus diesem Grund müssen Vo-
raussetzungen und Umfang 
der Übermittlung im jeweiligen 
Spezialgesetz geregelt werden. 
Eine allgemeine Regelung, nach 
der die Verwaltung der amtli-
chen Statistik einen generellen 
Zugang zu den dort vorhande-
nen Daten zu gewähren hat, 
kommt daher nicht in Betracht. 
Auch wenn das Gebot zur Ab-

schottung von Statistik und 
Verwaltung in erster Linie ver-
hindern soll, dass personenbe-
zogene statistische Einzelanga-
ben in die Verwaltung (zurück-)
fließen, ist auch der umgekehrte 
Weg nicht unproblematisch.
Jedenfalls nicht mit dem Tren-
nungsprinzip vereinbar – und 
deshalb verfassungsrechtlich 
bedenklich – ist es, wenn im 
Rahmen von Sekundärstatisti-
ken Verwaltungsbehörden Da-
ten für die amtliche Statistik er-
heben, die sie für ihre eigenen 
Zwecke nicht benötigen. Durch 
die Erhebung der Statistikmerk-
male erfahren die Verwaltungs-
mitarbeiter Informationen, die 
sie für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nicht benötigen.
Durch die Nutzung von Verwal-
tungsdaten darf es auch nicht 
zur Bildung von Persönlichkeits-
profilen kommen. Das Bundes-
verfassungsgericht hat vor 
der Erstellung von Persönlich-
keitsprofilen durch die Zusam-
menführung einzelner Lebens- 
und Personaldaten gewarnt 
(BVerfGE 65, 1, 53). Durch die 
vermehrte Nutzung von Verwal-
tungsdaten und die fortgeschrit-
tenen technischen Möglichkei-
ten ist die Gefahr der Bildung 
von Persönlichkeitsprofilen heu-
te aktueller als je zuvor. Daher 
darf es auch keine Einführung 
von (auch bereichsspezifischen) 
Personenkennzeichen zur Ver-
einfachung von (statistikinter-
nen) Verknüpfungen geben. 
In der letzten Zeit vernimmt 
man vermehrt Forderungen, 
verschiedene dauerhafte Re-
gister im Bereich der amtlichen 
Statistik einzuführen, von einem 
Anschriften- und Gebäudere-
gister ohne Personendaten bis 
hin zu einem Personenregister. 
Grundsätzlich bergen zentra-
le Datenbestände generell ein 
größeres Sicherheitsrisiko. Zum 
einen wären die Auswirkungen 
eines eventuellen Datenmiss-
brauchs erheblich größer, zum 

anderen ist das Angriffspoten-
tial höher, da größere Daten-
sammlungen auch größere Be-
gehrlichkeiten erzeugen. 
Ob ein solches Register eine 
sinnvolle Alternative zur fall-
weisen (Neu-)Erhebung der 
Daten darstellen kann, ist im 
Einzelfall zu prüfen. Neben den 
Datenschutzfragen im engeren 
Sinne darf auch der Pflegeauf-
wand nicht außer Betracht blei-
ben. Der Verwendungszweck 
muss klar definiert sein und es 
müssen Vorkehrungen getroffen 
werden, die eine die Zweckbin-
dung durchbrechende Zusam-
menführung und Nutzung der 
Daten verhindern. Schließlich 
sind hohe Anforderungen an 
den Umfang der erfassten Da-
ten, die Definition von Zugriffs-
rechten und die Form der Spei-
cherung zu stellen. Je mehr Da-
ten das Register enthalten soll, 
desto schutzbedürftiger wäre 
der Datenbestand und entspre-
chend datenschutzrechtlich be-
denklicher würde es. Ein Perso-
nenregister jedenfalls begegnet 
erheblichen datenschutzrecht-
lichen Bedenken und wäre mit 
den Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts nicht verein-
bar. Da dessen Aufgabe gerade 
die Verknüpfung von Datensät-
zen natürlicher Personen aus 
unterschiedlichen Erhebungen 
ist, geht mit ihm die besonders 
hohe Gefahr der Bildung von 
Persönlichkeitsprofilen einher. 
Ein solches Register könnte da-
rüber hinaus gegen das vom 
Bundesverfassungsgericht for-
mulierte Anonymisierungsge-
bot verstoßen, da mit seiner 
Hilfe trotz Löschung der Hilfs-
merkmale Einzeldatensätze 
der dahinterstehenden Person 
weiterhin zugeordnet werden 
könnten.
Nach § 16 Absatz 5 Bundessta-
tistikgesetz dürfen die Statisti-
schen Ämter des Bundes und 
der Länder unter bestimmten 
Voraussetzungen Einzelangaben 

DATENSCHUTZ: AKTUELLER DENN JE!

Auswirkung des
VZ-Urteils

Keine Bildung von 
Persönlichkeitsprofilen

Kein genereller Zugang zu 
den vorhandenen Daten
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an kommunalstatistische Stellen 
übermitteln. Es ist absolut nach-
vollziehbar, dass auf Ebene der 
Städte und Gemeinden ein Be-
darf an regionalen Auswertun-
gen besteht. Wichtig hierbei ist 
zum einen, dass – wie es § 16 
Absatz 5 Bundesstatistikgesetz 
auch vorsieht – der Bedarf im 
Einzelfall festgestellt wird. Zum 
anderen müssen aber auch im 
Rahmen der Kommunalstatistik 
die Grundsätze der amtlichen 
Statistik eingehalten werden. 

Das betrifft selbstverständlich 
in erster Linie die Trennung von 
Statistik und Verwaltung durch 
strikte Einhaltung des Abschot-
tungsgebots, indem die organi-
satorische, personelle und räum-
liche Trennung der Statistikstelle 
von den kommunalen Verwal-
tungsstellen gewährleistet wird. 
Es betrifft beispielsweise aber 
auch die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts zu frühzei-
tiger Anonymisierung, die unter 
den heutigen Bedingungen sehr 

viel leistungsfähigerer Informa-
tionstechnik anders gelöst wer-
den könnten als vor 30 Jahren 
– etwa durch regionale Bezugs-
systeme jenseits der „Blocksei-
te“, auf die sich das Volkszäh-
lungsurteil bezieht. 
Um es zusammenzufassen: Da-
tenschutz verhindert nicht neue 
Antworten auf neue Fragen. 
Aber bei der Suche nach Ant-
worten sind die 1983 formu-
lierten Grundsätze immer noch 
aktuell.

DATENSCHUTZ: AKTUELLER DENN JE!
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Striktes 
Abschottungsgebot

Vielleicht kennen Sie Louise Aston, die deutsche Schriftstellerin, 
die während der bürgerlichen Revolution 1848 für Frauen- und 
Menschenrechte kämpfte, ebenso wie Mathilde Franziska Anne-
ke? Von Simone de Beauvoir, der französischen Frauenrechtlerin, 
haben Sie vielleicht schon gehört. Aber kennen Sie Hilja Pärssi-
nen? Und wer war Grete Sultan? Wer Mary Church Terrell und 
wer Rosa Parks, und warum ist sie als die „Frau im Bus“ in die 
Geschichte eingegangen? 
Der Wandkalender im DIN A3-Format mit Wegbereiterinnen der 
emanzipatorischen Frauenbewegung erscheint 2014 zum zwölf-

Der Kalender 2014 

Wegbereiterinnen XII
ten Male. Diesmal ist er noch bunter und internationaler und 
handelt von Frauen, die zwischen den Welten gewandert sind 
und zeitlebens keine Ruhe geben konnten.
Für 13,50 EURO (zzgl. Porto) erhalten Sie einen Kalender. Bei 
Abnahme von 10 Stück gibt es erhebliche Vorteile, mehr dazu 
unter Tel.: 07308/9192611. Bestellungen im Buchhandel oder bei 
AG SPAK Bücher, Burlafinger Strasse 11, 89233 Neu-Ulm, E-Mail: 
spak-buecher@leibi.de, www.agspak-buecher.de 

Gisela Notz, Berlin
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Als die Statistik während der 
Epoche der Aufklärung noch 
zart in der Wiege lag1, aber 
langsam kräftiger wurde, war 
an ihre Rolle als Informations-
provider für eine kritische Zivil-
gesellschaft noch lange nicht 
zu denken: Nicht von ungefähr 
leitet sich das Wort „Statistik“ 
vom italienischen Wort „sta-
tisto“ (= Staatsmann) ab, die 
meisten Statistiken waren aus-
schließlich den herrschenden 
Eliten zugänglich.
Mitte des 19. Jahrhunderts ver-
änderte die industrielle Revo-
lution die Städte dann in einer 
Art und einer Geschwindigkeit, 
die bis dato nicht denkbar war. 
Die Einwohnerzahlen explodier-
ten, der Wohnungsnot musste 
begegnet werden, Infrastruktur 
musste schnell hinterhergebaut 
werden. Die städtische Welt war 
innerhalb kürzester Zeit deutlich 
komplexer geworden. Es ist kein 
Zufall, dass just in jener Zeit des 
Umbruchs die ersten städtesta-
tistischen Ämter entstanden, 
denn die Stadtsteuerung benö-
tigte dringend Planungsgrundla-
gen. Gleichzeitig ging der Blick 
nicht nur nach innen, weitsich-
tig beschäftigte man sich auch 
mit überregionalen Vergleichen: 
Bereits Ende des 19. Jahrhun-
derts haben sich die Direktoren 
der deutschen städtestatischen 
Ämter Gedanken gemacht, wie 
Kommunalstatistiken standardi-
siert und einfach zugänglich ge-
macht werden können. Als ein 
frühes sichtbares Ergebnis die-
ser Bestrebungen ist das „Sta-

tistische Jahrbuch Deutscher 
Gemeinden“ unter dem Dach 
des Deutschen Städtetags im 
Jahr 1890 erstmals erschienen. 
Die Ausgabe 2013 wird die ein-
hundertste in dieser traditions-
reichen Reihe sein. 
Den entscheidenden Impuls, 
dass sich die Kommunalstatistik 
zu einem allgemein verfügbaren 
Instrument entwickelt hat, das 
auch der Zivilgesellschaft wich-
tige Grundlageninformationen 
für die politische Willensbildung 
liefert, gab schließlich die Her-
ausbildung der modernen De-
mokratie nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Da die Printmedien 
lange Zeit das wichtigste Ver-
breitungswerkzeug für Informa-
tionen waren, zählten Jahrbü-
cher und thematische Aufsatz-
sammlungen zu den gefragtes-
ten Produkten der Kommunal-
statistikämter. 
Auch dies hat sich nun grundle-
gend geändert: Wir haben heu-
te eine (erste?) durchgreifende 
digitale Revolution hinter uns. 
Die technischen Hürden zur Er-
schließung auch komplexer oder 
sehr großer (Roh-)Datenmengen 
(„big data“) sind immer niedri-
ger geworden und bei weitem 
kein Geheimwissen von lange 
ausgebildeten Spezialisten mehr. 
Insbesondere die junge „Gene-
ration Open“ beherrscht heute 
mächtige und extrem schnelle 
Werkzeuge, um den Rohstoff 
zu gewinnen, der das Kant´sche 
„Sapere aude“ (= Habe Mut, 
dich deines eigenen Verstandes 
zu bedienen) erst ermöglicht.

Ein besonderes Momentum 
geht außerdem von den neu-
en Möglichkeiten, welche die 
mediale Revolution bietet, aus: 
Über das schnelle Internet kön-
nen neu gewonnene Erkennt-
nisse dank der weiten Verbrei-
tung der sozialen Medien in-
zwischen prinzipiell von Jeder-
mann ohne größere technische 
Vorkenntnisse in Lichtgeschwin-
digkeit verbreitet werden. Das 
„Schneeballsystem“ von Face-
book, Twitter & Co. ermöglicht 
eine Reichweite, die vor weni-
gen Jahren noch undenkbar ge-
wesen wäre.
Gerade letzteres hinterlässt bei 
vielen aber ein ungutes Gefühl: 
Die Welt der Meinungen wird 
dadurch komplexer, oft anony-
mer und auf den ersten Blick 
auch weniger kontrollierbar. Im 
Zusammenhang mit Open Da-
ta wird fast zwangsläufig vor 
einem Missbrauch oder zumin-
dest vor einer unwissentlichen 
Fehlinterpretation der Informa-
tionen gewarnt. Außerdem stellt 
sich die Frage nach der Haftung, 
wenn mit schnell herausgege-
benen „falschen“ (Roh-)Daten 
Schaden angerichtet wird. Die 
steigende Komplexität kann so-
mit schnell zu einem Gefühl der 
Ungewissheit oder der Überfor-
derung führen. Doch was liegt 
näher, als die Komplexität zu 
verringern? Gerade durch stei-
gende Informationsmengen 
steigt auch der Bedarf, diese ver-
lässlich zu filtern, zu verdichten 
und zu kommentieren. Informa-
tionsprovider, die ihre Qualität 

Woher kommen wir, wo stehen wir, wohin führt der Weg?

Städtestatistik, Geodaten-
infrastruktur und Open Data
Michael Haussmann, Stuttgart

statisto

Generation Open

Sapere aude
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und ihre Objektivität nachhal-
tig unter Beweis gestellt haben, 
dürften immer Gehör finden. In 
dieselbe Richtung kann man ar-
gumentieren, wenn befürchtet 
wird, dass die Refinanzierung 
der kommunalstatistischen Stel-
len durch Open Data gefährdet 
und deren Existenzberechtigung 
aufgrund der „Konkurrenz“ zu-
mindest in Teilbereichen in Fra-
ge gestellt wird. Dies erfordert 
sicherlich ein grundlegendes 
Umdenken – nicht nur bei den 
Statistikern, sondern vor allem 
auch bei den „finanzierenden 
Stellen“.
Soweit zur geschichtlichen Ein-
ordnung der Beziehung „Städ-
testatistik & Open Data“ in den 
historischen Kontext – doch wie 
kann es weitergehen? Um mög-
liche Entwicklungspfade aufzu-
decken, hat der VDSt im Januar 
diesen Jahres zum Workshop 

„GDI und Open Data“ nach 
Nürnberg eingeladen. Rund 50 
Praktiker/-innen aus verschie-
denen Städten und Landkreisen 
sind diesem Ruf gefolgt. Unter-
stützt wurden diese dabei durch 
externe Expert/-innen, unter an-
derem aus der Open Data-Sze-
ne, von der Koordinierungsstel-
le GDI-DE, dem Fraunhofer-FO-
KUS-Institut oder dem Statisti-
schen Bundesamt2.
Die gewonnenen Erkenntnisse 
und die abzuleitenden prakti-
schen Handlungsnotwendigkei-
ten wurden in der VdSt-Mitglie-
derversammlung während der 
Frühjahrstagung in Wolfsburg 
kontrovers diskutiert und an-
schließend in einer kleinen Ar-
beitsgruppe in Textform gegos-
sen. Herausgekommen ist dabei 
nicht nur eine hochaktuelle Po-
sitionsbestimmung der Städtes-
tatistik in der wachsenden nati-

onalen Dateninfrastruktur, viel-
mehr wurden die notwendigen 
Schritte, um in der heutigen In-
formationslandschaft weiterhin 
einen aktiven Part beisteuern zu 
können, skizziert. Dieser Text ist 
im Folgenden abgedruckt. Die 
Route auf dem Weg in die „offe-
ne“ Zukunft ist damit aufgezeigt 
– jetzt liegt es an uns Akteuren 
in den Städten, diesen Weg auch 
mutig zu beschreiten.

Anmerkungen
1 für eine ausführliche Darstellung 

der Historie sei auf den Artikel von 
Prof. Dr. Heinz Grohmann verwie-
sen: Grohmann, H. (2004): Von den 
Wurzeln der Statistik zum Informati-
onsmanagement, in: Stadtforschung 
und Statistik, Heft 2/2004, S. 32–42.

2  Die Impulsreferate sind im Inter-
net-Angebot des VDSt unter ht-
tp://www.staedtestatistik.de/136.
html?&F=%25 dokumentiert; fer-
ner ist ein Dokumentationsband 
zum Workshop in Arbeit.

Positionsbestimmung der Städtestatistiker

Herausforderungen für die Städtestatistik in der Open 
Data/GDI – Landschaft

Von den USA ausgehend hat sich der Open Government/Open Data-Gedanke inzwischen in 
Europa etabliert. Qualitativ hochwertige Daten sind heute ein grundlegender Bestandteil unse-
rer Infrastruktur und damit für unsere Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft unverzichtbar. 
Nutzer/-innen wünschen sich von der öffentlichen Verwaltung, dass die vorhandenen Informa-
tionen gut auffindbar, standardisiert und interoperabel verwendbar sind.
Seitens der Gesetzgeber wurden bereits wichtige Leitplanken entlang des Wegs gezogen: Die 
PSI- und die INSPIRE-Richtlinie auf europäischer Ebene sowie die Informationsfreiheits- und 
Geodatenzugangsgesetze auf Bundes- bzw. Länderebene sind bereits etabliert und werden 
kurzfristig in die Praxis umgesetzt. Nicht zuletzt aufgrund drohender Konnexitätsforderungen 
greifen diese Regelungen bisher kaum bis auf die kommunale Ebene durch, obwohl dort ein 
wesentlicher Teil der staatlichen Daten erhoben und gepflegt wird.
Durch diese neuen Regelungen wird auf der Bundes- und auf der Länderebene ein immenser 
Modernisierungsdruck ausgelöst. Es entstehen zentrale Datenportale, in denen die staatlichen 
Daten einfach zu finden und zu nutzen sind. Dadurch entsteht indirekt auch Druck auf die Kom-
munen: Ohne die gesetzlichen und föderalismusbedingten Hintergründe zu kennen, dürften die 
Nutzer von den Kommunen den gleichen Service erwarten wie vom Bund und den Ländern. 
Die Städtestatistik füllt ihre Rolle als Datenprovider bereits in langer Tradition aus. Dadurch ist 
das heutige Datenangebot vergleichsweise breit und offen. Gleichzeitig ist sich die Städtesta-
tistik dessen bewusst, dass untergemeindliche Daten nur zusammen mit lokalen Kontextinfor-
mationen zu brauchbaren Informationen verdichtet werden können. 
Als sich die Städtestatistik zuletzt im Jahr 1998 ein Leitbild gegeben hat, gehörte dazu auch, 
dass die Kommunalstatistik die Entwicklungen in der Informationstechnologie nicht nur um-

STÄDTESTATISTIK, GEODATENINFRASTRUKTUR UND OPEN DATA

Refinanzierungs-
problem?
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fassend nutzen, sondern sie auch aktiv mitgestalten und ihren Beitrag zur Entwicklung eines 
Informationsmanagementsystems leisten muss. Folgt man diesem Leitbild vor dem Hintergrund 
des Open Data-Ansatzes, ergeben sich folgende Handlungsnotwendigkeiten, die teilweise pa-
rallel verfolgt werden können:

1. Kleinräumige Kommunalstatistikdaten besser zugänglich machen!
Obwohl das Angebot der Kommunalstatistik im Vergleich zu anderen Verwaltungsbereichen 
vorbildlich ist, kann heute nur ein kleiner Teil der untergemeindlichen Kommunalstatistikdaten 
über das Internet standardisiert abgerufen werden. Die Angebote der Städte variieren nicht 
nur in der Merkmalsvielfalt, sondern vor allem auch in der Granularität. Aus Nutzersicht ist es 
wünschenswert, wenn zumindest ein großer Teil der Städte einen vergleichbaren „Kerndaten-
kranz“ auf einer möglichst vergleichbaren kleinräumigen Ebene in einfach weiterverarbeitbaren 
Dateiformaten frei anbieten würde. Wesentlich darüber hinausgehende Sonderauswertungen 
wären gegebenenfalls weiterhin entgeltpfl ichtig („Freemium-Geschäftsmodell“). Wahlergeb-
nisse sollten möglichst von allen Städten frei angeboten werden. 

2. Marktübersicht durch ein gemeinsames Dach für kleinräumige Kommu-
nalstatistikdaten schaffen!
Im Internet sind die Daten der Kommunalstatistik bisher ausschließlich auf den Internetseiten 
der einzelnen Städte zu fi nden. Es wäre ein großer Fortschritt, wenn vergleichbare Kommunal-
statistikdaten möglichst vieler Städte in einem oder mehreren Portalen abrufbar wären, ohne 
dass Sekundärdatenhaltungen aufgebaut werden müssen. Ein solches übergreifendes Angebot 
kann dazu beitragen, diese Daten besser bekannt zu machen. 

3. Kommunalstatistikdaten weiter harmonisieren! 
Spätestens wenn man die Daten einer Stadt mit den Daten einer anderen Stadt vergleichen 
möchte, ist man darauf angewiesen, dass die Daten sowohl semantisch, qualitativ als auch 
in ihrer Granularität kompatibel sind. Hier muss unter dem Dach des VDSt mit Nachdruck an 
einer möglichst breiten Harmonisierung der Daten weitergearbeitet werden, vergleichbare 
Gebietseinheiten müssen identifi ziert werden.

4. Rechtssicherheit für die Nutzer von Kommunalstatistikdaten herbeiführen!
Bisher sind in den kommunalstatistischen Angeboten selten bis nie Lizenzbedingungen auf-
geführt. Damit gilt das Urheberrecht, welches den Nutzern die Weiterverwendung der Daten 
streng genommen nicht gestattet. Deshalb müssen den Daten in den Internet-Auftritten der 
kommunalstatistischen Ämter entsprechende Lizenzmodelle eindeutig zugewiesen werden. 

5. Neue mediale Möglichkeiten nutzen!
Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen verankert die Städtestatistik das Thema 
„Nutzung von kommunalstatistischen Daten in mobilen Anwendungen mit Ortsbezug“ in ih-
rer Gemeinschaftsarbeit.

STÄDTESTATISTIK, GEODATENINFRASTRUKTUR UND OPEN DATA

Über Statistik:

Manch einem ist 

Statistik ein Gräuel. 

Das kann auch an der 

Statistik liegen.
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Im ersten Augenblick war die 
Aufregung groß, als gemeldet 
wurde, der CDU fehle zum Wahl-
sieg in Niedersachsen „nur“ 334 
Stimmen. Bei genauerem Hin-
sehen war es dann doch nicht 
so knapp: Richtig ist, dass das 
Direktmandat im Wahlkreis 21 
Hildesheim genau mit diesem 
Stimmenvorsprung an die SPD 
gefallen ist. Hätte die CDU die-
sen Wahlkreis gewonnen, hätte 
sie ein weiteres Überhangman-
dat erhalten, das nach dem Nie-
dersächsischen Landeswahlrecht 
zwar auszugleichen ist. Das Aus-
gleichmandat wäre dann aber 
an die FDP gefallen, ein weiteres 
Ausgleichsmandat wäre nicht 
vorgesehen. Schwarz/Gelb hätte 
dann die Mehrheit der Sitze im 
Landtag gehabt, obgleich Rot/
Grün die Wahl mit einem Zweit-
stimmen-Vorsprung von 12.373 
gewonnen hat.
Ob die niedersächsische Aus-
gleichregel der neuesten Recht-
sprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes1, nach der Über-
hangmandate immer auszuglei-
chen sind, entsprochen hätte, sei 
dahingestellt. Die CDU hat ihrer-
seits drei Wahlkreise mit noch 
geringerem Vorsprung gewon-
nen: Wahlkreis 36 Bad Pyrmont 
(+ 215 Stimmen), Wahlkreis 38 
Hameln/Rinteln (+ 271 Stim-
men) uns Wahlkreis 30 Lehrte 
(+ 277 Stimmen). Es hätte also 
auch anders kommen können!

Kontrollzählung?
Bei so knappen Ergebnissen 
kommt immer mal wieder die 

Mandat trotz 0 Stimmen

Wahlergebnisse –  
knapp, aber nicht ungerecht
Hubert Harfst, Hannover

Forderung auf, die Stimmen „zur 
Kontrolle“ noch einmal auszu-
zählen. Das ist nach den Wahlge-
setzen so einfach nicht möglich, 
was Kolleginnen und Kollegen in 
den Großstädten, die gleichzei-
tig als kommunale Wahlbehörde 
und Kreiswahlleitung fungieren, 
nicht immer so klar ist.
Nach dem Gesetz stellt der ört-
liche Wahlvorstand das Ergeb-
nis fest, protokolliert es und 
versiegelt die Unterlagen (§ 67 
bis § 72 Bundeswahlordnung 
– BWO2). Danach werden die 
Wahlunterlagen der Gemeinde 
übergeben. Der Kreiswahlleiter 
erhält nur die Niederschrift und 
die (wenigen) Stimmzettel, über 
die der Wahlvorstand Beschluss 
gefasst hat. Die versiegelten Pa-
kete mit den Parteienstimmen 
verbleiben bei der Gemeinde.
Der Kreiswahlleiter kann jedoch 
die versiegelten Stimmzettelpa-
kete in Gänze oder einzeln an-
fordern (§ 75 Abs. 4 BWO). In 
der Praxis ist das in den meisten 
Wahlkreisen gar nicht so ein-
fach. Der Kreiswahlleiter muss 
hier mit einer größeren Zahl Ge-
meinden, oft auch über Kreis-
grenzen hinweg, kommunizie-
ren. In Städten mit eigenem 
Wahlkreis kommt es da (wenn 
der Wahlamtsleiter gleichzeitig 
zum Wahlleiter berufen ist) zu 
der skurrilen Situation, dass der 
Kreiswahlleiter an sich selbst 
(den Wahlamtsleiter) eine An-
forderung schicken muss!
Ungeklärt ist meines Erachtens, 
ob die versiegelten Unterlagen 
„einfach so“ angefordert wer-

den können, oder ob der Kreis-
wahlleiter „Bedenken gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Wahl-
geschäftes“ (§ 75 Abs. 1 Satz 4 
BWO) anführen muss. Vorstell-
bar ist, dass ein Bürgermeister 
sich trotz § 75 Absatz 4 BWO 
weigert, die Unterlagen allein 
zum Zwecke einer Nachzählung 
eines knappen Ergebnisses her-
aus zu geben.

Sitzverteilungs-
probleme 
Doch weiter zur Sitzverteilung. 
Da treten bei unserem kombi-
nierten Persönlichkeits- und Lis-
tenwahlrecht zwangsläufig zwei 
Probleme auf.
Erstens das Problem des nega-
tiven Stimmgewichts und der 
Überhangsmandate. Sie entste-
hen, wenn die Zahl der Direkt-
mandate die der Listenmanda-
te übersteigt. Während in den 
meisten Wahlgesetzen ein Aus-
gleich durch Vergabe weiterer 
Mandate vorgesehen war, war 
dies im Bundeswahlrecht bisher 
nicht der Fall.
Nach Beanstandung durch das 
Bundesverfassungsgericht3 hat 
der Gesetzgeber jetzt das Be-
rechnungsverfahren der Sitzver-
teilung geändert.4 Wie sich diese 
Änderung in der Praxis bewährt, 
werden die Wahl im Herbst und 
die nächsten Wahlen zeigen.
Zweitens das Problem der Sitz-
verteilung. Da nach der Stim-
menverteilung auf einen Wahl-
vorschlag nur ganze Sitze ent-
fallen, müssen die „Nachkom-

Nur 334 Stimmen fehlen?

Bad Pyrmont, Hameln/
Rinteln, Lehrte
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masitze“ irgendwie verteilt wer-
den. Auch wenn viele meinen, 
die gängigen Verteilverfahren 
würden die Sitze insgesamt in 
undurchschaubaren mathema-
tischen Modellen insgesamt 
verteilen, richtig ist, dass nur 
die Restsitze, also die Sitze, für 
die die Stimmenzahl nicht ganz 
reicht, verteilt werden. Ohne 
hier auf die verschiedenen Divi-
sor- und Quotenverfahren ein-
zugehen5, „hundertprozentig 
gerecht“ sind sie nicht.
Angemerkt sei hier, dass es eine 
nachvollziehbar gerechte Lösung 
gibt! Wenn zum Beispiel auf ei-
nen Wahlvorschlag 43,3 Sitze 
entfallen, so kann neben den 43 
ganzen Mandatsträgern ein wei-
terer mit einem Stimmgewicht 
von nur 0,3 in die Vertretung ein-
ziehen. Die 0,X Stimmen könn-
ten aber auch der Fraktion, einen 
Stimmführer u. ä. zugesprochen 
werden. Auch auf Bundesebene 
ist diese Lösung denkbar, es gä-
be dann je nach Landesergebnis 
mehrere 0,X-Abgeordnete. 
Hier und in den Länderparla-
menten ist eine Zersplitterung 
auf viele kleine Listen auch aus-
geschlossen, da es Sperrklauseln 
gibt. Auf kommunaler Ebene 
wirkt die Größe der Vertretung 
wie eine Sperrklausel. Bei einer 
Vertretung mit 40 Mitgliedern 
sind immerhin schon 2,5 Prozent 
der Stimmen notwendig, um ei-
nen ganzen Sitz zu erlangen (s. 
Abb. 1).

Das Zusammenrechnen von 
Mehrheiten ist sicher kein Prob-
lem. Und die „Teilstimmen-Par-
lamentarier“ hätten in den Gre-
mien, Ausschüssen usw. volles 
Stimmrecht, da hier nur ganze 
Sitze vergeben werden.6

Der Ausgleich von Überhangs-
mandaten und das Verteilen von 
Reststimmen sind dem Wähler 
noch einigermaßen verständ-
lich zu machen. Im Niedersäch-
sischen Kommunalwahlrecht 
gibt es nun Konstellationen, die 
selbst Fachleute überraschen. 
Hier kann nämlich ein Bewerber 
gewählt sein, obgleich er keine 
Stimme bekommen hat.
Bei den Kommunalwahlen in 
Niedersachsen (Wahl der Ver-
tretungen in Kreisen, kreisfreien 
Städten, Städten, Samtgemein-
den, Gemeinden, Mitgliedsge-
meinden von Samtgemeinden, 
Stadtbezirken und Ortschaften) 
kann der Wähler seine drei Stim-
men an Listen (Wahlvorschläge) 
und/oder an Bewerbern auf den 
Listen frei vergeben (kumulieren 
und/oder panaschieren).
Die Sitzverteilung wird dann in 
drei Schritten ermittelt. Die Ver-
teilrechnungen erfolgen immer 
nach Hare-Niemeyer.

1. Schritt
Alle Stimmen, die ein Wahlvor-
schlag für die Liste und die Be-
werber bekommen hat, werden 
zusammengezählt. Dann wer-
den die auf jeden Wahlvorschlag 
entfallenden Sitze insgesamt 
ermittelt.

2. Schritt
Die auf jeden Wahlvorschlag 
entfallenden Sitze werden jetzt 
auf die Wahlbereiche verteilt. In 
Wahlgebieten mit 20.000 bis un-
ter 40.000 Einwohnern können, 
in Wahlgebiete mit über 40.000 
Einwohnern müssen regionale, 
etwa gleich große Wahlbereiche 
eingerichtet werden. In kleine-
ren Wahlgebieten entfällt der 2. 
Schritt7.

3. Schritt
Im Wahlbereich wird jetzt ermit-
telt, wie viele Stimmen auf die 
Liste und wie viele Stimmen auf 
die Bewerber insgesamt entfal-
len sind. Die Sitze, ein Wahlvor-
schlag im Wahlbereich erhalten 
hat, werden dann auf die Be-
werberseite (Personenwahl) und 
auf die Listenseite (Listenwahl) 
verteilt. Die Personenwahl-Sitze 
werden den Bewerbern nach der 
Stimmenzahl, die Listenwahl-
Sitze an die Bewerber nach ih-
rer Reihenfolge auf der Liste ver-
teilt – soweit nicht schon durch 
Personenwahl vergeben8.
Scheidet ein durch Personen-
wahl gewählter Abgeordne-
ter aus, so kommt der nächste 
Nachrücker mit der höchsten 
Stimmenzahl zum Zuge, für ei-
nen durch Listenwahl gewähl-
ten Abgeordneten rückt der Be-
werber mit der nächsten (nied-
rigsten) Listen-Nummer nach.9

Die Namen der endgültig ge-
wählten Abgeordneten stehen 
also erst nach dem 3. Schritt 
fest.
Die regionale Verteilung der 
Mandate und die Berücksichti-
gung der vom Wahlvorschlags-
träger gewollten Listenreihen-
folge ist vom Niedersächsischen 
Gesetzgeber bewusst gewählt.
Im Gegensatz zu den „Ein-
heitslisten“ bei Süddeutschen 
Kommunalwahlen, wo Bewer-
ber aus großen Stadtteilen und 
„etablierte“ Bewerber in der 
Regel hochkumuliert werden10, 
erhalten in Niedersachen auch 
noch nicht etablierte Bewerber 
aus kleineren Stadtteilen eine 
Chance.

Dieses Ziel kollidiert jedoch 
mit der „Verständlichkeit“ des 
Wahlergebnisses, wie folgendes 
Beispiel zeigt.
In einer Gemeinde mit zwei 
Wahlbereichen errang der Wahl-
vorschlag A (WV-A) folgendes 
Ergebnis (s. S. 13, Abb. 2).

Abb. 1

WAHLERGEBNISSE – KNAPP, ABER NICHT UNGERECHT

Teilstimmen-
Parlamentarier

Mandatsträger 
mit 0,X Stimmen?
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Daraus errechnet die Wahllei-
tung folgende Sitzzuteilung11:
1. Schritt
Der Wahlvorschlag A erhält ei-
nen Sitz (Ergebnisse der ande-
ren Wahlvorschläge und Be-
rechnung nicht nachgewiesen).

2. Schritt
Der Sitz fällt in den Wahlbereich 
2. Der Bewerber 1 im Wahlbe-
reich 1, der die mit Abstand 
höchste Stimmenzahl (800) er-
reichte, bleibt unberücksichtigt.

3. Schritt
Der Sitz fällt im Wahlbereich 2 
auf die Liste.
Somit ist hier der Bewerber 
1 gewählt, obgleich er keine 
Stimme erhalten hat! Wenn 

er ausscheiden sollte, rückt der 
Bewerber 2 nach, obgleich Be-
werber 3 genau 250 Stimmen 
mehr erhalten hat.

Diese Konstellation wird in der 
Praxis zwar mit großer Wahr-
scheinlichkeit so nicht vorkom-
men, die Wahlleiter werden 
aber oft mit der Frage konfron-
tiert, warum ein Abgeordneter 
gewählt ist oder nachrückt, ob-
gleich andere Bewerber des glei-
chen Wahlvorschlages erheblich 
mehr Stimmen erhalten haben.
Es fällt dann schwer, die Wir-
kungszusammenhänge zu er-
klären.
Vielleicht hilft das sehr verein-
fachte, aber anschauliche Bei-
spiel bei der Erklärung.

Anmerkungen
1 BVerfG, 2 BvF 3/11 vom 25.7.2012
2 Hier beispielhaft für die entspre-

chenden Regelungen im Wahlrecht 
der Länder und ihrer Kommunen.

3 Siehe Fußnote 1; umfassend (mit 
Originalquellen) informiert die Sei-
te http://www.wahlrecht.de/

4 Zweiundzwanzigstes Gesetz zur 
Änderung des Bundeswahlgesetzes 
vom 3. Mai 2013, BGBl. I, S 1082.

5 Siehe dazu wieder ganz ausführlich 
die Seite http://www.wahlrecht.de/

6 Der Autor ist sich bewusst, dass 
diese Überlegungen rein theore-
tischer Natur sind.

7 § 7 Niedersächsisches Kommunal-
wahlgesetz (NKWG) i. V. m. § 48 
Niedersächsisches Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG).

8 §§ 36–37 NKWG.
9 § 38 NKWG.
10 Siehe zum Beispiel die Kommunal-

wahlberichte der Stadt Stuttgart, 
Statistische Blätter, Sonderhefte, 
diverse Jahrgänge.

11 Die Berechnungen im Einzelnen 
sind nicht dargestellt, sind aber 
auch so leicht zu übersehen.

Abb. 2

Ruhig liegt sie da, die Atacamawüste; salzig und menschen-
feindlich. Sie bildet den Norden Chiles und erstreckt sich über 
1.200 km entlang der Pazifikküste Südamerikas. Für Chile besitzt 
diese Wüste eine eminente wirtschaftliche Bedeutung, birgt sie 
doch viele Bodenschätze: Silber, Salpeter, Kupfer, Gold und Pla-
tin. Mit dieser Wüste verbindet sich auch der „Salpeterkrieg“ 
(1879–1884), in dem Chile Bolivien Land und damit den Zugang 
zum Meer abnahm.
Vor allem aber: Im Jahr 2020 werden weitere riesige Vorkommen 
an Bodenschätzen entdeckt. Diese neuen Lagerstätten befinden 
sich in großer Tiefe, zu ihrer Erschließung ist erheblicher techni-
scher Aufwand erforderlich. Aus aller Welt strömen Unternehmer 
in die Atacama, besorgen sich Abbaurechte und positionieren 
Fördertürme.
 

Atacama 
Martin Schlegel, Hagen

Sie auch?

Denn bei „Atacama“ geht es nicht um reale Geschäfte, es ist ein 
taktisches Spiel. Jeder der 2 bis 4 Spieler ist an der Förderung von 
zwei Bodenschätzen interessiert, der dritte bringt Verlust. Deshalb 
versucht jeder, die Fördertürme zu seinen Gunsten zu platzieren. 
Damit viel von dem gefördert wird, was ihn interessiert und sie 
der Konkurrenz im Wege stehen. 
Die Regeln dieses bei „Mücke-Spiele“ erschienenen Spiels sind 
auffallend übersichtlich, das Spiel ist in 5 Minuten erklärt. Doch 
dann können die Köpfe qualmen, entsteht ein harter Positions-
kampf auf dem Spielplan – in der Atacama. 

Wenn Sie den Autor suchen: s. o. 

WAHLERGEBNISSE – KNAPP, ABER NICHT UNGERECHT
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Die Entwicklung der Piraten-
partei ist in mehrfacher Hin-
sicht relevant für die künftige 
Gestalt des Parteiensystems in 
Deutschland – zum einen sind 
die Piraten eine der seltenen 
Neuerungen in der Parteien-
landschaft, zum anderen hat 
die Orientierung der Piraten 
auf digitale, interaktive Medien-
umgebungen dazu geführt, dass 
sich auch anderen Akteure des 
politischen Systems intensiver 
mit Themen und Techniken des 
medialen Wandels auseinander-
setzen als zuvor.
Der nachfolgende Beitrag1 skiz-
ziert kurz den Werdegang einer 
noch jungen Partei, benennt die 
wesentlichen Merkmale der Bin-
nenkommunikation zwischen 
Mitgliedern und Funktionären 
und beschreibt neue Ansätze 
der Entscheidungsvorbereitung 
und -kommunikation. Dabei darf 
nicht außer acht gelassen wer-
den, dass die Piratenpartei eine 
noch „unfertige“ Gruppierung 
ist – seit ihrer formalen Grün-
dung im Herbst 2006 sind erst 
wenige Jahre vergangen, eine 
breitere Öffentlichkeit ist mit der 
Bundestagswahl 2009 auf die 
Piraten aufmerksam geworden. 
Und erst durch die Wahlerfolge 
auf Landesebene in den Jahren 

Neues Phänomen in der deutschen Parteienlandschaft 

Die Piratenpartei 
Christoph Bieber, Duisburg-Essen

2011 und 2012 hat im engeren 
politikwissenschaftlichen Sinn 
die eigentliche „Parteikarriere“ 
begonnen – insofern können die 
Einschätzungen und Bewertun-
gen zur Bedeutung der Pira-
tenpartei nur von überaus vor-
läufigem Charakter sein, wohl 
wissend, dass gerade in einem 
Bundestagswahljahr wie 2013 
noch eine enorme Unschärfe 
für die künftige Entwicklung 
vorhanden ist. Doch auch un-
abhängig vom Abschneiden an 
der Urne am 22. September ist 
es hilfreich, sich mit den Impul-
sen auseinander zu setzen, die 
über die Piratenpartei in das po-
litische System hineingetragen 
wurden. Denn es ist davon aus-
zugehen, dass deren Folgewir-
kungen auch weiterhin spürbar 
sein werden – ganz gleich, ob 
mit oder ohne Parteiorganisati-
on im Hintergrund.

Die Mitglieder 
der Piratenpartei 
Gegründet wurde die Piraten-
partei Deutschland im Septem-
ber 2006, ein wesentlicher Im-
puls ging dabei von der schwe-
dischen Piratpartiet aus, die sich 
zu Beginn desselben Jahres for-
miert hatte. Die erste Teilnahme 
an einer Wahl in Deutschland 
datiert auf den Januar 2008 zu-
rück, damals waren die Piraten 
bei den hessischen Landtags-
wahlen vertreten und erreichten 
0,2 % Prozent der Wählerstim-
men. Besser bekannt wurde die 
Gruppierung im Laufe des Jah-

res 2009 – ein Schlüsselereig-
nis war dabei die Europawahl 
vom 7. Juni. Hier erreichte die 
Piratenpartei in Deutschland ei-
nen Stimmenanteil von 0,9 % 
(229.464 Stimmen), was im-
merhin eine Wahrnehmung als 
„Kleinstpartei“ nach sich zog. 
Doch auch außerhalb von Wah-
len und Wahlkämpfen geriet die 
Piratenpartei in den Fokus der 
Öffentlichkeit. In Deutschland 
sorgte vor allem die sogenann-
te #zensursula-Kampagne2 so-
wie die im Mai 2009 gestarte-
te E-Petition „Internet – Keine 
Indizierung und Sperrung von 
Internetseiten“ beim Deut-
schen Bundestag für Aufmerk-
samkeit.3

Die genauere Betrachtung der 
Mitgliederzahlen entlang der 
wesentlichen Meilensteine legt 
inzwischen fünf Entwicklungs-
phasen der Piratenpartei nahe 
(s. Abb. 1).

Nach der Gründung im Jahr 
2006 waren zunächst nur we-
nige hundert Parteimitglie-
der eingeschrieben, etwa zwei 
Jahre lang blieben die Piraten 
eine kaum wahr genommene 
Kleinstpartei. Ein schwacher 
Mitgliederzuwachs ist im Früh-
jahr 2009 zu verzeichnen. Rück-
blickend wird deutlich, dass die 
Zustimmung des Bundestags 
zum „Zugangserschwerungs-
gesetz“ im Juni der zentrale 
Auslöser für ein explosions-
artiges Mitgliederwachstum 
in der zweiten Entwicklungs-
phase gewesen ist – der Juni 

1. Gründungsphase (9/2006–6/2009)

2. Wachstumsphase I (6/2009–9/2009)

3. Stagnation/Stabilisierung I (9/2009–9/2011)

4. Wachstumsphase II (9/2011–7/2012)

5. Stagnation/Stabilisierung II (7/2012–heute)

Abb. 1

Neue Piraten

Unfertige Gruppierung
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2009 markiert die Initialzün-
dung für das Erstarken der Pi-
ratenpartei in Deutschland. In 
der Folgezeit stand die Positi-
onierung der Partei im Vorfeld 
der Bundestagswahl 2009 im 
Mittelpunkt – die formalen Re-
gelungen trugen zum Struktur-
aufbau bei: das Sammeln von 
Unterstützer-Unterschriften für 
die Wahlzulassung verlegte 
die Aktivität vieler Mitglieder 
in den Offline-Raum. Dadurch 
wurde die Partei einer neuen 
Klientel bekannt und die Ak-
tiven konnten erste Erfahrun-
gen für den Straßenwahlkampf 
sammeln – angesichts einer vor 
allem auf Online-Kommunikati-
on basierenden Debattenkultur 
war dieser „Zwang zur Analo-
gisierung“ ein erster wichtiger 
Schritt in Richtung politischer 
Organisationswirklichkeit.
Die erste Wachstumsphase en-
dete unmittelbar nach der Bun-
destagswahl – bis zum Jahres-
ende flachte der Anstieg der 
Mitgliederzahlen ab, das Jahr 
2010 ist gekennzeichnet von 
einer Stabilisierung bei etwa 
12.000 Mitgliedern. In diese 
dritte Entwicklungsphase fie-
len verschiedene Wahlen auf 
Landes- und Kommunalebene, 
bei denen die Stimmenanteile 
der Piratenpartei bei ca. 2 % 
stagnierten.4 Die organisations-
interne Entwicklung spiegelte 
ein gebremstes Wachstum: Neu-
mitglieder waren vor allem dort 
aktiv, wo Landtagswahlen vor 
der Tür standen. Ohne Wahlen 
blieben die Mitgliederzahlen 
der Landesverbände bestenfalls 
stabil oder gingen leicht zurück. 
Die vierte Entwicklungsphase 
begann mit der Wahl zum Berli-
ner Abgeordnetenhaus im Sep-
tember 2011 – parallel zu den 
Umfragewerten stiegen auch 
die Mitgliederzahlen des Lan-
desverbandes an. Mit dem in 
dieser Größenordnung nicht er-
warteten Wahlerfolg setzte ein 
ähnlich sprunghaftes Wachs-

tum ein, wie in der Hochzeit der 
#zensursula-Kampagne im Som-
mer 2009. In den Monaten bis 
zum Jahresende meldeten sich 
etwa 8.000 Neumitglieder an, 
so dass die Partei zu Beginn des 
Jahres 2012 mehr als 20.000 
Mitglieder zählte und zur sieb-
tgrößten Parteiorganisation in 
Deutschland geworden war.5

Diese Phase muss rückblickend 
als „ungesundes Wachstum” 
bezeichnet werden, das die in-
terne Organisationsstruktur der 
Piratenpartei noch immer her-
ausfordert. Aufgrund einer kon-
sequenten Ausrichtung auf die 
Parteibasis haben die Piraten 
auf die Einrichtung eines Dele-
giertensystems verzichtet. Die 
Bundesparteitage wirken zwar 
als zentrales Parteiorgan, wer-
den in der Satzung aber völlig 
zutreffend als „Mitgliederver-
sammlung auf Bundesebene“ 
bezeichnet. Diese formale Fest-
schreibung stärkt tatsächlich 
die einfachen Mitglieder, führt 
aber auch zu Problemen bei der 
internen Entscheidungsfindung 
und -vorbereitung. Die im Ge-
gensatz zu den übrigen Partei-
en deutliche Fokussierung auf 
die Basis zieht eine scheinbare 
„Entscheidungsschwäche“ des 
Vorstands nach sich, die vor al-
lem im Frühjahr 2013 zu einer 
negativen Wahrnehmung der 
Piratenpartei in der breiten Öf-
fentlichkeit geführt hat.
Darüber hinaus erschwert das 
weitgehende Fehlen profes-
sioneller Strukturen wie Ge-
schäftsstellen und (bezahlten) 
Partei-Angestellten zusätzlich 
das Management der stetig 
wachsenden Mitgliederorgani-
sation.6 Ausnahmen stellen die 
Landtagsfraktionen in Berlin, 
Schleswig-Holstein, dem Saar-
land und Nordrhein-Westfalen 
dar. Die Erfolge bei den Land-
tagswahlen im Zeitraum von 
September 2011 bis Mai 2012 
markieren auch den bisherigen 
Höhepunkt der Organisations-

entwicklung – in dieser zweiten 
Wachstumsphase der Parteievo-
lution stiegen die Mitglieder-
zahlen bis auf über 30.000 an.
Seit dem Sommer 2012 stagnie-
ren die Mitgliederzahlen aller-
dings und unter dem Eindruck 
eines drastischen Abschwungs 
in den Meinungsumfragen zu 
Beginn 2013, findet vorerst 
keine nennenswerte Auswei-
tung der organisatorischen Ba-
sis bei den Piraten statt. Den-
noch ist festzuhalten, dass die 
Entwicklung der Piratenpartei 
einen deutlichen Kontrapunkt 
zur allgemeinen Situation der 
Mitgliederparteien in Deutsch-
land darstellt – während bei al-
len anderen etablierten Parteien 
auf Bundesebene (mit Ausnah-
me von Bündnis 90/Die Grünen) 
die Zahlen rückläufig sind, ist 
es den Piraten gelungen, Men-
schen zur aktiven Mitarbeit in 
einer politischen Partei zu be-
wegen – das gilt insbesonde-
re für jüngere Menschen. Das 
Durchschnittsalter der Piraten 
liegt nur knapp über 30 Jahren, 
bei den übrigen Parteien ist die-
se Alterskohorte meist nur noch 
im einstelligen Prozentbereich 
vertreten.

Programmatische 
Schwerpunkte
In der Gründungsphase stan-
den für die Piratenpartei nahezu 
ausschließlich internet-bezoge-
ne Themen im Vordergrund (z. B. 
Datenschutz, Urheberrecht, Soft-
ware-Patente, Open Access). Im 
Zuge des Wachstumsprozesses 
seit 2009 hat jedoch eine Diffe-
renzierung stattgefunden. Ne-
ben Sachthemen spielen auch 
Fragen zur Organisation politi-
scher Prozesse, die Herstellung 
von und der Umgang mit Trans-
parenz sowie innerparteiliche 
Kommunikation und Entschei-
dungen eine wichtige Rolle. 
Vor allem in den Programm-
plattformen zu den Landtags-

DIE PIRATENPARTEI

30.000 Mitglieder

Zwang zur 
Analogisierung

Internet-Themen
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wahlen zwischen 2009 und 
2012 wurden länderspezifische 
Themen hinzugefügt (z. B. Öf-
fentlicher Personennahverkehr 
in Berlin, Energiepolitik in Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein) sowie neue Themen-
felder wie Verbraucherschutz 
und Bildungspolitik ergänzt. 
Voraussichtlich wird sich diese 
Ausweitung der Themen auch 
im Wahlprogramm zur Bundes-
tagswahl zeigen, wenngleich 
hier „netzpolitische“ Gegen-
stände starke Berücksichtigung 
finden dürften. Dies ist insofern 
naheliegend, da viele der ur-
sprünglichen „Piraten-Themen“ 
über Bundesgesetze geregelt 
werden, ein aktuelles Beispiel 
ist das im März durch den Bun-
destag beschlossene Leistungs-
schutzrecht für Verlage.
Eine ideologische Verortung der 
Piraten innerhalb des Parteien-
spektrums fällt zu diesem frü-
hen Zeitpunkt der Organisati-
onsentwicklung schwer, gerade 
weil die hohe Dynamik der Pro-
grammentwicklung bislang vor 
allem auf Landesebene statt-
gefunden hat und daher in mit-
unter verschiedene Richtungen 
zielt (vgl. die Beiträge in Bieber/
Leggewie 2012 und Niedermay-
er 2012). Ein Blick auf die the-
matischen Schwerpunktsetzun-
gen jenseits der „Netzpolitik“ 
legt jedoch eine Einordnung im 
eher „linken“ Parteispektrum 
nahe, versehen mit einer post-
materiellen Werteorientierung 
und einer stärker libertären Aus-
prägung.

Besonderheiten der 
Organisation und 
Kommunikation
Seit 2006 wird die Piratenpar-
tei von einem ehrenamtlichen 
Vorstand geführt, der im Jah-
resrhythmus neu gewählt wird. 
Eine personelle Konstanz ist 
somit nur bedingt gewährleis-
tet, allerdings wurden in den 

vergangenen Jahren mehrere 
Mitglieder des Vorstandes suk-
zessive auf unterschiedliche 
Posten berufen (z. B. Vorsitzen-
der, Stellvertreter, Beisitzer), so 
dass längere Vorstandsbetei-
ligungen entstanden. Auf den 
i. d. R. zweimal jährlich statt-
findenden Bundesparteitagen 
sind theoretisch alle formal re-
gistrierten Mitglieder stimmbe-
rechtigt. Durch das Fehlen eines 
herkömmlichen Delegiertensys-
tems soll eine breite Beteiligung 
der Mitgliederbasis sowohl an 
der Personalauswahl wie auch 
an thematischen Debatten ga-
rantiert werden.
Das Organisationsleben der Pi-
ratenpartei ist gekennzeichnet 
von der Arbeit in lokalen Klein-
gruppen („Crews“) sowie the-
men-basierten Kooperationen 
(„Arbeitsgruppen“). Ein wichti-
ges Rückgrat ist dabei das Pira-
tenwiki (http://wiki.piratenpar-
tei.de), in dem die vielfältigen 
Aktivitäten dokumentiert wer-
den. Außerdem werden darüber 
auch innerparteiliche Entschei-
dungen koordiniert, die – wie 
bei den herkömmlichen Partei-
en – vom Bundesparteitag als 
oberstem Parteiorgan getroffen 
werden. Die massive Nutzung 
der Online-Kommunikation im 
Vorfeld der Entscheidungen hat 
bislang einen wesentlichen Bei-
trag zur internen Stabilisierung 
der Piratenpartei beigetragen 
(vgl. Bieber/Lewitzki 2012).
Die Digitalisierung der Parteien-
kommunikation zeigt sich auch 
in der Nutzung der Plattform 
„Liquid Feedback“, die von ei-
nigen Untergliederungen als 
Werkzeug zur organisationsin-
ternen Entscheidungskommu-
nikation eingesetzt wird. Auf 
dieser Plattform können Mit-
glieder Fragen und Anträge zur 
Programmentwicklung, Partei-
organisation oder dem politi-
schen Tagesgeschäft stellen, 
die dann von anderen Nutzern 
bewertet und diskutiert werden 

können. Innerhalb des Systems 
sind auch Stimmrechtsübertra-
gungen an andere Mitglieder 
möglich, die dann als mehrfach 
stimmberechtigte „Superdele-
gierte“ abstimmen und erheb-
lichen Einfluss auf die innerpar-
teilichen Entscheidungsprozes-
se nehmen können. Wenngleich 
das System keineswegs flä-
chendeckend in der gesamten 
Parteiorganisation eingesetzt 
wird, dient diese Praxis inzwi-
schen auch anderen Parteien als 
Vorbild zur Modernisierung der 
Parteienkommunikation. Ein-
geprägt hat sich für die Sum-
me derartiger digitaler Innova-
tionen der Begriff der „Liquid 
Democracy“ als neuartige Ver-
bindung von Elementen direkter 
und repräsentativer Demokratie 
unter Zuhilfenahme digitaler, in-
teraktiver Medienumgebungen. 
Innerhalb der Piratenpartei wird 
inzwischen diskutiert, anstelle 
punktueller großer Parteitage 
eine „Ständige Mitgliederver-
sammlung“ als neues Entschei-
dungsorgan zu etablieren. Dies 
würde einen konsequenten, 
aber auch risikobehafteten Ent-
wicklungsschritt darstellen, der 
sich allein durch einen Ausbau 
der digitalen Kommunikations- 
und Organisationswerkzeuge 
realisieren ließe.
Die Folgen von Digitalisierung 
und radikaler Basisorientierung 
für Parteistruktur und -organi-
sation sind bislang ambivalent 
einzuschätzen: Einerseits resul-
tiert daraus eine hohe Offenheit 
und Dynamik der Parteiarbeit 
mit niedrigen Beteiligungshür-
den und dem einfachen Zugang 
zu verbindlichen Entscheidungs-
prozessen. Andererseits ist eine 
hohe Fluktuation in den Füh-
rungsämtern festzustellen, was 
Schwierigkeiten für die dauer-
hafte Programmentwicklung 
wie auch für die Präsentation 
und Außenkommunikation der 
Partei nach sich zieht – beson-
ders deutlich zeigte sich dies zu 

DIE PIRATENPARTEI

Länderspezifische 
Themen

Keine Delegierten

Liquid democracy

Ständige 
Mitgliederversammlung

Hohe Offenheit, nied-
rige Beteiligungshürden
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Beginn des Jahres 2013 in der 
anhaltenden Debatte um Rolle 
und Personal des Bundesvor-
standes, die einen erheblichen 
Teil zum Umfragetief der Pira-
tenpartei im Vorfeld der Bun-
destagswahl beigetragen hat.

Zusammenfassung 
und Ausblick
Die noch junge Parteigeschichte 
zeigt durchaus bemerkenswerte 
Entwicklungs- und Lernkurven, 
auf die nach einer „Testphase“ 
mittlerweile der Einzug in vier 
Länderparlamente (Berlin, Saar-
land, Schleswig-Holstein, Nord-
rhein-Westfalen) gefolgt ist. 
Dennoch ist eine dauerhafte 
Etablierung im deutschen Partei-
ensystem keinesfalls garantiert, 
wie das deutliche Verfehlen der 
Fünf-Prozent-Hürde in Nieder-
sachsen im Januar 2013 ange-
deutet hat. Für die anstehenden 
Landtagswahlen (Bayern, Hes-
sen) sowie die Bundestagswahl 
2013 sind Prognosen kaum 
möglich, da es sich jeweils um 
eigenständige Organisations- 
und Wahlprozesse handelt. 
Der seit Mitte 2012 dauerhafte 
Abschwung in den Meinungs-
umfragen weist jedoch darauf 
hin, dass sich ein radikal basis-
orientierter Ansatz nicht gut mit 

den Mechanismen der moder-
nen Mediendemokratie verein-
baren lässt. 
Die Absage an einen starken 
Parteivorstand und prominente 
Spitzenkandidaten zugunsten 
flacher Hierarchien und lang an-
haltender thematischer Unschär-
fe mag zwar zum Anspruch eines 
neuen, digitalen und flexiblen 
Parteiakteurs passen, ist in die 
breite Öffentlichkeit allerdings 
kaum vermittelbar. Zugleich wird 
die Arbeit der vier Piratenfrakti-
onen sowie das öffentliche Auf-
treten des vorhandenen Füh-
rungspersonals und die Tauglich-
keit der Kandidatenlisten für die 
Bundestagswahl einer kritischen 
Prüfung unterzogen. 
Gerade in einem großen Wahl-
jahr wird das Austarieren sol-
cher innerparteilichen Dynami-
ken im Verbund mit den Belas-
tungen durch die anstehenden 
Wahlkämpfe die künftigen Er-
folgsaussichten der Piratenpar-
tei bestimmen.
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Anmerkungen
1 Der Text basiert auf der einführen-

den Darstellung in Bieber 2012 und 
nimmt darüber hinaus Elemente 
aus weiteren Publikationen des 
Verfassers zum Thema auf.

2 Der Begriff „#zensursula“ ist ein 
„Hashtag“, der das Suchen von 
bestimmten Inhalten auf der Kurz-
nachrichten-Plattform Twitter er-
leichtern soll. Die „Wortmarke“ 
hatte sich schnell zu einer Chiffre 
für die restriktive, kontrollorientier-
te Position der Bundesregierung in 
Gestalt von Ministerin Ursula von 
der Leyen in der Debatte um digi-
tale Bürgerrechte entwickelt (vgl. 
dazu Bieber 2010).

3 Die offizielle Dokumentation der 
Petition findet sich unter http://ep-
etitionen.bundestag.de/index.php
?action=petition;sa=details;petiti
on=3860

4 Eine Übersicht zu den Wahlergebnis-
sen liefert http://de.wikipedia.org/
wiki/Piratenpartei_Deutschland.

5 Aktuelle Mitgliederzahlen finden 
sich unter http://wiki.piratenpartei.
de/Mitglieder.

6 Dies zeigte sich Anfang 2013 u. a. 
auch in der Diskussion um den 
Stellenwert von Führungsstruktu-
ren auf Bundes- oder Landesebene. 
Vgl. Christmann 2013.

„Im Vergleich zur englischen ist die soziale Statistik Deutsch-
lands und des übrigen kontinentalen Westeuropas elend. Den-
noch lüftet sie den Schleier gerade genug, um hinter demselben 
ein Medusenhaupt ahnen zu lassen. Wir würden vor unseren 
eigenen Zuständen erschrecken, wenn unsere Regierungen und 
Parlamente, wie in England, periodische Untersuchungskom-
missionen über die ökonomischen Verhältnisse bestallten, wenn 
diese Kommissionen mit derselben Machtvollkommenheit wie 
in England zur Erforschung der Wahrheit ausgerüstet würden, 

Marx, Männer und Statistik
Martin Schlegel, Hagen

wenn es gelänge, zu diesem Beruf ebenso sachverständige, un-
parteiische und rücksichtslose Männer zu finden, wie die Fabrik-
inspektoren Englands ...“
Kann man noch energischer als Karl Marx es hier im ersten Band 
von „Das Kapital“ tut, noch wuchtiger für eine aussagekräftige 
Statistik plädieren? 

Aber in einem Punkt irrt Marx gewaltig: 
Frauen können das genau so gut.

Flache Hierarchie
Thematische Unschärfe

Partei im Abschwung
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Die Frage, was unter Armut zu 
verstehen ist und ab wann ei-
ne Person als arm gilt, lässt sich 
nicht anhand von objektiv ein-
deutigen und allgemein aner-
kannten Kriterien beantworten, 
sondern variiert je nach Sicht-
weise und gesellschaftlichem, 
kulturellem und politischem 
Kontext. Armut kann nicht un-
abhängig von Wertvorstellun-
gen definiert werden. Aufgrund 
der Vielzahl von Sichtweisen auf 
das Phänomen Armut sind auch 
die Ansätze der statistischen 
Erfassung vielfältig. Ausgangs-
punkt der Konzeption einer Ar-
mutsstatistik ist daher die Fra-
ge, wie Armut abzugrenzen ist. 
Im Folgenden werden zwei Kon-
zepte zur Messung von Armut 
erläutert. 
Die Verteilung von Lebenschan-
cen, Lebensbedingungen und 
sozialem Status wird maßgeb-
lich bestimmt durch die Verfüg-
barkeit von Einkommen und 
Vermögen. Daher kommt den 
finanziellen Ressourcen auch 
eine zentrale Bedeutung bei der 
Erfassung von Armut zu. Der Fo-
kus offizieller Armutsstatistiken 
liegt deshalb in der Regel auf 
den finanziellen Ressourcen von 
Haushalten und damit auf der 
materiellen bzw. finanziellen 
Armut. Finanzielle Armut lässt 
sich anhand des verfügbaren 
Haushaltseinkommens1 (und 
im Idealfall auch unter Berück-
sichtigung des Vermögens) ab-
grenzen. Die Festlegung von fi-
nanziellen Armutsgrenzen kann 
ausgehend von einer absolu-

Definitionsgrenzen zur Armut 
Martina Guggisberg, Zürich

ten oder relativen Definition 
von Armut erfolgen.

Definition von  
absoluter Armut
Absolute Armut wird als Unter-
schreitung eines festgelegten 
Existenzminimums definiert. 
Ursprünglich wurde dabei von 
einem physischen Existenzmi-
nimum ausgegangen, das nur 
die überlebensnotwendige 
Versorgung mit Nahrung, Klei-
dung, Obdach usw. umfasst. In 
reichen Industrieländern ist das 
physische Überleben jedoch in 
der Regel gesichert. Das vom 
Bundesamt für Statistik ver-
wendete Konzept absoluter 
Armut beruht daher auf einer 
bedarfsorientierten Festlegung 
einer Armutsschwelle aus-
gehend von einem sozialen 
Existenzminimum, das nicht 
nur das physische Überleben 
sicherstellt, sondern auch eine 
minimale gesellschaftliche Teil-
habe ermöglichen soll2. Diese 
Armutsschwelle ist insofern ab-
solut, als sie nicht direkt von der 
gesamtgesellschaftlichen Güter- 
oder Ressourcenverteilung ab-
hängt. Indirekt wird sie jedoch 
durch die Festlegung von Ver-
sorgungsminima (Grundbedarf) 
berücksichtigt.3 
Die Festlegung einer Mindest-
versorgung hängt immer auch 
von gesellschaftlichen Wert-
vorstellungen ab. In der Regel 
wird eine absolute finanzielle 
Armutsschwelle über die Kos-
ten eines bestimmten Waren-

korbes festgelegt. Dieser Be-
trag wird mit dem verfügbaren 
Einkommen einer Person oder 
eines Haushalts verglichen. Eine 
Person gilt als (einkommens-) 
arm, wenn ihr Einkommen die 
Armutsschwelle unterschreitet. 
Dieses Vorgehen hat den Vorteil, 
dass sich die Messung von Ar-
mut direkt an den Bedürfnissen 
der Betroffenen orientiert. Da-
durch sind Rückschlüsse auf die 
Versorgungssituation und die 
Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung möglich. Eine finanzielle 
Unterstützung armer Personen 
oder Haushalte schlägt sich di-
rekt in einer messbaren Reduk-
tion der als arm identifizierten 
Bevölkerung nieder, weshalb 
eine so definierte Armutsquo-
te als sozialpolitische Zielgröße 
geeignet ist.
Die Auswahl der als nötig beur-
teilten Güter, die auch die Höhe 
der Armutsschwelle bestimmt, 
ist jedoch notwendigerweise 
wertgebunden und somit zu ei-
nem gewissen Grad willkürlich, 
da sie nicht nach objektiven 
wissenschaftlichen Kriterien be-
stimmt werden kann. Bereits ei-
ne geringe Verschiebung der Ar-
mutsschwelle hat beträchtliche 
Auswirkungen auf die Anzahl 
der als arm identifizierten Per-
sonen. Zudem führt eine solche 
absolute Armutsdefinition zu 
je eigenen nationalen Armuts-
schwellen, da unterschiedliche 
Warenkörbe verwendet werden. 
Internationale Vergleiche sind 
daher mit dem absoluten Kon-
zept kaum möglich.

Dieser Text ist ein Auszug aus der Publikation: Armut in der Schweiz: Kon-
zepte, Resultate und Methoden. Ergebnisse auf der Basis von SILC 2008 bis 
2010. BFS, Neuchâtel 2012. Dieser Artikel ist in Ausgabe 2/2012 von „Va-
leurS“ erschienen, dem Informationsmagazin des Bundesamtes für Statistik 
der Schweiz. Die Redaktion bedankt sich für die Erlaubnis zum Nachdruck.

Festgelegtes 
Existenzminimum

Gesellschaftliche Teilhabe
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In der Schweiz leitet sich das so-
ziale Existenzminimum von den 
Richtlinien der Schweizerischen 
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) 
ab, die als Referenz für die Beur-
teilung des Sozialhilfeanspruchs 
dienen. Die Richtlinien der SKOS 
werden von den meisten Kanto-
nen und Gemeinden übernom-
men und sind damit allgemein 
akzeptiert.
Die absolute Armutsgrenze des 
BFS orientiert sich an diesen 
Vorgaben. Sie setzt sich zusam-
men aus einem Pauschalbetrag 
für den Lebensunterhalt, den 
individuellen Wohnkosten so-
wie monatlich 100 Franken pro 
Person ab 16 Jahren für weitere 
Auslagen4.

Relatives Konzept – 
Armutsgefährdung
Im Gegensatz zu absoluten Ar-
mutsschwellen orientieren sich 
relative Grenzen nicht am Be-
darf, sondern an der Verteilung 
von Gütern oder Ressourcen in 
der Gesamtbevölkerung. Sie be-
ziehen sich in der Regel entwe-
der auf untere Quantile der Ein-
kommensverteilung oder wer-
den als Anteil eines Lagemaßes 
der Verteilung (arithmetisches 
Mittel oder Median) festgelegt. 
Die international gängigsten 
Grenzen liegen bei 50 und 60 
Prozent des medianen verfüg-
baren Äquivalenzeinkommens 
der Bevölkerung5. Armut ent-
spricht nach dieser relativen 
Konzeption einer extremen Aus-
prägung sozialer Ungleichheit. 
Vorteile dieser Armutsdefiniti-
on liegen in der internationa-
len Verbreitung, der Vergleich-
barkeit aufgrund der einheitli-
chen Messmethode sowie der 
einfachen und damit nachvoll-
ziehbaren Berechnung. Die Ar-

mutsgefährdungsgrenzen hän-
gen zudem direkt vom mittleren 
Wohlstandsniveau der jeweili-
gen Gesellschaft ab und werden 
jährlich neu berechnet, so dass 
Veränderungen der sozioökono-
mischen Rahmenbedingungen 
direkt (d.h. ohne Verzögerung 
durch politische Prozesse) in 
die Armutsmessung einfließen 
können.
Der wesentliche Nachteil einer 
nach diesem Ansatz ermittel-
ten Armutsbetroffenheit ist die 
schlechtere Eignung als Ziel-
größe der Armutsbekämpfung: 
Wird die Armutsgrenze als unte-
res Quantil der Einkommensver-
teilung festgelegt, wird – außer 
bei absoluter Gleichverteilung 
– immer ein festgelegter Anteil 
der Bevölkerung als arm gelten, 
unabhängig vom tatsächlichen 
Lebensstandard.
Auch wenn man Anteile von 
Lagemassen als Armutsgrenze 
verwendet (wie z. B. die Gren-
ze von 60 % des Medians des 
Äquivalenzeinkommens) bleibt 
die Kritik bestehen, dass dies 
keine direkten Aussagen über 
die effektive Wohlfahrt der Be-
völkerung zulässt, sondern viel-
mehr die soziale Ungleichheit 
in einer Gesellschaft wider-
spiegelt. So bleibt nach diesem 
Konzept das Ausmaß an Armut 
konstant, wenn beispielsweise 
alle Mitglieder einer Gesell-
schaft 10 % mehr oder weni-
ger pro Monat zur Verfügung 
haben. In diesem Fall bleibt die 
Ungleichheit bestehen, obwohl 
sich für die einzelnen Personen 
eine markante Veränderung 
der Lebensbedingungen erge-
ben kann. Umgekehrt können 
Personen mit einem Einkom-
men knapp über der relativen 
Armutsgrenze in die relative Ar-
mut abrutschen, wenn das Me-

dianeinkommen ansteigt, auch 
wenn sich die Bedingungen für 
diese Personen absolut gesehen 
nicht verändern. Die Höhe des 
Grenzwertes, also ob etwa 50 % 
oder 60% des Medians gewählt 
werden, lässt sich zudem weder 
theoretisch begründen noch aus 
methodischen Argumenten oder 
empirischen Analysen ableiten 
und wird deshalb per Konven-
tion festgelegt.
Durch die Verwendung von 
zwei Grenzwerten wird dieses 
Problem abgeschwächt und es 
kann untersucht werden, inwie-
weit Armutsgefährdung von der 
Festlegung des Grenzwertes ab-
hängt. Zudem wird die Vertei-
lung der Einkommen im unteren 
Bereich der Einkommen detail-
lierter beschrieben.

Anmerkungen
1 Das verfügbare Haushaltseinkom-

men berücksichtigt alle Einkommen 
(Erwerbs-, Transfer- und Vermögens-
einkommen) sämtlicher Haushalts-
mitglieder und wird berechnet, in-
dem vom Bruttohaushaltseinkom-
men die obligatorischen Ausgaben 
abgezogen werden. Dabei handelt 
es sich um Sozialversicherungsbei-
träge (AHV/IV-Beiträge, berufliche 
Vorsorge usw.), Steuern, Kranken-
kassenprämien und regelmäßige 
Transferzahlungen an andere Haus-
halte (z. B. Alimente).

2 Dieses Vorgehen wird auch von der 
Konferenz der kantonalen Sozialdi-
rektorinnen und Sozialdirektoren 
(SODK) empfohlen.

3 Der Grundbedarf ist vom gesell-
schaftlichen Versorgungsstandard 
abhängig und variiert über Raum 
und Zeit (z. B. wird in der Schweiz 
heute ein Fernseher zum Grundbe-
darf gezählt, während er früher als 
Luxusgut galt).

4 Durch die Verwendung der indivi-
duellen Wohnkosten wird folglich 
für jeden Haushalt eine individuelle 
Armutsgrenze berechnet.

5 Die 50 %-Grenze wird von der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) verwendet, die 60 %-Gren-
ze vom Statistischen Amt der Euro-
päischen Union (Eurostat).

DEFINITIONSGRENZEN ZUR ARMUT

Schweizerische 
Konferenz für Sozialhilfe

Mittelwertbezogene 
Armut
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Seit 2006 erstellen die Statisti-
schen Ämter des Bundes und der 
Länder die „Amtliche Sozialbe-
richterstattung“. Damit wurden 
vergleichbare Indikatoren auf 
Bundes- u. Landesebene erstellt. 
Die Amtliche Sozialberichterstat-
tung (www.amtliche-sozialbe-
richtertattung.de) hat 2 Säulen:
• Daten über das System der 

sozialen Mindestsicherung in 
Deutschland: Der erste Min-
destsicherungsbericht er-
schien 2008 und bezog sich 
auf das Jahr 2006. Mittlerwei-
le liegen Daten bis 2011 vor. 
Das Berichtssystem führt Da-
ten über die Empfängerinnen 
und Empfänger von Leistungen 
nach SGB II, der Sozialhilfe, der 
Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung, dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
und der Kriegsopferfürsorge 
zusammen. Damit entsteht ein 
Gesamtbild der „bekämpften“, 
also der behördlich wahrge-
nommen Armut.

• Daten zur Armutsgefährdung 
und sozialen Ausgrenzung: Die-
se liegen mittlerweile zeitlich 
und regional kompatibel von 
2005 bis 2011 vor. Der Kernbe-
stand dieser Indikatoren wird 
nach dem Konzept der „relati-
ven Armut“ berechnet. 

Dem Konzept der relativen Armut 
liegt die normative Wertentschei-
dung zugrunde, dass soziale Aus-
grenzung von bestimmten Bevöl-
kerungsgruppen aufgrund materi-
eller Not nicht zugelassen werden 
darf. Die gleichberechtigte Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben 

Der Armutsbegriff der Amt-
lichen Sozialberichterstattung
Lothar Eichhorn, Hannover

muss für alle garantiert sein. Die 
Armut wird nach diesem Konzept 
anhand von Indikatoren zur Un-
gleichheit der Einkommensvertei-
lung gemessen. Als „armutsge-
fährdet“ gilt, wer einen bestimm-
ten Prozentwert eines in Zeit und 
Raum variablen Durchschnitts-
einkommens unterschreitet. Von 
„Armutsgefährdung“ statt „Ar-
mut“ wird gesprochen, weil der 
Berechnung ausschließlich Ein-
kommensdaten zugrunde liegen. 
Weder individuell unterschiedli-
che Bedarfe noch die unterschied-
liche Fähigkeit zur Haushaltsfüh-
rung werden berücksichtigt. Die 
methodischen Essentials sind:
Als „armutsgefährdet“ gelten 
diejenigen Personen, deren Ein-
kommen weniger als 60 % des 
Durchschnitts beträgt. Analog 
gilt als „reich“ derjenige, dessen 
Einkommen den Durchschnitt um 
mehr als das Doppelte übersteigt. 
Für die Berechnung der Schwel-
lenwerte der Armutsgefährdung 
wird nicht das arithmetische 
Mittel, sondern der Median ver-
wendet. Die oft geäußerte Kritik, 
dass die Armutsquote automa-
tisch stiege, wenn einige Reiche 
dazukommen, trifft darum nicht 
zu, denn durch die Verwendung 
des Medians wird eine Verzerrung 
durch Ausreißerwerte verhindert. 
Maßgeblich ist nicht das Individu-
al-, sondern das gesamte monat-
liche Netto-Haushaltseinkommen 
unter Einschluss aller Haushalts-
mitglieder und Einkommensarten. 
Das Netto-Haushaltseinkommen 
wird mittels der international üb-
lichen „neuen OECD-Skala“ auf 

ein „bedarfsgewichtetes Netto-
äquivalenzeinkommen“ pro Per-
son transformiert. Die erste Per-
son im Haushalt hat ein Gewicht 
von 1,0, weitere Erwachsene: 0,5, 
Kinder: 0,3.
Datenquelle ist der Mikrozensus, 
der mit seinem breiten Frage-
programm und bundesweit ca. 
800.000 Befragten die Gewähr 
dafür bietet, dass die Ergebnis-
se regionalisierbar und zugleich 
nach Bevölkerungsgruppen bzw. 
Lebenslagen auswertbar sind. 
Die regionale Tiefe reicht bun-
desweit bis zur NUTS II-Ebene 
bzw. zu Raumordnungsregionen. 
Auch für Großstädte werden An-
gaben veröffentlicht.
Von hoher Bedeutung ist, ob als 
Schwellenwert der Armutsgefähr-
dung das nationale (National-
konzept) oder regionale Durch-
schnittseinkommen (Regional-
konzept) gewählt wird. Das Na-
tionalkonzept ist auf den ersten 
Blick einfacher und scheint leich-
ter vergleichbare Daten zu liefern. 
Es berücksichtigt aber nicht die 
regional unterschiedliche Preis-
niveaus, die die Einkommensdis-
paritäten mindern, so dass es in 
wirtschaftlich schwachen Regio-
nen die Armut überschätzt und sie 
in prosperierenden Räumen un-
terschätzt. Das Regionalkonzept 
hat dieses Problem nicht und ist 
außerdem mit dem methodisch 
zugrundeliegenden Teilhabekon-
zept besser vereinbar. Die Amt-
liche Sozialberichterstattung be-
rechnet die Armutsgefährdungs-
quoten der Länder und Regionen 
nach beiden Konzepten. 

Bedarfsgewichtetes Netto-
äquivalenzeinkommen

Armutsgefährdet: 
60 % des Median

National- bzw. 
Regionalkonzept
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Im Volkszählungsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts von 
1983 wurde bestätigt, dass der 
Staat zu rationalem und plan-
vollem Handeln verpflichtet 
ist. Das Anfertigen staatlicher 
Statis tiken unter Nutzung der 
elektronischen Datenverarbei-
tung wurde respektiert. Der 
Abgleich der Erhebungsdaten 
mit den Melderegistern wurde 
untersagt. So musste die ur-
sprünglich für Mai 1981 in der 
Bundes republik Deutschland 
geplante und wegen Finanzie-
rungs  problemen auf April 1983 
verschobene Volks zählung neu 
konzipiert werden. Die modi-
fizierte Zählung fand schließ-
lich mit Stichtag 25. Mai 1987 
statt. Es wurden 61.077.042 
Ein wohner in der Bundesre-
publik ermittelt. Die Volkszäh-
lung in der DDR fand hingegen 
wie geplant am 31. Dezember 
1981 statt. Nach ihr lebten da-
mals im Ostteil Deutsch lands 
16.705.635 Ein wohner. Seitdem 
fanden viele Jahre in Deutsch-
land keine Volkszählun gen 
mehr statt. Schließlich gab es, 
nicht zuletzt auf Druck der Eu-
ropäischen Union, einen recht 
um stritte nen Zensus mit Stich-
tag 9. Mai 2011. 
Die folgende Zeitreise durch 
deutsche Geschichte wurde auf 
der Suche nach Einwohnerzah-
len für 2012 durch Wikipedia.
org und die Liste der größten 
deutschen Städte angeregt. 

Einwohnerentwicklung, Grenzverschiebungen, 
Volkszählungen

Deutsche Großstädte –  
eine Zeitreise 
Josef Fischer, Leipzig

Vom Heiligen Rö-
mischen Reich ...

Das Heilige Römische Reich 
(Sacrum Romanum Imperium) 
bestand seit 962 und erhielt 
im 15. Jahr hundert den Zusatz 
Deutscher Nation (Nationis 
Germanicæ). Unter der Füh-
rung von Otto I., der Magde-
burg als Lieblings residenz hat-
te, gelang 955 auf dem Lechfeld 
bei Augsburg der Sieg über die 
angreifenden Ungarn. Danach 
bot ihm der Papst als Retter des 
Abendlandes die Kaiserwürde 
an und krönte ihn am 2. Febru-
ar 962 zum Kaiser. Das gilt als 
Beginn des Heiligen Römischen 
Reichs.
Das Reich war ein relativ loses 
Staatengebilde, das sich im Lau-
fe der Jahrhunderte auch terri-
torial änderte. Es reichte von 
Nord- und Ostsee im Norden 
bis zum Vatikanstaat in Italien, 
im Osten von Schlesien bis nach 
Luxemburg und dem heutigen 
Belgien im Westen. 
1517 begann in Wittenberg an 
der Elbe die Reformation durch 
Luther. Zu diesem Zeitpunkt, 
Anfang des 16. Jahrhunderts, 
waren unter den heute noch 
deutschen Städten Köln mit et-
wa 40.000 Einwoh nern sowie 
Augsburg, Lübeck, Magdeburg, 
Nürnberg und Ulm mit etwa 
20.000 bis 30.000 Einwohnern 
die größten Städte. Es gehörten 
aber auch Prag mit der 1348 
gegründeten ersten deutsch-
en Univer sität und ebenfalls 
rund 40.000 Einwohnern sowie 

weitere, heute meist niederlän-
dische, franzö si sche und belgi-
sche Städte zu den großen Städ-
ten des Heiligen Römischen Rei-
ches Deutscher Nation. 
Nicht immer ging es im Reich 
friedlich zu. Die Reformation 
führte nicht nur zur Kirchen-
spaltung son dern auch zum 
30-jährigen Krieg von 1618 bis 
1648. Da war Deutschland teil-
weise von Schweden besetzt, 
das sich einige Teile südlich der 
Ostsee für längere Zeit einver-
leibte. Während dieses Krieges 
wurden ganze Landstriche ent-
völkert, erst langsam wuchs die 
Bevölkerungszahl wieder an. 
Um 1700 waren Köln und 
Prag im Reich auf Rang 8 und 
9 verdrängt worden. Wien als 
Hauptstadt Österreichs war mit 
114.000 Einwohnern bereits 
Großstadt. Es folgte auf Rang 2 
Hamburg mit 70.000 Einwoh-
nern vor Antwerpen und Brüs-
sel in Brabant, Gent in Flandern, 
Lüttich im Fürstbistum Lüttich 
und Breslau in Schlesien mit 
40.000 Einwohnern.
Danach begann der rasante 
Aufstieg von Berlin, das 1701 
Hauptstadt des neu zum König-
reich er hobe nen Preußen wur-
de. Das bisherige Großherzog-
tum Preußen gehörte allerdings 
nicht zum Heiligen Römischen 
Reich. 1847 wurde Berlin Groß-
stadt und zweitgrößte Stadt des 
Reiches. 
Es gab immer stärkere Rivali-
täten zwischen Österreich und 
Preußen auch mit kriegerischen 
Mitteln. So eignete sich Preußen 

Wien führt

Hamburg folgt

Berlin steigt auf
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beispielsweise Schlesien an. Da-
mit gehörte Breslau 1750 zu 
Preußen. Braun schweig gehör-
te dem Kurfürstentum Braun-
schweig-Lüneburg an, das 1814 
aufhörte zu existie ren. Die 20 
größten Reichsstädte von 1750 
zeigt die entsprechende Tabelle 
1. Die Daten beruhen auf Schät-
zungen. Amtliche Volkszählun-
gen gab es im Heiligen Römi-
schen Reich Deutscher Nation 
nicht. 

Kaiser Franz II. legte nach einem 
französischen Ultimatum am 6. 
August 1806 in Wien die Reichs-
krone nieder, was als Ende des 
Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation gilt. Zuvor 
hatte sich Napoleon 1804 zum 
Kaiser gekrönt und mit seinen 
Truppen größere Gebiete öst-
lich von Frankreich besetzt. Im 
Dezember 1805 wurde das mit 
Napoleon verbündete Bayern 
zum Königreich proklamiert. Im 
Januar 1806 entstand unter Na-

poleons Gnaden das Königreich 
Württemberg und im Dezember 
1806 das Königreich Sachsen. 
Auf Initiative Napoleons wurde 
1806 in Paris der Rheinbund 
gegründet. Er war eine Konfö-
deration deutscher Länder, die 
aus dem Verband des Heiligen 
Römischen Reiches Deutscher 
Nation aus traten. Der Rhein-
bund hörte nach der Völker-
schlacht bei Leipzig 1813 auf zu 
bestehen, nachdem die franzö-
sischen und mit ihnen verbün-
deten Truppen eine vernich-
tende Niederlage erlitten hat-
ten. In der Folge wurde in der 
Kaiserstadt Wien getanzt und 
über die Neuordnung Europas 
beraten. So entstand 1814 das 
Königreich Hannover als Nach-
folgestaat des Kurfürstentums 
Braunschweig-Lüneburg. Die 
Bedeutung der Stadt Braun-
schweig sank dadurch gegen-
über der von Hannover, was sich 
auch in der Einwohnerentwick-
lung bemerkbar machte. 

... über den  
Deutschen Bund ...

Im Ergebnis des Wiener Kon-
gresses wurde 1815 der Deut-
sche Bund gegründet. Das war 
ein Staatenbund überwiegend 
deutsch sprachiger Staaten, die 
zuvor dem Heiligen Römischen 
Reich angehörten. Gegenüber 
diesem gehörten im Süden die 
(meisten) italienischen Gebiete, 
die Schweiz und im Westen auch 
die niederländischen Sprachge-
biete (das Königreich Nieder-
lande) nicht zum Deutschen 
Bund. Vom Königreich Preußen 
und vom Kaiserreich Österreich 
gehörten die östlichen Gebiete 
ebenfalls nicht zum Bund son-
dern nur die Teile, die ehedem 
zum Heiligen Römischen Reich 
gehörten. Im Norden bildeten 
Nord- und Ostsee die Grenze, 
die Südspitze bildete Triest an 
der Adria. Westlichstes Land war 
Luxemburg, östlichster Punkt 
war Oberschlesien. 

1750 (Einwohner-Schätzungen) 
Heiliges Römisches Reich (962–1806)

1849 (Meist Volkszählung 3. Dezember) 
Deutscher Bund (1815–1866)

Rang Stadt Einwohner Staat Rang Stadt Einwohner Staat
1. Wien 175.000 Österreich 1. Wien 426.415 Österreich
2. Berlin 113.000 Preußen 2. Berlin 423.902 Preußen
3. Hamburg 75.000 Hamburg 3. Hamburg 157.450 Hamburg
4. Prag 59.000 Böhmen 4. Prag 124.181 Österreich
5. Brüssel 57.000 Brabant 5. Breslau 110.702 Preußen
6. Lüttich 57.000 Lüttich 6. München 96.396 Bayern
7. Breslau 55.000 Preußen 7. Köln 94.789 Preußen
8. Dresden 52.000 Sachsen 8. Dresden 94.092 Sachsen
9. Antwerpen 43.000 Brabant 9. Königsberg 75.240 Preußen
10. Köln 43.000 Köln 10. Graz 65.788 Österreich
11. Gent 39.000 Flandern 11. Triest 63.931 Österreich
12. Leipzig 35.000 Sachsen 12. Danzig 63.910 Preußen
13. Frankfurt a. M. 32.000 Frankfurt a.M. 13. Leipzig 62.374 Sachsen
14. München 32.000 Bayern 14. Frankfurt a.M. 59.316 Frankfurt a. M.
15. Augsburg 32.000 Augsburg 15. Magdeburg 56.181 Preußen
16. Brügge 30.000 Flandern 16. Bremen 53.478 Bremen
17. Nürnberg 30.000 Nürnberg 17. Nürnberg 50.828 Bayern
18. Bremen 28.000 Bremen 18. Aachen 50.533 Preußen
19. Braunschweig 25.000 Braunschweig-Lüneb. 19. Brünn 49.460 Österreich
20. Mainz 24.000 Mainz 20. Stuttgart 47.837 Württemberg

DEUTSCHE GROSSSTÄDTE – EINE ZEITREISE

Tab. 1
Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/
Liste_der_größten_deutschen_Städte

1750: Die größten Städte
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Zum Deutschen Bund gehörten 
39 Mitgliedstaaten, Hessen-
Homburg erst ab 1817. 35 Staa-
ten waren Fürstentümer, vier 
waren Freie Städte. Viele frü-
here Kleinstaaten gab es nicht 
mehr. Trotz der Auf nahme wei-
terer Mitglieder sank die Anzahl 
der Staaten durch Zusammen-
schlüsse bis 1863 auf 35 Staa-
ten. Die Fläche des Deutschen 
Bundes umfasste im Jahr 1815 
rund 630.100 km². Die Bevölke-
rung wuchs ab 1815 von etwa 
29,2 Mio. bis 1865 auf rund 
47,7 Mio. Einwohner. 
1834 wurde der Deutsche Zoll-
verein unter Führung Preußens 
gebildet. Ihm schlossen sich 
immer mehr Staaten des Deut-
schen Bundes an, Österreich 
aber nicht. Der Zollverein führ-
te ab 1834 bis 1867 jedes dritte 
Jahr am 3. Dezember Volkszäh-
lungen durch. In Österreich gab 
es solche erst ab 1869. 
Im Mai 1848 gab es im Deut-
schen Bund die ersten Wahlen 
zu einer verfassunggebenden 
National versammlung. Das wa-
ren die ersten nationalen Wah-
len in Deutschland. Die Wahl er-
folgte in 649 Wahl kreisen. Für 
je 50.000 Männer sollte über 
Wahlmänner ein Abgeordneter 
gewählt werden. Die Einwoh-
nerstatistik war also schon für 
diese Wahl von großer Bedeu-
tung. Die Nationalversammlung 
tagte in Frankfurt am Main, hat-
te aber nicht lange Bestand.
Die Tabelle der größten Städte 
des Deutschen Bundes für 1849 
basiert für die meisten Städte 
auf der Volkszählung von 1849, 
also dem Jahr nach der Wahl zur 
Nationalversammlung. Es gab 
inzwischen fünf Großstädte 
mit über 100.000 Einwohnern. 
Unter den 20 damals größten 
Städten waren drei Freie Städte, 
die anderen gehörten dem Kai-
serreich Österreich oder einem 
der deutschen Königreiche an, 
darunter die Hauptstädte Wien, 
Berlin, München und Dresden. 

Im Deutschen Bund wuchsen 
die Spannungen um die Vor-
herrschaft zwischen Österreich 
und Preußen. 1866 kam es zum 
Deutschen Krieg, in den fast 
alle deutschen Staaten verwi-
ckelt waren. Ihn konnte Preußen 
durch den Sieg in der Schlacht 
von Königgrätz für sich ent-
scheiden. In den Friedensver-
handlungen akzeptierte Öster-
reich die Neuordnung der Deut-
schen Staaten ohne seine Mit-
wirkung. Am 23. August 1866 
wurde in Prag die Auflösung des 
Deutschen Bundes bestätigt.
Schon am 18. August 1866, also 
fünf Tage davor, hatten sich die 
Fürstentümer und Hansestädte 
nörd lich des Mains unter preu-
ßischer Führung zum Nord-
deutschen Bund zusammen-
geschlossen. Diesem gehörten 
zunächst 15 Mitglieder an. Sie 
gaben sich 1867 eine Verfas-
sung, die den Nord deutschen 
Bund zu einem Bundesstaat 
und einem föderalen Gesamt-
staat machte. 

... zum  
Deutschen Reich
Im Krieg gegen Frankreich ver-
bündeten sich 1870 die süd-
deutschen Staaten Baden, Bay-
ern und Württemberg mit dem 
Norddeutschen Bund und traten 
ihm nachfolgend bei. Am 18. Ja-
nuar 1871 nach dem Sieg gegen 
Frankreich wurde der preußische 
König deutscher Kaiser, das 
Deutsche Reich zum Kaiser-
reich. Elsaß-Lothringen mit 
Straßburg wurde wieder deut-
sches Reichsland. Preußen an-
nektierte das König reich Hanno-
ver, das zu preußischen Provinz 
wurde, und andere Gebiete ins-
besondere nördlich des Mains. 
Preußen, Bayern, Württemberg 
und Sachsen blieben Königrei-
che im Kaiserreich. Zum Kaiser-
reich gehörten 25 Staaten, dar-
unter die drei Hansestädte Ham-
burg, Bremen und Lübeck. Es 

umfasste 540.858 km². Die Ein-
wohnerzahl stieg von rund 41,1 
Mio. 1871 auf 64,9 Mio. 1910.
Die früheren Mitglied staaten 
des Deutschen Bundes Öster-
reich, Liechtenstein, Luxem-
burg und das niederländische 
Limburg gehörten nicht zum 
Deutschen Reich. Die Städte 
dieser Staaten, insbeson dere 
die aus Österreich, gehörten 
nicht (mehr) zum Reich, konn-
ten auch nicht mehr größte 
deutsche sein. Dazu gehör-
te nunmehr auch das in Ost-
preußen gelegene Königsberg. 
In der Tabelle der nunmehr 20 
größten deutschen Städte von 
1880 sind auch die Städte Bar-
men und Elberfeld, die sich mit 
weiteren Städten 1929 zusam-
menschlossen und sich ab 1930 
Wuppertal nannten. Deutsch-
land erlebte nach dem Krieg von 
1870 einen starken wirtschaft-
lichen Aufschwung, die Indus-
trie zog viele Menschen in die 
Städte, die häufig auch durch 
Eingemeindungen Einwohner-
gewinne verzeichneten. 
Volkszählungen gab es im De-
zember 1871 und dann in der 
Regel alle fünf Jahre bis 1910. 
Weitere eingeschränkte Zählun-
gen gab es bereits 1916 und 
1917 wegen der Lebensmit-
telrationierung im Ersten Welt-
krieg (s. S. 24, Tab. 2).

Nachdem das Deutsche Kaiser-
reich den Ersten Weltkrieg von 
1914 bis 1918 verloren hatte, 
verlor das Reich auch wieder 
Elsaß-Lothringen an Frankreich 
sowie die preußische Provinz 
Posen und West preußen sowie 
zumindest zeitweilig auch Ober-
schlesien an Polen. Längere Zeit 
waren die deutschen Grenzen 
unklar und damit auch die Ein-
wohnerzahl. Der Kaiser, die Kö-
nige und Fürsten dankten ab, 
am 9. November 1918 wurde in 
Berlin die Republik ausgerufen. 
Diese wurde später Weimarer 
Republik genannt, da die Ver-

1871: 
41,1 Millionen Einwohner

Alle 3 Jahre eine VZ

1848: 
Erste nationale Wahl
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fassung gebende Deutsche Na-
tionalversammlung des Reichs 
1919 in Weimar tagte. 
Ende 1919 gab es wieder eine 
Volkszählung, die belegte, dass 
die großen Städte weiter stark 
angewachsen waren. Die größ-
ten 20 deutschen Städte hat-
ten über 250.000 Einwohner. 
Das Deutsche Reich hatte 1919 
eine Fläche von 474.304 km² 
und 60,9 Mio. Einwohner. 1920 
musste das Reich Memelland, 
Nord schleswig, Ostbelgien und 
das Saarland abtreten, 1922 
Ostoberschlesien mit den Städ-
ten Kattowitz und Königshütte. 
Zur Volkszählung im Juni 1925 
betrug die Fläche des Reichs 
468.718 km², die Einwohner-
zahl war dennoch auf 62,4 Mio. 
gestiegen.
Von 1919 bis 1932 gab es acht 
Wahlen im Reich, was die po-
litische Instabilität belegt. Die 
Zeit war auch wirtschaftlich sehr 
unruhig. 1923 begann die Su-
perinflation, 1929 die Weltwirt-
schaftskrise. Die Weimarer Re-

publik endete mit der Machter-
greifung der National sozialisten 
nach der Reichstagswahl im 
November 1932 und der Ernen-
nung Adolf Hitlers zum Reichs-
kanzler am 30. Januar 1933.
Nach der Machtübernahme 
durch die Nazis gab es im Juni 
1933 wieder eine Volkszählung. 
Die Fläche war mit 468.787 km² 
nahezu unverändert, die Ein-
wohnerzahl weiter auf 65,4 
Mio. gestiegen. 
1935 wurde das Saarland okku-
piert, 1938 das Sudetenland und 
weitere tschechische Gebiete. 
1939 erfolgte der Anschluss von 
Deutsch-Österreich (Ostmark), 
das vom Kaiserreich Österreich 
nach dem Ersten Weltkrieg üb-
riggeblieben war. Danach betrug 
die Fläche des Reichs 583.370 
km². Die Volkszählung von 1938 
war wegen des Anschlusses von 
Österreich verschoben worden 
und fand im Mai 1939 statt. Die 
Einwohnerzahl im neuen Groß-
deutschen Reich betrug 79,4 
Mio. Wien gehörte wieder zu 

Deutschland, was die Tabelle 3 
(S. 25) von 1939 zeigt. 

Am 1. September 1939 überfiel 
Deutschland Polen, womit der 
Zweite Weltkrieg begann, der 
auch nach der bedingungslosen 
Kapitulation Deutschlands am 
8. Mai 1945 noch andauerte. 
Deutschland verlor alle ab 1935 
vereinnahmten Gebiete, auch 
das Saarland, das erst ab 1957 
als 10. Bundesland (wieder) zur 
Bundesrepublik Deutschland 
gehörte. Österreich wurde wie-
der eigenständig. Die ehe mals 
deutschen Gebiete östlich der 
Oder-Neiße-Linie einschließlich 
westlich der Oder gelegener Tei-
le von Stettin wurden polnisch. 
Städte wie Breslau, Königsberg 
und Wien gehörten nicht mehr 
zu Deutschland. Ein Großteil 
der Deutschen aus den ehe-
mals deutschen Ostgebieten 
floh nach Westen und siedelte 
sich dort an. Es gab gewaltige 
Bevölkerungsverschiebungen. 
Viele Städte waren zer bombt, 

1880 (Volkszählung 1. Dezember)
Deutsches Kaiserreich (1871–1918)

1919 (Volkszählung 8. Oktober) 
Weimarer Republik (1919–1932)

Rang Stadt Einwohner Staat Rang Stadt Einwohner Land
1. Berlin 1.122.330 Preußen 1. Berlin 1.902.509 Preußen
2. Hamburg 289.859 Hamburg 2. Hamburg 985.779 Hamburg
3. Breslau 272.912 Preußen 3. Köln 633.904 Preußen
4. München 230.023 Bayern 4. München 630.711 Bayern
5. Dresden 220.818 Sachsen 5. Leipzig 604.380 Sachsen
6. Leipzig 149.081 Sachsen 6. Dresden 529.326 Sachsen
7. Köln 144.772 Preußen 7. Breslau 528.260 Preußen
8. Königsberg 140.909 Preußen 8. Essen 439.257 Preußen
9. Frankfurt a. M. 136.819 Preußen 9. Frankfurt a. M. 433.002 Preußen
10. Hannover 122.843 Preußen 10. Düsseldorf 407.338 Preußen
11. Stuttgart 117.303 Württemberg 11. Nürnberg 352.675 Bayern
12. Bremen 112.453 Bremen 12. Charlottenburg 322.766 Preußen
13. Danzig 108.551 Preußen 13. Hannover 310.431 Preußen
14. Straßburg 104.471 Elsaß-Lothringen 14. Stuttgart 309.197 Württemberg
15. Nürnberg 99.519 Bayern 15. Chemnitz 303.775 Sachsen
16. Magdeburg 97.539 Preußen 16. Dortmund 295.026 Preußen
17. Barmen 95.941 Preußen 17. Magdeburg 285.856 Preußen
18. Düsseldorf 95.458 Preußen 18. Neukölln 262.127 Preußen
19. Chemnitz 95.123 Sachsen 19. Königsberg 260.895 Preußen
20. Elberfeld 93.538 Preußen 20. Bremen 257.923 Bremen

DEUTSCHE GROSSSTÄDTE – EINE ZEITREISE

Tab. 2
Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/
Liste_der_größten_deutschen_Städte

VZ 1919
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einige stark, andere weniger 
stark, die überlebende Bevöl-
kerung oft aufs Land gezogen.

Nach dem  
II. Weltkrieg
Das Nachkriegsdeutschland wur-
de in vier Besatzungszonen ein-
geteilt. Preußen wurde zerschla-
gen. In allen Zonen erfolgte eine 
Neu gliederung Deutschlands in 
Länder. In der sowjetischen Zo-
ne wurden schon im Juli 1945 
die Länder Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen, Brandenburg 
und Mecklenburg gebildet. Die 
amerikani sche Zone wurde im 
September 1945 in die Länder 
Bayern, Hessen, Württemberg-
Baden und im Januar 1947 Bre-
men unterteilt. Ab Mitte 1946 
wurden in der britischen Zone 
die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein und Hamburg gebildet, in 
der französischen Zone Baden, 
Württemberg-Hohenzollern und 
Rheinland-Pfalz. Berlin war in 

vier Sektoren untergliedert und 
unterlag dem Vier-Mächte-Sta-
tus. Das Saarland erhielt einen 
Sonderstatus und gehörte zu 
keiner der vier Zonen. 
Volkszählungen wurden am 1. 
Dezember 1945 in der Sowjeti-
schen Besatzungszone, am 26. 
Januar 1946 in der Französi-
schen Besatzungszone und am 
29. Oktober 1946 in allen vier 
Besatzungszonen Deutschlands 
unter Ver antwortung der Be-
satzungsmächte durchgeführt. 
Die Fläche betrug nur noch 
353.460 km², die Einwohner-
zahl 65,1 Mio. (plus 0,75 Mio. 
im Saarland). Die Einwohner-
zahl je km² war jedoch von 136 
im Jahr 1939 bis 1946 auf 184 
hochgeschnellt.
Alle großen Städte hatten ge-
genüber 1939 massiv Einwoh-
ner verloren. Bremen, das am 
31. Juli 1945 nur noch 289.221 
Einwohner hatte, erholte sich 
aber vergleichsweise schnell 
und zählte zur Volkszählung 
am 29. Oktober 1946 schon 

1939 (Volkszählung 17. Mai)
Deutsches Reich (1933–1945)

1946 (Volkszählung 29. Oktober)
Nachkriegsdeutschland (1946–1949)

Rang Stadt Einwohner Land Rang Stadt Einwohner Land
1. Berlin 4.338.756 Preußen 1. Berlin 3.187.470 Berlin
2. Wien 1.929.976 Ostmark 2. Hamburg 1.403.300 Hamburg
3. Hamburg 1.711.877 Hamburg 3. München 751.967 Bayern
4. München 829.318 Bayern 4. Leipzig 607.655 Sachsen
5. Köln 772.221 Preußen 5. Essen 524.728 Nordrhein-Westfalen
6. Leipzig 707.365 Sachsen 6. Köln 491.380 Nordrhein-Westfalen
7. Essen 666.743 Preußen 7. Dresden 467.966 Sachsen
8. Dresden 630.216 Sachsen 8. Dortmund 436.491 Nordrhein-Westfalen
9. Breslau 629.565 Preußen 9. Frankfurt a. M. 424.065 Groß-Hessen
10. Frankfurt a. M. 553.464 Preußen 10. Düsseldorf 420.909 Nordrhein-Westfalen
11. Dortmund 542.261 Preußen 11. Stuttgart 413.528 Baden-Württemberg 
12. Düsseldorf 541.410 Preußen 12. Bremen 385.266 Bremen
13. Hannover 470.950 Preußen 13. Duisburg 356.408 Nordrhein-Westfalen
14. Stuttgart 458.429 Württemberg 14. Hannover 354.955 Hannover
15. Duisburg 434.646 Preußen 15. Wuppertal 325.846 Nordrhein-Westfalen
16. Nürnberg 423.383 Bayern 16. Nürnberg 312.338 Bayern
17. Wuppertal 401.672 Preußen 17. Gelsenkirchen 265.793 Nordrhein-Westfalen
18. Königsberg 372.164 Preußen 18. Chemnitz 250.188 Sachsen
19. Bremen 354.109 Bremen 19. Bochum 246.477 Nordrhein-Westfalen
20. Chemnitz 337.645 Sachsen 20. Magdeburg 236.326 Sachsen-Anhalt

mehr Einwohner als 1939. 
Demgegenüber verloren die in 
der sowjetischen Besatzungs-
zone befindlichen Städte auch 
Einwohner in Richtung Westen, 
was bis zur Abriegelung der 
deutsch-deutschen Grenze und 
dem Bau der Berliner Mauer am 
13. August 1961 anhielt. So hat-
ten Dresden und Chemnitz 1946 
fast ein Drittel weniger Einwoh-
ner als 1939.
Am 23. Mai 1949 wurde für 
die drei westdeutschen Besat-
zungszonen das Grundgesetz 
verkündet, wo mit die Bundes-
republik Deutschland gegründet 
war. Viereinhalb Monate später 
am 7. Okto ber 1949 wurde in 
der ostdeutschen, der sowje-
tischen Besatzungszone die 
Deutsche Demokratische Re-
publik (DDR) gegründet. Berlin 
behielt den Vier-Mächte Sta-
tus, wobei zunehmend die drei 
Westsektoren gegenüber dem 
sowjetischen Ostsektor abge-
grenzt wurden. Dank des Mar-
shall-Plans von 1947, der die Tab. 3

Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/ 
Liste_der_größten_deutschen_Städte

Einwohner-Verluste 
an den Westen



26 Stadtforschung und Statistik 2 - 2013

große Not nach dem Zweiten 
Weltkrieg lindern sollte, kam 
es in der Bundesrepublik zum 
Wirtschaftswunder. Die sowje-
tisch besetzte Zone hingegen 
musste massive Reparationen 
an die Sowjetunion leisten. Die 
Wirtschaft erholte sich nur lang-
sam. Zudem trug das installierte 
sozialistische System dazu bei, 
dass viele Menschen in den 
Westteil Deutschlands zogen. 
Mit Gründung der beiden deut-
schen Staaten spätestens ende-
te das Deutsche Reich. 
In der Bundesrepublik Deutsch-
land wurde meist der erste Teil 
des Staats namens weggelassen 
und nur von Deutschland ge-
sprochen. Beispielsweise hat-
te 1954 Deutsch land den Titel 
des Fußballweltmeisters gegen 
Ungarn gewonnen. Das Statis-
tische Jahrbuch Deutscher Ge-
meinden wurde nicht umbe-
nannt in Statistisches Jahrbuch 
bundesdeutscher Gemein den, 
lieferte aber dennoch nur Anga-
ben für die Städte der Bundesre-

publik Deutschland. So wurde im 
Westen die DDR zunehmend als 
Ausland und weniger als zweiter 
deutscher Staat angesehen.
In der DDR wurden die 1946 ge-
gründeten Länder 1952 wieder 
abgeschafft. Es wurden neben 
Berlin-Ost (Berlin – Hauptstadt 
der DDR) 14 Bezirke gebildet, 
darunter die Bezirke Dresden 
und Leipzig.
1952 vereinigten sich die Länder 
Baden, Württemberg-Hohenzol-
lern und Württemberg-Baden 
zum Bundes land Baden-Würt-
temberg, so dass zur Bundesre-
publik zu diesem Zeitpunkt neun 
Länder gehörten. Erst 1957 wur-
de nach einer Volksabstim mung 
das Saarland zehntes Bundes-
land. Berlin-West mit den drei 
Westsektoren hatte bis 1989 
einen Sonderstatus. 
In mehreren Bundesländern 
fanden Gebietsreformen statt, 
in Nordrhein-Westfalen in zwei 
Phasen ab 1966 bis 1974, wo-
durch dieses Land zum Städte-
staat wurde. Vielfach wurden 

Gemeinden zusammen gelegt, 
wodurch die großen Städte 
ebenfalls Einwohner hinzuge-
wannen. Auch das trug dazu 
bei, dass 1975 unter den größ-
ten 20 deutschen Städten neun 
in Nordrhein-Westfalen lagen. 
Neben Berlin gehörten aus dem 
Osten Deutschlands nur noch 
Dresden und Leipzig dazu).

Als Bundeshauptstadt (wie 
auch später als Bundesstadt) 
profitierte Bonn und verdräng-
te Gelsenkirchen aus der Liste 
der größten 20 Städte, wie der 
Tabelle 4 für 1990 zu entneh-
men ist. 
Im Herbst 1989 kam es in der 
DDR zur Friedlichen Revoluti-
on, die schließlich am 3. Okto-
ber 1990 zur Vereinigung beider 
deutscher Staaten in der Bundes-
republik Deutschland führte. En-
de 1989 hatte Deutsch land 79,1 
Mio. Einwohner, die Bundesrepu-
blik ohne Berlin-West 60,5 Mio., 
Berlin-West 2,1 Mio., Berlin-Ost 
1,3 Mio. und die DDR ohne Ber-

1975 (31. Dezember gemäß Fortschreibung)
Bundesrepublik Deutschland und DDR

1990 (31. Dezember gemäß Fortschreibung)
Wiedervereinigtes Deutschland (seit 1990)

Rang Stadt Einwohner Land Rang Stadt Einwohner Land
1. Berlin (West+Ost) 3.083.011 Berlin 1. Berlin 3.433.695 Berlin
2. Hamburg 1.717.383 Hamburg 2. Hamburg 1.652.363 Hamburg
3. München 1.314.865 Bayern 3. München 1.229.026 Bayern
4. Köln 1.013.771 Nordrhein-Westfalen 4. Köln 953.551 Nordrhein-Westfalen
5. Essen 677.568 Nordrhein-Westfalen 5. Frankfurt a. M. 644.865 Hessen
6. Düsseldorf 664.336 Nordrhein-Westfalen 6. Essen 626.973 Nordrhein-Westfalen
7. Frankfurt a. M. 636.157 Hessen 7. Dortmund 599.055 Nordrhein-Westfalen
8. Dortmund 630.609 Nordrhein-Westfalen 8. Stuttgart 579.988 Baden-Württemberg
9. Stuttgart 600.421 Baden-Württemberg 9. Düsseldorf 575.794 Nordrhein-Westfalen
10. Duisburg 591.635 Nordrhein-Westfalen 10. Bremen 551.219 Bremen
11. Bremen 572.969 Bremen 11. Hannover 513.010 Niedersachsen
12. Leipzig 566.630 Bezirk Leipzig 12. Duisburg 535.447 Nordrhein-Westfalen
13. Hannover 552.955 Niedersachsen 13. Leipzig 511.079 Sachsen
14. Dresden 509.331 Bezirk Dresden 14. Nürnberg 493.692 Bayern
15. Nürnberg 499.060 Bayern 15. Dresden 490.571 Sachsen
16. Bochum 414.842 Nordrhein-Westfalen 16. Bochum 396.486 Nordrhein-Westfalen
17. Wuppertal 405.369 Nordrhein-Westfalen 17. Wuppertal 383.660 Nordrhein-Westfalen
18. Gelsenkirchen 322.584 Nordrhein-Westfalen 18. Bielefeld 319.037 Nordrhein-Westfalen
19. Bielefeld 316.058 Nordrhein-Westfalen 19. Mannheim 310.411 Baden-Württemberg
20. Mannheim 314.086 Baden-Württemberg 20. Bonn 292.234 Nordrhein-Westfalen

DEUTSCHE GROSSSTÄDTE – EINE ZEITREISE

Tab. 4
Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/
Liste_der_größten_deutschen_Städte

DDR = Ausland?

Deutschland statt BRD
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lin-Ost 15,2 Mio. Die Gesamt-
fläche betrug 357.121 km². Vor 
der Wiederver eini gung wurden 
in der DDR die fünf Länder von 
1946 mit Modifikationen wieder-
gegründet. Auch Niedersachsen 
veränderte sich etwas, indem 
ihm nordöstlich der Elbe das Amt 
Neuhaus zugeordnet wurde. 
Der Friedlichen Revolution 1989 
folgte im Osten des Landes die 
demografische Revolution mit 
einem Exodus der Einwohner 
nach Westen und einem nie 
gekannten Geburtenrückgang. 
Später sprach man von demo-
grafischem Wandel, der auch 

den Westen erreichte. Außer in 
Wachstumskernen ging bei viel 
zu geringen Geburtenzahlen die 
Bevölkerungszahl zurück. 

Zensus 2011
Mit Stichtag 9. Mai 2011 gab 
es in Deutschland wieder einen 
Zensus. Dabei gab es eine Ge-
bäude- und Wohnungs  zählung, 
die den Namen ver diente. Durch 
eine Bevölkerungserhebung auf 
Stichprobenbasis unter Nutzung 
mehre rer Register wurden Ein-
wohnerzahlen ermittelt und 
trotz elektronischer Datenver-

Die 20 größten deutschen Städte im Jahr 2011
Rang Stadt Groß-

stadt
seit

Einwohner-
Entwicklung 
2000–2010

Einwohner
12/2011
vor Zensus

Einwohner
9. Mai
2011

Einwohner
12/2011
nach Zens.

Diff. 2011
vor Zens.–
nach Zens.

Fläche
in 
km²

Ein-
wohner
je km²

Land

1 Berlin 1747 2,32 % 3.501.872 3.292.365 3.326.002 -175.870 891,75 3.692 Berlin
2 Hamburg 1787 4,14 % 1.798.836 1.706.696 1.718.187 -80.649 755,30 2.382 Hamburg
3 München 1854 11,81 % 1.378.176 1.348.335 1.364.920 -13.256 310,70 4.436 Bayern
4 Köln 1852 4,59 % 1.017.155 1.005.775 1.013.665 -3.500 405,17 2.510 Nordrhein-

Westfalen
5 Frankfurt a. M. 1875 4,80 % 691.518 667.925 676.533 -14.985 248,31 2.785 Hessen
6 Stuttgart 1874 3,89 % 613.392 585.890 591.015 -22.377 207,35 2.958 Baden-

Württemberg
7 Düsseldorf 1882 3,40 % 592.393 586.291 589.649 -2.744 217,41 2.725 Nordrhein-

Westfalen
8 Dortmund 1894 -1,45 % 580.956 571.143 571.403 -9.553 280,71 2.070 Nordrhein-

Westfalen
9 Essen 1896 -3,46 % 573.468 566.201 565.900 -7.568 210,34 2.726 Nordrhein-

Westfalen
10 Bremen 1875 1,47 % 548.319 542.707 544.043 -4.276 325,42 1.685 Bremen
11 Dresden 1852 9,47 % 529.781 512.354 517.765 -12.016 328,31 1.614 Sachsen
12 Leipzig 1871 6,02 % 531.809 502.979 510.043 -21.766 297,37 1.788 Sachsen
13 Hannover 1875 1,49 % 525.875 506.416 509.485 -16.390 204,14 2.576 Niedersachsen
14 Nürnberg 1881 3,53 % 510.602 486.314 490.085 -20.517 186,37 2.740 Bayern
15 Duisburg 1904 -4,92 % 488.005 488.468 487.470 -535 232,83 2.096 Nordrhein-

Westfalen
16 Bochum 1904 -4,20 % 373.976 362.286 362.585 -11.391 145,66 2.567 Nordrhein-

Westfalen
17 Wuppertal 1884 -4,56 % 349.470 342.661 342.570 -6.900 168,39 2.075 Nordrhein-

Westfalen
18 Bielefeld 1930 0,47 % 327.913 326.870 327.199 +3.804 257,93 1.254 Nordrhein-

Westfalen
19 Bonn 1934 7,49 % 323.395 305.765 307.530 -20.383 141,22 2.322 Nordrhein-

Westfalen
20 Münster 1915 5,34 % 291.745 290.117 293.393 +1.639 302,95 963 Nordrhein-

Westfalen

arbeitung erst nach mehr facher 
Verschiebung am 31. Mai 2013 
veröffent licht. Bis dahin galten 
fortgeschriebene Einwohner-
zahlen. 
Deutschland hatte gemäß Zensus 
80,2 Mio. Einwoh ner  und damit 
1,6 Mio. weniger nach der Fort-
schreibung. Die Fort schreibung 
nach dem Zensus ergab bis Ende 
2011 wieder einen leichten An-
stieg auf über 80,3 Mio. 
Auch die meisten Städte hat-
ten durch den Zensus Ein-
wohnerverluste, die stärksten 
die Millionen städte Berlin und 
Hamburg, wie der Tabelle 5 

Tab. 5
*Wuppertal entstand erst 

1930, zwei Vorgängerstädte 
waren aber schon 1894 Groß-

städte.
Quellen: http://de.wikipedia.org/wiki/

Liste_ der_Großstädte_in_Deutschland, 
Staatliche Statistik

Berlin führt 
unangefochten
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mit unterschiedlichen Angaben 
(meist) für das Zensusjahr 2011 
zu entnehmen ist. Die Rangfol-
ge der 20 größten Städte änder-
te sich per 9. Mai 2011, wurde 
aber bereits aufgrund der Ent-
wicklung bis Ende 2011 nahe-
zu die vorige. Um Rang 20 ent-
brannte ein heftiger Dreikampf 
zwischen den Städten Mann-
heim mit 290.117 Einwohner 
am 9. Mai 2011 und 291.458 
Ende 2011, Münster mit ei-
nem Anstieg von 289.576 auf 

293.393 und Karlsruhe mit dem 
Plus von 289.171 auf 291.995. 
Ende 2011 lag Münster dem-
nach vorn.

Ob die Zensuszahlen wieder zu 
Klagen vor dem Bundesverfas-
sungs gericht führen und wel-
che Kon sequen zen das für ei-
nen kommenden Zensus hätte, 
bleibt bis auf weiteres offen. 
Im Gegensatz zu den Einwoh-
nerzahlen sind die Flächen der 
Städte heute relativ unprob-

lematisch zu bestimmen. Be-
trachtet man die nach der Flä-
che größten deutschen Städte, 
so kommt man zu einem völlig 
anderen Ergebnis als bezüglich 
der Einwohnerzahl. Nach Ber-
lin und Hamburg folgen noch 
vor Köln die Kleinstädte im 
ländlichen Raum im Nordosten 
Deutschlands Gardelegen mit 
632 km², Möckern mit 524 km², 
Zerbst/Anhalt mit 468 km² und 
Wittstock/Dosse mit 417 km². 
Größe ist eben relativ.

DEUTSCHE GROSSSTÄDTE – EINE ZEITREISE

Das gibt es doch nicht: Joe Cocker tritt auf und ich bekomme 
das erst acht Wochen vorher mit. Da ist es schon schwer, an 
gute Karten zu kommen. Da ich nur eine haben will – meiner 
Frau ist dieser ältere Herr einfach zu laut –, geht’s noch. Aber 
ich muss in Kauf nehmen, recht weit weg zu sitzen. Dafür muss 
ich nur 48 Euro berappen. 

Ich höre Sie schon sagen, für einen mäßigen Platz sei das doch 
recht viel. So? Natürlich zahle ich im Hagener Stadttheater nur 
die Hälfte. Aber da schenkt die Bürgerschaft mir bei jedem Besuch 
90 Euro. Joe Cocker muss sich selbst durchbeißen.

Zurück nach Köln, in die Lanxess-Arena, wo er im April dieses 
Jahres auftrat.

Sein Auftritt war hervorragend – wieder einmal. 

Sein Schrei ist immer noch da. Dieser ohrenbetäubende, langge-
zogene Laut, in dessen Lärmschleppe jedes Flugzeug ungehört 
starten kann. 

Joe Cockers Liegestuhl-Konzert
Martin Schlegel, Hagen

Richtig tanzen konnte der Alt-68er noch nie und nun hat er das 
wenige auch noch verlernt. Früher sprang er sicher 30 cm hoch 
und wenn er auf der Bühne aufkam, war das ein Krach ohne-
gleichen. Heute schafft er noch so 20 cm, aber immer noch ex-
plodiert die Halle.

Was aber sucht das ergraute Vorstadtmäuschen zwei Plätze neben 
mir? Typ: Mutti hat zur Feier des Tages die Lockenwickler rausge-
nommen. Hat die sich vertan? Die ist hier doch fehl am Platz. Da 
tut sie wohl ihrem Mann einen Gefallen. Irrtum! Bei „Summer in 
the City“ geht die Post ab. Da ist sie zwei Generationen jünger und 
lässt uns alle alt aussehen. Joe Cocker bringt die Jugend zurück.

Ihr Mann sitzt gleich neben mir. Uns blendet das Licht der Gegen-
seite. Gemeinsam gehen wir in Deckung, rutschen im Sitz nach 
unten – noch ein Stück tiefer –, bis der Schatten der Balustrade 
sich auf unsere Augen legt. Das hätten wir uns nie vorstellen 
können, versichern wir uns gegenseitig, dass wir Joe Cocker vom 
Liegestuhl aus hören. Früher hätte uns der grelle Scheinwerfer 
nicht gestört, aber „früher“ ist eben lange her.

Münster siegt 
im Kampf um Platz 20
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Die konjunkturelle
Lage 2009 und 2010
Die deutsche Wirtschaft muss-
te 2009 den stärksten Einbruch 
der Nachkriegszeit hinnehmen, 
sie hat sich aber schon im Fol-
gejahr 2009 mit den höchsten 
Zuwachsraten seit der Wieder-
vereinigung nachhaltig erholt. 
Die vor kurzem veröffentlichten 
Kreisdaten des Arbeitskreises 
„Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen der Länder“1) er-
lauben es, diese turbulente Pha-
se nun auch für die deutschen 
Großstädte sowie andere be-
sonders betroffene Stadt- und 
Landkreise nachzuvollziehen. 
Das gesamtwirtschaftliche Aus-
maß der Rezession 2009 und 
ebenso des raschen anschlie-
ßenden Aufschwungs 2010 lässt 
sich aus Abbildung 1 für das 
Bruttoinlandsprodukt und noch 
mehr für das Verarbeitende Ge-
werbe, den besonders konjunk-
turreagiblen Wirtschaftsbereich 
ersehen. Das konjunkturelle Auf 
und Ab in beiden Jahren war 
deutlich ausgeprägter als in frü-
heren, durchaus auch bewegten 
Konjunkturphasen. 

Die Situation in 
den Großstädten
Bruttoinlandsprodukt und Brut-
towertschöpfung im Verarbei-
tenden Gewerbe 2009
Unter den Städten mit etwa 
500.000 oder mehr Einwohnern 
waren natürlich diejenigen von 
der stürmischen Entwicklung 

Wie stark waren die deutschen Großstädte betroffen?

Rezession 2009 und Boom 2010
Werner Münzenmaier, Stuttgart

zwischen 2008 und 2010 beson-
ders betroffen, deren Wirtschaft 
stark auf das Verarbeitende Ge-
werbe ausgerichtet ist; dies sind 
– gemessen am Anteil des Ver-
arbeitenden Gewerbes an der 
Bruttowertschöpfung zum Jahr 
2008 – die Städte Duisburg2) 
mit 29,4 %, Stuttgart mit 22,0 % 
und Bremen mit 20,3 %. Genau 
diese drei Städte haben 2009 
unter den 15 größten Städten 
Deutschlands den stärksten 
Rückgang ihres Bruttoinlands-
produkts hinnehmen müssen: 
Bremen mit -11,5 %, Duisburg 
mit -10,7 % und Stuttgart mit 
-7,8 % (s. S. 30, Abb. 2).
Neben der überdurchschnitt-
lichen Ausrichtung dieser drei 
Städte auf das Verarbeitende 
Gewerbe hat zu den dort hohen 
gesamtwirtschaftlichen Verlus-
ten auch ein jeweils überpro-
portional kräftiger Rückgang 

der industriellen Wertschöpfung 
beigetragen: Die Bruttowert-
schöpfung des Verarbeitenden 
Gewerbes verringerte sich 2009 
in Stuttgart mit -35,9 % unter 
allen Großstädten weitaus am 
stärksten, es folgten Duisburg 
mit -29,5 % und Bremen mit 
-27,6 % (s. S. 30, Abb. 3).
Einen Rückgang des Brutto-
inlandsprodukts um über 2 % 
mussten 2009 auch die Städte 
Düsseldorf (-6,4 %), Hamburg 
(-4,6 %), Dresden (-3,6 %) und 
Dortmund (-2,4 %) verkraften. 
Unter diesen Städten hat sich 
2008 allerdings nur Dresden 
durch einen hohen Wertschöp-
fungsanteil des Verarbeiten-
den Gewerbes ausgezeichnet 
(19,0 %), in Düsseldorf (10,7 %), 
in Hamburg (11,8 %) und in 
Dortmund (12,8 %) war der In-
dustrialisierungsgrad deutlich 
geringer. Gleichwohl kann für 

Abb. 1
Entwicklung des Bruttoin-

landsprodukts und der Brut-
towertschöpfung des Verar-

beitenden Gewerbes 1995 bis 
2012 in Deutschland

Starker Einbruch 2009

… und rasche Erholung
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alle vier Städte ein erheblicher 
Einfluss des Verarbeitenden 
Gewerbes auf die dort negati-
ve gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung festgestellt werden, 
denn nach Stuttgart, Duisburg 
und Bremen hatten die genann-
ten Städte, wie Abbildung 3 
zeigt, die höchsten Wertschöp-
fungsverluste beim Verarbei-
tenden Gewerbe aufzuweisen 
(Düsseldorf -25,9 %; Dortmund 
-24,5 %; Dresden -22,5 %; Ham-
burg -21,1 %).
Um bereits weniger als 2 %, 
nämlich in einer Spannweite 
zwischen -1,9 und -0,1 %, be-
wegte sich der Rückgang des 
Bruttoinlandsprodukts in den 
Städten Köln, München, Nürn-
berg, Frankfurt am Main, Han-
nover und Leipzig. Unter diesen 
Großstädten konnten nur die 
beiden bayerischen Metropolen 
Nürnberg (20,0 %) und Mün-
chen (16,5 %) einen Anteil des 
Verarbeitenden Gewerbes an 
der Bruttowertschöpfung von 
etwa einem Sechstel und mehr 
aufweisen, in den vier anderen 
Städten betrug der Anteil 9,6 % 
in Leipzig, 10,7 % in Frankfurt, 
11,1 % in Köln und 12,6 % in 
Hannover.
Die Wertschöpfungsverluste des 
Verarbeitenden Gewerbes die-
ser sechs Städte waren 2009 in 
Hannover mit -20,7 % und in 
Nürnberg mit -20,6 % beson-
ders ausgeprägt, in den vier 
anderen Städten bewegten sie 
sich zwischen -12,1 % in Köln 
und -15,8 % in Frankfurt am 
Main (s. Abb. 3).

Interessanterweise gibt es 
zwei Städte, die trotz der gro-
ßen bundesweiten Rezession 
2009 sogar ein positives ge-
samtwirtschaftliches Wachs-
tum erreicht haben, nämlich 
Essen mit +0,2 % und Berlin 
mit +1,0 %. In Essen hat dabei 
der unter den Großstädten ge-
ringste Wertschöpfungsanteil 
des Verarbeitenden Gewerbes 

Abb. 2
Entwicklung des Bruttoinlandprodukts in den Großstädten Deutschlands 2008 bis 2010

Abb. 3
Entwicklungder Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes in den Großstädten Deutschlands 
2008 bis 2010

REZESSION 2009 UND BOOM 2010
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REZESSION 2009 UND BOOM 2010

(8,5 %) dazu geführt, dass sich 
der Wertschöpfungsrückgang 
des Verarbeitenden Gewerbes 
um -11,9 % nicht nachhaltig 
auf das Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts dieser Stadt nie-
dergeschlagen hat; vor allem die 
Bereiche Bergbau, Energie- und 
Wasserversorgung sowie Bau-
gewerbe waren in dieser Stadt 
2009 sehr expansiv. In Berlin 
war der Wertschöpfungsverlust 
des Verarbeitenden Gewerbes 
mit -4,9 % darüber hinaus aus-
gesprochen niedrig. Beide Städ-
te waren von der Verringerung 
der industriellen Wertschöpfung 
unter allen Großstädten am we-
nigsten betroffen.

Bruttoinlandsprodukt und Brut-
towertschöpfung im Verarbei-
tenden Gewerbe 2010
Die inzwischen geringe Bedeu-
tung des Verarbeitenden Gewer-
bes für die gesamtwirtschaftli-
che Entwicklung der Stadt Essen 
zeigt sich auch daran, dass 2010 
das Bruttoinlandsprodukt in Es-
sen mit +15,4 % unter allen 15 
Großstädten am stärksten ge-
wachsen ist, und dies trotz eines 
erneuten Wertschöpfungsrück-
gangs des Verarbeitenden Ge-
werbes um -2,3 %; hier hat sich 
2010 vor allem die Energie- und 
Wasserversorgung erneut deut-
lich ausgeweitet. Auch Duis-
burg als weitere Ruhrgebiets-
stadt konnte 2010 sein Brutto-
inlandsprodukt mit +15,2 % in 
nennenswertem Umfang ver-
größern, wobei die Wertschöp-
fung des Verarbeitenden Gewer-
bes zwar zugenommen hat, mit 
+8,9 % jedoch deutlich schwä-
cher als das Bruttoinlandspro-
dukt dieser Stadt. 
Hinter Duisburg folgen beim ge-
samtwirtschaftlichen Wachstum 
2010 die Städte Stuttgart mit 
+8,7 % und Bremen mit +8,2 %, 
also genau diejenigen Städte, 
die zusammen mit Duisburg 
2009 die stärksten Wirtschafts-
kraftverluste ertragen mussten. 

Die Bedeutung des Verarbeiten-
den Gewerbes für diesen rasan-
ten Umschwung ist unverkenn-
bar: Die Wertschöpfung dieses 
Wirtschaftsbereichs hat 2010 
in Stuttgart um +49,3 % mit 
Abstand am stärksten und in 
Bremen um +26,3 % am dritt-
stärksten unter allen Großstäd-
ten zugenommen, lediglich in 
Hannover war die Industrie mit 
einem Wertschöpfungszuwachs 
von +29,7 % noch expansiver 
als in Bremen. 
Hervorzuheben ist weiterhin, 
dass in Stuttgart die prozentua-
le Zunahme 2010 (+49,3 %) den 
prozentualen Rückgang 2009 
(-35,9 %) deutlich übertroffen 
hat; in quantitativ vergleichba-
rer Weise hat ein solcher Pro-
zess nur in Köln stattgefunden, 
wo der Wertschöpfungsanstieg 
des Verarbeitenden Gewerbes 
mit +23,6 % unter den Groß-
städten die vierthöchste Rate 
erreicht und den prozentua-
len Rückgang 2009 (-12,1 %) 
ebenfalls nennenswert über-
boten hat. Auch in den Städ-
ten Hannover, München und 
Leipzig hat die prozentuale Zu-
nahme bei der Wertschöpfung 
des Verarbeitenden Gewerbes 
2010 mit +29,7   %, +17,3 % 
bzw. +15,6 % den prozentu-
alen Rückgang im Jahr davor 
(-20,7 %, -14,8 % bzw. -15,3 %) 
mehr als ausgeglichen. 
Neben den bereits genannten 
Städten Stuttgart und Duisburg 
hat auch in München, Hamburg, 
Hannover, Köln, Nürnberg, Leip-
zig und Frankfurt am Main das 
Bruttoinlandsprodukt 2010 pro-
zentual stärker zugenommen 
als es 2009 zurückgegangen ist 
(s. Abb. 2). In allen diesen neun 
Städten hat das Verarbeitende 
Gewerbe einen – verglichen 
mit dem Bruttoinlandsprodukt 
– überproportional hohen Zu-
wachs erreicht. Trotz beachtli-
cher Wertschöpfungssteigerun-
gen im Verarbeitenden Gewer-
be blieb dagegen der Anstieg 

des Bruttoinlandsprodukts 2010 
in Düsseldorf (+0,6 %) und in 
Dortmund (+0,1 %) recht be-
scheiden und deutlich hinter 
den prozentualen Verlusten im 
Vorjahr zurück. Letzteres trifft 
auch für Dresden (+2,5 %) zu, 
wo im übrigen mit -4,1 % ge-
nauso wie in Essen mit -2,3 % 
die Wertschöpfung des Verar-
beitenden Gewerbes 2010 so-
gar unter dem Niveau des Jah-
res 2009 lag. Erwähnenswert ist 
schließlich Berlin, wo das Brut-
toinlandsprodukt in beiden Jah-
ren zugenommen hat, nämlich 
um +1,0 % in 2009 und +2,8 % 
in 2010, wogegen die Wert-
schöpfung des Verarbeitenden 
Gewerbes zwar relativ geringfü-
gig, aber eben doch rückläufig 
war, nämlich um -4,9 % in 2009 
und -0,0 % in 2010.

Weitere stark  
betroffene Kreise
Zur Einordnung der Erkennt-
nisse über die regionalen Aus-
wirkungen der Wirtschaftskrise 
2009 und der raschen Erholung 
in 2010 auf die deutschen Groß-
städte ist in den Abbildungen 
4 und 5 (S. 32) die zuvor dar-
gelegte Situation zusätzlich für 
weitere 17 Stadt- und Landkrei-
se skizziert. Es handelt sich hier-
bei um Kreise, deren Bruttoin-
landsprodukt 2009 um -12 % 
oder mehr zurückgegangen ist, 
das heißt stärker als in Bremen, 
der Stadt mit dem 2009 höchs-
ten Wirtschaftskraftverlust. Die 
Spannweite des entsprechen-
den BIP-Rückgangs im Jahre 
2009 markieren zwei Landkrei-
se aus dem Saarland: der Land-
kreis Saarlouis mit -19,5 % und 
der Saarpfalz-Kreis mit -12,0 %.

Anteil des Verarbeitenden Ge-
werbes an der Bruttowert-
schöpfung 2008
In der strukturellen Zusammen-
setzung der in den Abbildungen 
4 und 5 (S. 32) aufgeführten vier 

Im Zentrum: Das 
Verarbeitende Gewerbe



32 Stadtforschung und Statistik 2 - 2013

kreisfreien Städte und dreizehn 
Landkreise fällt zunächst fol-
gendes auf:
Mit nur einer Ausnahme wei-
sen 2008 alle Kreise einen An-
teil des Verarbeitenden Gewer-
bes an der Bruttowertschöp-
fung von über einem Drittel 
auf und übertreffen damit die 
entsprechende Quote in Ba-
den-Württemberg, dem Land 
mit der stärksten Ausrichtung 
auf das Verarbeitende Gewerbe 
(31,2 %). Die Ausnahme stellt 
die Stadt Münster mit einem 
Anteil von lediglich 10,9 % dar, 
das ist weniger als die Hälfte 
der entsprechenden Quote in 
Deutschland (22,2 %).
Zwischen knapp 34 % und gut 
37 %, in jedem Falle aber mehr 
als ein Drittel betrug 2008 die 
Wertschöpfungsquote des Ver-
arbeitenden Gewerbes in den 
sechs Landkreisen Schwarz-
wald-Baar-Kreis (33,9 %), Ess-
lingen (35,4 %), Donnersberg-
kreis (36,5 %), Anhalt-Bitter-
feld (36,5 %), Börde (37,0 %) 
und Saarpfalz-Kreis (37,1 %). 
Auf sogar über zwei Fünftel 
bis gut die Hälfte belief sich 
2008 der Industrieanteil in 
sieben Landkreisen, nämlich 
dem Landkreis Freudenstadt 
(42,1 %), dem Wartburgkreis 
(43,4 %), dem Bodenseekreis 
(46,1 %), dem Landkreis Böb-
lingen (46,6 %), dem Land-
kreis Saarlouis (47,5 %), dem 
Landkreis Rastatt (48,8 %) und 
dem Landkreis Germersheim 
(51,1 %). Die höchsten Quo-
ten (zwischen über der Hälfte 
und gut drei Fünftel) erreichten 
indessen drei Städte, nämlich 
Schweinfurt mit 53,1 %, Salz-
gitter mit 56,9 % und Wolfs-
burg mit 61,3 %. Dabei fällt 
erneut auf, dass diese drei 
Städte – wie auch die meisten 
der Landkreise mit starker In-
dustrieausrichtung – durch die 
Herstellung von Kraftfahrzeu-
gen und Kraftfahrzeugzubehör 
geprägt sind. 

Abb. 4
Entwicklung des Bruttoinlandprodukts in ausgewählten Stadt- und Landkreisen 2008 bis 2010

Abb. 5
Entwicklung der Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes in ausgewählten Stadt- und 
Landkreisen 2008 bis 2010

REZESSION 2009 UND BOOM 2010
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Entwicklung der Bruttowert-
schöpfung des Verarbeitenden 
Gewerbes 2009 und 2010
Bei allen in Abbildung 5 (S. 32)
aufgeführten Kreisen ist die 
Wertschöpfung des Verarbei-
tenden Gewerbes 2009 sehr 
deutlich, durchweg mit zwei-
stelligen Raten zurückgegan-
gen. Insoweit an der Spitze la-
gen der durch Chemieprodukti-
on geprägte Landkreis Anhalt-
Bitterfeld mit -40,2 % und die 
überwiegend dienstleistungs-
orientierte Stadt Münster mit 
-39,8 %, also in beiden Fällen 
Kreise ohne Dominanz der Au-
tomobilherstellung. Schon da-
nach folgen jedoch drei typische 
Automobilregionen, nämlich 
der Landkreis Böblingen unter 
anderem mit der Stadt Sindel-
fingen (-37,6 %), der Landkreis 
Germersheim mit der Stadt 
Wörth (-37,3 %) und der Land-
kreis Saarlouis (-36,2 %). Auch 
der Wartburgkreis bei Eisenach 
(-34,3 %) ist in diesem Zusam-
menhang zu nennen. Den um-
gekehrt geringsten Rückgang 
des Verarbeitenden Gewerbes 
(-17,6 %) hatte unter den hier 
aufgeführten Kreisen im Übri-
gen ausgerechnet die Automo-
bilstadt Wolfsburg aufzuweisen. 
Mit Bezug auf die vier zuletzt 
genannten Kreise wird offen-
sichtlich, wie stark sich die spe-
zielle Situation einzelner Auto-
mobilfirmen bei der industriel-
len Wertschöpfungsentwicklung 
auswirkt. Dies wird noch deut-
licher, wenn man sieht, dass im 
anschließenden Aufschwung-
jahr, nämlich 2010, der Land-
kreis Saarlouis erneut einen 
Rückgang der Wertschöpfung 
des Verarbeitenden Gewerbes 
(-9,3 %) hinnehmen musste, 
wohingegen in den Landkreisen 
Böblingen und Germersheim 
die industrielle Wertschöpfung 
um nicht weniger als +65,0 % 
bzw. +64,6 % zugenommen 
hat und damit den Verlust des 
Vorjahres 2009 mehr als aus-

gleichen konnte. Danach folgt 
schon die Stadt Wolfsburg, die 
sich 2010 mit einem Zuwachs 
um +47,6 % insoweit an dritter 
Stelle platzieren konnte; Stutt-
gart wäre mit seinen +49,3 % 
übrigens noch vor Wolfsburg 
eingelaufen. Auch im Landkreis 
Rastatt (+38,2 %), in der Stadt 
Schweinfurt (+35,9 %) sowie in 
der Stadt Salzgitter (+26,7 %) 
war der prozentuale Zuwachs 
2010 höher als der prozentua-
le Rückgang 2009. In nur sehr 
geringem Umfang ausgleichen 
konnte der Landkreis Börde die 
Abnahme seines Verarbeitenden 
Gewerbe in 2009 (-26,8 %), die 
industrielle Bruttowertschöp-
fung dieses sachsen-anhaltini-
schen Kreises hat sich 2010 mit 
+6,8 % als einzigem Kreis ledig-
lich einstellig erhöht.

Entwicklung des Bruttoinlands-
produkts 2009 und 2010
Eine Gegenüberstellung der Ab-
bildungen 4 und 5 (S. 32) un-
terstreicht mit aller Deutlichkeit 
den Einfluss des Verarbeitenden 
Gewerbes auf die starke Abnah-
me des Bruttoinlandsprodukts 
im Jahre 2009 und ebenso des-
sen gleichfalls kräftige Zunah-
me im Jahre 2010. So war 2009 
der Wertschöpfungsverlust des 
Verarbeitenden Gewerbes in al-
len aufgeführten Kreisen deut-
lich stärker ausgeprägt als der 
schon sehr kräftige Rückgang 
des Bruttoinlandsprodukts. Ins-
besondere in den Landkreisen 
Böblingen, Germersheim, An-
halt-Bitterfeld, Wartburgkreis, 
Freudenstadt, Bodenseekreis, 
Donnersbergkreis, Esslingen 
und Saarpfalz-Kreis sowie in 
der Stadt Münster war die ne-
gative Entwicklung des Verar-
beitenden Gewerbes mehr als 
doppelt so hoch wie beim Brut-
toinlandsprodukt, im Falle des 
Landkreises Rastatt, der Stadt 
Schweinfurt und des Landkrei-
ses Börde waren es knapp zwei 
Mal so viel.

Aber auch im anschließenden 
allgemeinen Aufschwungsjahr 
2010 wurde die wirtschaftli-
che Erholung in den meisten 
hier näher untersuchten Krei-
sen weitgehend durch das Ver-
arbeitende Gewerbe bestimmt. 
So war in allen aufgeführten 
Kreisen die Zunahme des Verar-
beitenden Gewerbes höher, teil-
weise deutlich höher als beim 
Bruttoinlandsprodukt, und auch 
beim Landkreis mit 2010 er-
neuten gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumsverlusten (Landkreis 
Saarlouis mit -0,9 %) zeichne-
te das Verarbeitende Gewerbe 
(-9,3 %) wesentlich verantwort-
lich. 
Hervorzuheben sind erneut ei-
nige Kreise, in denen der pro-
zentuale Zuwachs 2010 im Ver-
arbeitenden Gewerbe mehr als 
doppelt, teilweise etwa drei Mal 
so hoch war wie beim Bruttoin-
landsprodukt, nämlich die Land-
kreise Böblingen, Germersheim, 
Anhalt-Bitterfeld, Wartburg-
kreis, Rastatt, Freudenstadt, 
Schwarzwald-Baar-Kreis, Don-
nersbergkreis, Esslingen und 
Saarpfalz-Kreis sowie die Städte 
Schweinfurt und Münster. Den 
kräftigsten Anstieg des Brutto-
inlandsprodukts hat 2010 die 
Stadt Wolfsburg mit nicht we-
niger als +30,8 % erfahren, 
auch hier nachhaltig unterstützt 
durch ein Spitzenwachstum der 
Wertschöpfung des Verarbeiten-
den Gewerbes um beachtliche 
+47,6 %. 

Zusammenfassung
In diesem Beitrag wurde he-
rausgearbeitet, wie sehr sich 
die Rezession 2009 und der 
anschließende Boom 2010, ge-
messen an der Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts, auf die 
deutschen Großstädte und ei-
nige ausgewählte Stadt- und 
Landkreise ausgewirkt ha-
ben. Dabei wurde der Einfluss 
des Verarbeitenden Gewerbes 

Motor Verarbeitendes 
Gewerbe
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als besonders konjunkturab-
hängiger Wirtschaftsbereich 
im Abschwung- wie auch im 
Aufschwungjahr deutlich und 
hier vor allem die Bedeutung 
der Herstellung von Kraftfahr-
zeugen, Kraftwagenteilen und 
Kraftfahrzeugzubehör. Tatsäch-
lich war die Automobilprodukti-
on 2009 von der Rezession sehr 
weltweit stark betroffen, die 
Konjunkturpakete der Bundes-
regierung mit ihren Komponen-
ten zur Unterstützung des Kaufs 
neuer Kraftfahrzeuge haben in 
Deutschland den Abschwung 
2009 abgemildert und die an-

schließende schnelle Erholung 
2010 merklich gefördert.
Bundesweit treffen diese Ten-
denzen für typische Automo-
bilstädte wie Bremen, Han-
nover, Wolfsburg, Salzgitter, 
Köln, Stuttgart, München und 
Schweinfurt zu, gleichermaßen 
für Landkreise, in denen Unter-
nehmen der Automobilherstel-
lung eine dominierende Rolle 
spielen, so die Landkreise Saar-
louis, Germersheim, Wartburg-
kreis, Rastatt, Bodenseekreis 
oder Saarpfalz-Kreis. Dabei zei-
gen die für diese Kreise durch-
aus differenzierten Ergebnisse, 

dass die Entwicklung der be-
troffenen Städte in signifikanter 
Weise von der jeweiligen Situa-
tion der dort ansässigen Firmen 
beeinflusst wird.

Anmerkungen
1 Vgl. Statistische Ämter der Länder: 

Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen der Länder, Kreisergebnis-
se Band 1: Bruttoinlandsprodukt, 
Bruttowertschöpfung in den kreis-
freien Städten und Landkreisen der 
Bundesrepublik Deutschland 2008 
bis 2010 (Berechnungsstand: Au-
gust 2011), Stuttgart 2013.

2 Streng genommen liegt die Ein-
wohnerzahl in Duisburg seit 2008 
knapp unter 500.000 Einwohnern.

REZESSION 2009 UND BOOM 2010

Konjunkturpakete mil-
derten den Abschwung

Statistische 2007 in Kiel, eine Veranstaltung voller fachlicher 
Informationen und Diskussionsangeboten, Begegnungen mit 
FachkollegInnen von überall her. Der Besuch dieser Wochen war 
in meiner aktiven Zeit ein sog. „must-do“. „Statistics to go“ gab 
es zwar nicht, immer war es diese schwer verdauliche Kost an 
Wissen, das politisch eher unter der Ladentheke gehandelt wird, 
jeder kennt es, jeder hat sich die besten Seiten eingeknickt, sie 
schneller wiederzufinden, sich dort schnell bestätigen lassen zu 
können. Aber ja nicht so etwas Anstößiges wie nackte Zahlen 
auf dem Tisch liegen lassen!     
Natürlich hat Kiel noch mehr als Statistik – und die besteht ja 
auch nur zu einem sehr geringen Teil aus Zahlen, jedoch wissen 
oft nur wir das. Kiel hat einen Hafen und eine Fährverbindung 
nach Oslo. Darauf hat im Nachgang zur „Woche“ der Statistik-
Chef von Kiel hingewiesen und auf die Sonderangebote in den 
Monaten Januar bis März.
Ende März 2008 haben meine Frau und ich dann ein solches An-
gebot wahrgenommen. Nach Oslo hin, einige Stunden des nächs-
ten Vormittags dort verbringen und am Vormittag des dritten Ta-
ges zurück in Kiel sein. Gut am Abendbuffet zuschlagen und beim 

Frühstück – alles nur vom Feinsten. Und viel Seeluft – zugleich 
viele optische Eindrücke einer kurzen Schnupperkreuzfahrt. Das 
hat uns beiden sehr gut getan und mein (später) Dank geht an 
unseren Kieler Kollegen!

Manches Mal fühlt man sich 
wie auf hoher See …
Ernst-Otto Sommerer, Papenburg

Das Foto zeigt unsere Ausfahrt aus Oslo am zweiten Tag.
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Motivation
Grundlage für die Entwicklung 
von Demografiestrategien ist 
das Vorhandensein aussage-
kräftiger Kennzahlen und Prüf-
kriterien. Um Demografie-rele-
vante Entscheidungen treffen 
zu können und etwaige Unter- 
und Überdimensionierung zu 
vermeiden, ist eine solide Da-
tenbasis unerlässlich.
Gegenwärtig können Kennzah-
len und Prüfkriterien nur auf 
zwei Wegen entwickelt und er-
hoben werden. Zum Einen ste-
hen den Kommunen neben dem 
wichtigen Melderegister einige 
weitere Register und somit ei-
ne Vielzahl von anonymen Da-
ten zur Verfügung. Allerdings 
hat diese Alternative für die 
Analyse des demografischen 
Wandels zwei entscheidende 
Schwächen. Registerdaten sind 
oft sehr statisch und können in 
keiner Weise die Verhaltensän-
derungen der Bürger hinsicht-
lich des demografischen Wan-
dels abbilden. Zudem ist eine 
anonyme Verknüpfung der Da-
ten unterschiedlicher Register 
nicht möglich. Gerade aber ein 
umfassender Einblick in die 
Lebenssituation der Bürger ist 
für die Entwicklung geeigne-
ter Demografiestrategien un-
umgänglich. Die zweite Alter-
native für das Bestimmen der 
Kennzahlen und Prüfkriterien 
stellt das Durchführen von ei-
ner Bürgerumfrage bzw. einer 
Querschnittserhebung dar. Wird 
bei der Stichprobe auf die Re-
präsentativität geachtet so ist 

Langzeitstudie zum demografischen Wandel

Das Magdeburger Bürgerpanel
Tim Hoppe, Stefanie Bröcker, Magdeburg

die Methode der Befragung in 
der Lage, Daten zu generieren, 
die eine Analyse der Lebenssi-
tuation der Bürger erlauben. Al-
lerdings hat die Bürgerumfrage 
im Kontext der Betrachtung des 
demografischen Wandels einen 
Schwachpunkt. Bürgerumfra-
gen haben eine Stichprobe zur 
Grundlage, bei der die Daten 
nur einmalig erhoben werden. 
Die Entwicklung des demogra-
fischen Wandels kann somit 
nicht entsprechend abgebildet 
werden.
Als optimale Variante zur Un-
tersuchung des demografischen 
Wandel bietet sich die Befra-
gung der Bürger in einer Pane-
lumgebung an. Gegenüber der 
Querschnittserhebung haben 
Panelbefragungen den Vorteil, 
dass kausale Fragestellungen 
und resultierende Veränderun-
gen im individuellen Datenni-
veau an einer festen Stichpro-
be über einen Zeitverlauf un-
tersucht werden können. Eine 
Panelbefragung gewährleistet 
somit eine zyklische Erhebung 
von Daten an denselben Un-
tersuchungsobjekten. Mit Hilfe 
panelspezifischer statistischer 
Methoden ist es möglich, die 
aus dem Panel resultierenden 
Daten in der Art auszuwerten, 
dass Entwicklungstrends, Ver-
haltenstreiber, Kennzahlen und 
Prüfkriterien berechnet werden 
können.
Schon 1968 wurde die Metho-
dik der Panelerhebung großflä-
chig durchgeführt. Dabei un-
tersuchte das Institute of So-

cial Research der University of 
Michigan die Einkommmensdy-
namik von Haushalten mit Hil-
fe des PSID (siehe dazu, http://
psidonline.isr.umich.edu). Das 
PSID hatte dabei mit Beginn 
der Untersuchung eine Stich-
probe von 4.800 Haushalten 
die bis zum heutigen Zeitpunkt 
auf über 7.000 Haushalte ange-
wachsen ist. 
Die in Deutschland wohl be-
kannteste Panelerhebung stellt 
das Sozio-Ökonomische Panel 
(SOEP) des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) 
in Berlin dar. Das SOEP stellt 
für die sozial-, verhaltens- und 
wirtschaftswissenschaftliche 
Grundlagenforschung Mikroda-
ten bereit, die unter anderem 
für die nachhaltige Sozialbe-
richterstattung und Politikbe-
ratung genutzt werden (siehe 
dazu, Jürgen Schupp [2009]: 
Twenty-Five Years of the Ger-
man Socio-Economic Panel – 
An Infrastructure Project for 
Empirical Social and Econo-
mic Research in Germany, Zeit-
schrift für Soziologie, Vol. 38, 
Nr. 5). In Großbritannien sind 
die sogenannten Citizens‘ Pa-
nel sehr weit verbreitet. Städte 
wie London oder Leeds erheben 
seit langer Zeit das Meinungs-
bild ihrer Bürger. 
Methodisch gesehen werden 
bei der klassischen Panelerhe-
bung Umfragen zu einem iden-
tischen Thema in regelmäßigen 
Abständen mit der gleichen 
Teilnehmerstichprobe durchge-
führt. Die Teilnehmer werden 

Bürger-Umfrage 
mit Schwächen

Das Panel, 
der optimale Weg
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oftmals postalisch kontaktiert, 
wobei mit der Durchdringung 
des Internets eine Entwicklung 
zur hybriden Befragung (On-
line- und Offline-Befragung) zu 
beobachten ist. Durch die Infor-
mation der Teilnehmer über die 
Umfrageergebnisse wird die zu-
künftige Teilnahme an weiteren 
Wellen der Panelerhebung ge-
fördert. Fitzgerald, Gottschalk 
und Moffitt (1998) weisen in 
ihrer Arbeit auf folgendes hin: 
„Die ansteigende Verfügbar-
keit von Panel-Daten aus Haus-
haltsbefragungen stellt eine 
der wichtigsten Entwicklungen 
in der angewandten Sozialfor-
schung der letzten 30 Jahre 
dar“ (siehe dazu, Fitzgerald, 
Gottschalk und Moffitt [1998]: 
An Analysis of Sample Attri-
tion in Panel Data: The Michi-
gan Study of Income Dynamics, 
Journal of Human Ressources, 
Vol. 33, pp. 251–299). Obwohl 
Crosby et al. (1986) schon Mitte 
der Achtziger Jahre auf die Re-
levanz von Citizens Panel hin-
gewiesen haben, lässt sich in 
Deutschland im kommunalen 
Bereich kaum ein Bürgerpanel 
finden (siehe dazu, Crosby et al. 
[1986]: Citizens Panels: A New 
Approach to Citizen Participa-
tion, Public Administration Re-
view, Vol. 46, No. 2 (Mar.–Apr., 
1986), pp. 170–178 und Klages 
(2007): Beteiligungsverfahren 
und Beteiligungserfahrungen, 
Veröffentlichungen der Fried-
rich-Ebert-Stiftung).
Unterstützt durch die Deutsche 
Hochschule für Verwaltungswis-
senschaft (DHV) um das Team 
von Herrn Prof. Dr. Klages ha-
ben die Städte Speyer, Ansbach 
und Viersheim erste Bürgerpa-
nelprojekte ins Leben gerufen. 
Allerdings wird hier bei den 
zyklischen Befragungen immer 
auf eine unterschiedliche Teil-
nehmergruppe zurückgegriffen, 
was das Analysieren von Ver-
haltensänderungen und Trends 
erschwert. Das 2012 initiierte 

Magdeburger Bürgerpanel stellt 
die erste klassische Panelerhe-
bung (wie das SOEP oder die 
englischen Citizens Panels) auf 
kommunaler Ebene in Deutsch-
land dar. Die Methodik sowie 
erste Ergebnisse werden in den 
folgenden Unterabschnitten 
vor gestellt.

Das Magdeburger 
Bürgerpanel
Bei der Panelmethodik unter-
scheidet man sehr oft zwischen 
den sogenannten Makro- und 
Mikro-Panels. Die Makro-Panels 
zeichnen sich dadurch aus, dass 
dabei die Erhebung allgemein 
auf Länderebene durchgeführt 
wird. Jedes Land stellt dabei ei-
ne Beobachtung dar. Charakte-
ristisch für Makro-Panel ist ihre 
überschaubare Anzahl an Beob-
achtungen innerhalb der Stich-
probe. So beinhaltet das OECD 
Panel (siehe dazu www.oecd.
org) ca. 200 Länder. Die Erhe-
bungsdauer ist dabei auf einen 
sehr langen Zeithorizont von 20 
bis 60 Jahre ausgelegt. 
Auf der anderen Seite untersu-
chen die Mikro-Panels eine Viel-
zahl von individuellen Untersu-
chungsgegenständen, wobei die 
Zahl der Beobachtungen dabei 
zumeist im Tausenderbereich 
liegt. Betrachtet werden dabei 
Haushalte, einzelne Personen 
oder auch Firmen. Die Dauer 
dieser Erhebungen ist dage-
gen nur auf mittelfristige Sicht 
angelegt und liegt zwischen 5 
und 20 Jahren. In seltenen Fäl-
len, auch Abhängig von der Re-
sponse innerhalb der Mikro-Pa-
nel, ist die Beobachtungsdauer 
größer. Deutschlandweit gehört 
das SOEP der DIW zu den be-
kanntesten. Aber auch die Kon-
sumforschungspanel der re-
nommierten Marktforschungs-
gesellschaften ACNielsen und 
GfK sowie das IAB-Betriebspa-
nel unter der Leitung des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung (IAB) zählen zu 
den erfolgreichen Mikro-Panels. 
Das Magdeburger Bürgerpanel 
ist ebenfalls von der gewählten 
Methodik her den Mikro-Panels 
zuzuordnen, da auf Individual-
ebene befragt wird.
Bei der Auswahl der Teilnehmer 
wurde nicht auf eine zufällige 
Stichprobe aus dem Einwohner-
melderegister zurückgegriffen. 
Vielmehr wird im Magdeburger 
Bürgerpanel auf ein sogenann-
tes Convenience Sample zu-
rückgegriffen. Oftmals spricht 
man dabei von der Auswahl der 
freien Verfügbarkeit der Stich-
probenelemente. Dabei wurden 
die Teilnehmer mit Werbe- und 
Flyeraktionen auf die Durchfüh-
rung des Magdeburger Bürger-
panels hingewiesen und konn-
ten sich aktiv für die Teilnahme 
am Bürgerpanel einschreiben. 
Die Wahl fiel auf das Conve-
nience Sample, da die Bürger 
langfristig am Panel teilnehmen 
sollen. Personen die sich aktiv 
anmelden, lassen eine höhere 
Response Rate für künftige Wel-
len vermuten, als dies bei einer 
zufälligen Stichprobenziehung 
der Fall wäre. Mit einer Stich-
probengröße von 1.200 Bürgern 
werden regelmäßige Befragun-
gen zum Verhalten und zur Le-
benssituation vor dem Untersu-
chungshintergrund demogra-
phischer Wandel durchgeführt. 
Mit Hilfe von Hypothesentests 
kann gezeigt werden, dass die 
Untersuchungsstichprobe ein si-
gnifikantes Abbild der gesam-
ten Magdeburger Bürgerschaft 
darstellt, wodurch die Reprä-
sentativitätsbedingungen nicht 
verletzt werden. 
Beim Magdeburger Bürgerpa-
nel wird eine hybride Befra-
gung verwendet, sodass die 
Bürger entweder im Internet 
oder mit einem Papierfragebo-
gen an der Erhebungswelle teil-
nehmen können. Hierfür wird die 
Software QuestorPro der Firma 
Blubbsoft verwendet (siehe da-

DAS MAGDEBURGER BÜRGERPANEL

Online- und Offline-
Befragung

Makro- und Mikro-Panel

Stichprobenumfang: 
1.200 Personen

Hybride Befragung
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DAS MAGDEBURGER BÜRGERPANEL

Zusätzlich sind kurze Sonder-
befragungen zu speziellen 
Themengebieten wie z. B. die 
Energieeffizienz geplant, die in 
größeren zyklischen Abständen 
wiederholt werden sollen.
Beim Projekt des Magdeburger 
Bürgerpanels handelt es sich 
um ein Förderprojekt des Minis-
teriums für Landesentwicklung 
und Verkehr des Landes Sach-
sen-Anhalt. Mit Hilfe dieser För-
derung konnte die Umsetzung 
des Magdeburger Bürgerpanels 
erfolgreich lanciert werden.

Abbildung 1a und 1b
Online- und Papierdarstellung 

der Fragebögen des Magde-
burger Bürgerpanels

zu, www.blubbsoft.de). Mit Hilfe 
von QuestorPro ist es möglich, 
inhaltlich als auch strukturell 
die Online- und Papierbefra-
gung parallel zu erstellen und 
auch durchzuführen. In Abbil-
dung 1 sind sowohl Beispiele 
für die Online-Version sowie die 
Papierversion zu sehen, die dem 
Teilnehmer entsprechend seiner 
Teilnahmepräferenz das Beant-
worten der Fragen aus dem Bür-
gerpanel ermöglichen. 
Gleichzeitig können mehrere 
Wellen eines Panels durchge-
führt werden, ohne die Anonymi-
tät der Teilnehmer zu verletzen. 
Dies wird mit Hilfe von internen 
Pseudonymen gewährleistet. 
Des Weiteren besitzt Questor-
Pro wie auch andere Umfrage-
tools die Möglichkeit Papierfra-
gebögen einzuscannen und die 
Daten in die entsprechenden 
Datenbanken einzuspielen. Für 
den Fall, dass der Teilnehmer un-
deutliche Angaben gemacht hat, 
können mit Hilfe einer Sichtkor-
rektur Änderungen durchgeführt 
werden. Das besondere dabei 
ist, dass hier ein neurales System 
verwendet wird, was eventuelle 
Schriftformen von Zahlen lernt 
und bei späteren Wellen erkennt. 
Die Abbildung 2 (S. 38) veran-
schaulicht die Sichtkorrektur des 
genutzten Programms.

Für den Erfolg einer Panelerhe-
bung ist die langfristige Teilnah-
me der Bürger eine elementare 
Voraussetzung. Zum Einen kann 
dies durch ein gesteigertes Maß 
an intrinsischer Motivation ge-
schehen. Auf der anderen Seite 
wir bei der Panelmethodik häu-
fig auf Incentives zurückgegrif-
fen. So erhalten die Teilnehmer 
des SOEP der DIW Aufwandsent-
schädigung in Form von Lotte-
rielosen. Das Magdeburger Bür-
gerpanel verwendet Gutscheine 
um Incentives zur Teilnahme an 
den Befragungswellen zu geben. 
Dabei wird auch differenziert auf 
die Teilnahmeart der Bürger ge-

achtet. So erhalten Teilnehmer, 
die die Online-Variante gewählt 
haben Gutscheine eines Online-
Versandhandels. Bei den Teilneh-
mern, die die Fragen mit Hilfe 
des Papierfragebogens ausfül-
len, ist davon auszugehen, dass 
die Internetaffinität weniger 
hoch ist. Entsprechend wurden 
hier Drogeriegutscheine als In-
centives gewählt.
Die Teilnehmer werden seit Ap-
ril 2012 zyklisch mit den iden-
tischen Fragen konfrontiert und 
gebeten diese zu beantworten. 

Förderung 
durch das Land
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Ein Exkurs:  
Panelregressionen

Ohne Frage ergibt sich durch die 
Panelerhebung die Möglichkeit 
einzelne Untersuchungsaspek-
te hinsichtlich ihrer zeitlichen 
Veränderung zu untersuchen. 
Hierfür geeignet sind z. B. der 
Wilcoxon-Sign Rank Test (ordi-
nal) oder der McNemar Test (no-
minal) als nichtparametrische 
Hypothesentests (siehe hierzu, 
Sidney Siegel [2001]: Nichtpa-
rametrische statistische Metho-
den).
Viel aussagekräftiger sind na-
türlich Analysen die kausale Zu-
sammenhänge zwischen mehre-
ren Variablen herstellen. In die-
sem Fall wird oftmals die multi-
ple Regression aufgeführt, die 
den Zusammenhang zwischen 
endogener Variablen und exoge-
nen Variablen herstellt. Für die 
Untersuchung von Paneldaten 
ist die multiple Regression al-
lerdings nicht geeignet, weil da-
bei die Beobachtungszahl als zu 
hoch angenommen wird. Des-
halb sollte im Fall der Panelerhe-
bung immer auf die sogenann-
ten Panelregressionen zurückge-
griffen werden. Im Gegensatz zu 

der normalen Regressionsana-
lyse wird bei Paneldaten eine 
zusätzliche Dimension betrach-
tet. Es existieren für jedes Ob-
jekt mehrere Beobachtungen, 
je nach Anzahl der Erhebungs-
wellen. Eine Paneldatenerhe-
bung liefert N x T-Datensätze, 
also so viele wie das Produkt 
aus Anzahl der Objekte (N) und 
Anzahl der Erhebungswellen 
(T). Jedoch sind alle Datensät-
ze des gleichen Objektes sta-
tistisch voneinander abhängig, 
d. h., dass eine Panelerhebung 
nur N statistisch unabhängige 
Datensätze liefert. Bei der Panel-
regression unterscheidet man 
zwischen Fixed Effect Modell, 
dem Random Effect Modell oder 
dem Between Effect Modell. Die 
Unterschiede dieser Modelle lie-
gen unter anderem darin, dass 
das Fixed Effect Modell ledig-
lich die Variation innerhalb der 
Beobachtungen, also die Verän-
derungen innerhalb der Objekte 
betrachtet. Das Between Effect 
Modell berücksichtigt wiederum 
nur die Variation zwischen den 
Objekten und nicht die Variation 
innerhalb der Objekte. Das Ran-
dom Effect Modell kann beide 
Typen der Variation berücksich-

tigen (siehe dazu Wooldridge 
(2009): Introductory Econome-
trics – A Modern Approach). 

Ist das Random Effect Modell 
zulässig, dann ist es aus die-
sem Grund den anderen beiden 
Modellen vorzuziehen. Da das 
Random Effect Modell und das 
Between Effects Modell unter 
den gleichen Annahmen zuläs-
sig sind, ist das Random Effect 
Modell dem Between Effects 
Modell immer vorzuziehen. Das 
Fixed Effect Modell ist immer 
zulässig, wohingegen das Ran-
dom Effect Modell lediglich un-
ter der Annahme, dass die Korre-
lation zwischen exogenen Varia-
blen und Fehlerterm null ist, zu 
konsistenten Ergebnissen führt. 
Ist das Random Effect Modell 
jedoch zulässig, so ist dies zu 
präferieren. Um herauszufinden, 
ob das Random Effect Modell 
verwendet werden darf, kann 
der Hausman Test durchgeführt 
werden (siehe dazu Hausman 
[1978]: Specification Tests in 
Econometrics, Econometrica 46, 
pp. 1251–1271).

Erste Ergebnisse aus 
dem Bürgerpanel
In diesem Abschnitt werden 
ausgewählte Ergebnisse der 
ersten Welle des Magdeburger 
Bürgerpanels vorgestellt. Dazu 
muss darauf hingewiesen wer-
den, dass diese Ergebnisse le-
diglich den Status quo der Ein-
stellung, der Zufriedenheit und 
das Verhalten der Magdeburger 
Bürger wiedergibt. Erst mit zu-
sätzlichen Wellen wird die Aus-
sagekraft der Daten ansteigen.
Abbildung 3 (S. 39) zeigt die 
Parameter Alter und Wohn-
fläche differenziert nach der 
Haushaltsgröße. Dabei ist sehr 
schön zu beobachten, dass na-
hezu für alle fünf betrachteten 
Haushaltsgrößen ein positi-
ver Trend zu erkennen ist. Eine 
Analyse mit Hilfe der Spearman 

Abb. 2:
Sichtkorrektur der Software
QuestorPro

DAS MAGDEBURGER BÜRGERPANEL

Untersuchung der 
zeitlichen Veränderung



Stadtforschung und Statistik 2 - 2013 39

DAS MAGDEBURGER BÜRGERPANEL

Rang Korrelation zeigt dabei für 
die fünf Haushaltsgrößen positi-
ve Beziehungen auf. Das heißt, 
dass mit steigendem Alter die 
Wohnungsgrößen ansteigen. 
Der größte Effekt lässt sich da-
bei bei Haushalten mit einer Per-
sonenanzahl von 3 Personen fin-
den. Allerdings zeigt die Korre-
lationsanalyse auch, dass nur in 
den Fällen einer Haushaltsgröße 
von drei bzw. vier Personen Si-
gnifikanz vorliegt. Für Ein- und 
Zweipersonenhaushalte ist die 
Varianz der Daten, um von ei-
nem signifikanten Effekt spre-
chen zu können, zu groß. Im Fall 
der Haushalte mit fünf und mehr 
Personen ist die Zahl der Beob-
achtungen dagegen zu klein.
Ein weiteres interessantes Er-
gebnis aus dem Magdeburger 
Bürgerpanel veranschaulicht 
die Abbildung 4. Gefragt nach 
ihrer Zufriedenheit hinsichtlich 
des Stadtteils in dem Teilnehmer 
wohnen sowie der Zufrieden-
heit mit der Wohnsituation/dem 
Wohnumfeld zeigt sich, dass 
Teilnehmer, die die Landeshaupt-
stadt Magdeburg innerhalb der 
folgenden 3 Jahren nach der 
Befragung verlassen wollen, 
signifikant unzufriedener sind. 
Im Mittelwert ergibt sich für die 
Gruppe der Teilnehmer, die es 
eher für wahrscheinlich halten, 
innerhalb der nächsten 3 Jah-
re aus Magdeburg wegzuzie-
hen, ein Wert von 2,58 für ihren 
Stadtteil und 2,56 für die Wohn-
situation/das Wohnumfeld. Für 
die Gruppe der Teilnehmer, die 
einen Wegzug aus Magdeburg 
eher als unwahrscheinlich ein-
schätzen, resultiert im Mittel-
wert für den Stadtteil ein Wert 
von 2,18 und für die Wohnsitu-
ation/das Wohnumfeld ein Wert 
von 2,08. Für die Zufriedenheit 
mit dem eigenen Stadtteil zeigt 
der Chi²-Test einen signifikanten 
Unterschied zwischen den Ver-
teilungen der beiden Gruppen 
(zweiseitiger Chi²-Test, p < 0,01). 
Ein ähnliches Resultat ergibt 

sich für die Wohnsituation/das 
Wohnumfeld. Auch hier lässt 
sich mithilfe des Chi²-Tests ein 
signifikanter Unterschied zwi-
schen den Zufriedenheitsvertei-
lungen der Befragten, die einen 
Umzug innerhalb der nächsten 
3 Jahre als sehr wahrscheinlich 
einschätzen, und der Befragten, 

für die ein Umzug eher unwahr-
scheinlich ist, finden (zweiseiti-
ger Chi²-Test, p < 0,01).
Ein wichtiger Aspekt für die 
Lebenssituation der Bevölke-
rung ist das Auskommen mit 
dem zur Verfügung stehenden 
Haushaltseinkommen. Zur Ana-
lyse dieser Thematik werden die 

Abb. 3: 
Alter zur Wohnfläche nach Haushaltsgröße

Abb. 4:
Zufriedenheit mit Stadtteil und Wohnsituation/Wohnumfeld
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Teilnehmer des Bürgerpanels 
mit folgender Frage konfron-
tiert: „Wie gut kommen Sie mit 
Ihrem monatlichen Einkommen 
aus?“. Die Antwortmöglichkei-
ten liegen dabei zwischen „sehr 
gut (1)“ und „gar nicht (5)“. Die 
Abbildung 5 gibt den mittleren 
Wert an, der von den Antworten 
der Teilnehmer aus den jewei-
ligen Einkommensgruppen re-
sultiert, differenziert nach dem 
Geschlecht und der Anzahl der 
Personen die zum Haushaltsein-
kommen beitragen.

Abb. 5a und 5b:
Auskommen mit dem monatli-
chen Haushaltseinkommen nach 
Geschlecht und Anzahl der Per-
sonen die zum Haushaltsein-
kommen beitragen

Hinsichtlich des Geschlechts er-
scheinen die Abbildungen sich 
nicht stark voneinander zu un-
terscheiden. Testet man aber 
das Auskommen mit dem mo-
natlichen Einkommen nach dem 
Geschlecht, so zeigt sich, dass 
die weiblichen Teilnehmer si-
gnifikant schlechter mit ihrem 
Einkommen auskommen (zwei-
seitiger Chi²-Test, p < 0,05). Im 
Mittelwert ergibt sich für die 
weiblichen Teilnehmer ein Wert 
von 2,65, für die männlichen 
Teilnehmer ein Wert von 2,45. 

Die rechte Seite der Abbildung 
5 verdeutlicht z. B., dass das 
Auskommen von Personen, bei 
denen das monatliche Haus-
haltsnettoeinkommen zwischen 
2500 e bis unter 3500 e liegt 
und bei denen 3 Personen zu 
diesem Haushaltseinkommen 
beitragen, niedriger ist als bei 
den Befragten, die ein niedrige-
res monatliches Haushaltsnet-
toeinkommen aufweisen. Auch 
hier zeigt der Chi²-Test für einen 
paarweisen Vergleich signifikan-
te Unterschiede in den Vertei-
lungen auf (zweiseitiger Chi²-
Test, p < 0,05).

Schlussfolgerung
Die ersten Ergebnisse zeigen 
deutlich das Potential von 
Panelerhebungen auf. Jede zu-
sätzliche Welle wird die Daten-
grundlage verbessern und die 
Verhaltensänderungen sowie 
die Änderungen der Lebenssi-
tuation der Magdeburger Bür-
ger aufzeigen. Somit wird es 
möglich sein, die entstehenden 
demografischen Trends ausfin-
dig zu machen, und ihnen mit 
entsprechenden Strategien zu 
begegnen.
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Wie berichtet stehen im euro-
paweiten TooLS-Projekt2 zwei 
Themenbereiche im Vorder-
grund: Zum Einen geht es um 
die mit dem demografischen 
Wandel verbundenen Chancen. 
Dieser Aspekt wird unter dem 
Stichwort „aktives Altern“ the-
matisiert (Blinkert 2013). Zum 
Anderen geht es um neue He-
rausforderungen. Diese wurden 
im TooLS-Projekt unter dem Ge-
sichtspunkt der Versorgungssi-
tuation pflegebedürftiger Men-
schen berücksichtigt. Wir wer-
den immer älter; wir bleiben län-
ger fit und gesund und unsere 
Chancen auf ein aktives Altern 
steigen. Gleichzeitig aber kom-
men auch immer mehr Men-
schen in eine Lebensphase, in 
der sie aufgrund von chroni-
schen Krankheiten und Pfle-
gebedürftigkeit in verstärktem 
Maße auf Versorgungsleistun-
gen durch andere angewiesen 
sind (vgl. Blinkert/Gräf 2009).

Pflegebedürftigkeit 
europaweit
Eine Schwierigkeit bei europa-
weiten Untersuchungen zum 
Thema Pflegebedürftigkeit be-
steht darin, dass „Pflegebedürf-
tigkeit“ in den Mitgliedsländern 
nicht in der gleichen Weise defi-
niert ist, und dass auch der Um-
gang mit Pflegebedürftigkeit im 
Bereich der EU keineswegs ein-
heitlich ist. 
Die OECD definiert Pflegebe-
dürftigkeit als die über einen 
längeren Zeitraum andauernde 

Ausgewählte Ergebnisse aus dem TooLS-Bürgersurvey

Versorgungssituation Pflegebe-
dürftiger im EU-Projekt TooLS1

Baldo Blinkert, Freiburg

Abhängigkeit von der Hilfe an-
derer (OECD 2005). In den meis-
ten Ländern der Europäischen 
Union wird Pflegebedürftigkeit 
einerseits ähnlich definiert, an-
dererseits aber gibt es doch er-
hebliche Unterschiede, wenn es 
um die konkrete Ausgestaltung 
geht (vgl. u. a. Wingenfeld, Bü-
scher, Schaeffer et al. 2007). 
Was Pflegebedürftigkeit kon-
kret ist, hängt von sozialen 
Zuschreibungen ab: Pflegebe-
dürftigkeit ist zum Einen ein 
Begriff, mit dem verschiedene 
Defizite bezeichnet werden, die 
darin bestehen, dass als „nor-
mal geltende Fähigkeiten“ zur 
selbständigen Ausführung von 
Aktivitäten des alltäglichen Le-
bens nicht gegeben sind. Das 
lässt vermuten, dass Pflege-
bedürftigkeit objektivierend, 
abschließend und in einer uni-
versell gültigen Weise diag-
nostizierbar ist. Das ist jedoch 
keineswegs der Fall, denn was 
„normale Fähigkeiten“ angeht, 
unterliegt sozialen und kulturel-
len Vorstellungen und Traditio-
nen. Pflegebedürftigkeit ist zum 
Anderen aber auch ein Begriff 
der auf Leistungsansprüche und 
Interventionschancen verweist. 
Je nach der Ausgestaltung von 
Institutionen der sozialen Siche-
rung, des Gesundheitssystems 
aber auch des Systems der sozi-
alen Kontrolle ist Pflegebedürf-
tigkeit mit Ansprüchen auf Leis-
tungen verbunden, ebenso aber 
auch mit der Zuteilung oder mit 
dem Entzug von Rechten (z. B. 
„Entmündigung“). 

Hier zeigt sich ein zweiter Grund 
für die Relativität und „soziale 
Konstruiertheit“ von Pflegebe-
dürftigkeit. Analog zum „labe-
ling approach“ im Hinblick auf 
die Definition von „abweichen-
dem Verhalten“ (Becker 1966), 
wäre unter diesem Gesichts-
punkt ein „pflegebedürftiger 
Mensch“ jemand, der von da-
zu legitimierten Instanzen (in 
Deutschland MDS der Kassen) 
erfolgreich als pflegebedürftig 
definiert wurde. Im OECD-Be-
richt für das Jahr 2011 werden 
zwar Zahlen für verschiedene 
Länder berichtet, aber diese 
Zahlen geben nur Auskunft über 
Leistungsempfänger und nicht 
über den „Umfang der Pflege-
bedürftigkeit“. 2009 waren im 
Durchschnitt der OECD-Länder 
12 % der 65-jährigen und älte-
ren Empfänger von Leistungen 
der Langzeitpflege (LTC-Reci-
pients). Gemäß dieser Statistik 
wäre der Anteil der „Pflegebe-
dürftigen“ am höchsten für die 
Länder Österreich, Niederlande, 
Norwegen, Schweiz, Schweden 
und Dänemark. Sehr gering wä-
re der Anteil der „Pflegebedürf-
tigen“ dagegen in den Ländern 
Polen, Portugal, Slowakei, Itali-
en, Irland und Spanien (OECD 
2011). Sind die Menschen in der 
zuerst genannten Ländergruppe 
nun anfälliger für Pflegebedürf-
tigkeit als die der zweiten Grup-
pe? Das kann auf der Grundlage 
dieser Statistik natürlich nicht 
begründet werden, denn sie gibt 
nur Auskunft über die Empfän-
ger institutionalisierter Leistun-

Zwei TooLS-Themen

Was ist 
„Pflegebedürftigkeit“?

Große Länder-
unterschiede?
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gen.3 In Ländern mit wenig insti-
tutionalisierten Leistungen sind 
dann auch Umfang und Anteil 
der in Statistiken berichteten 
„amtlichen Pflegebedürftigen“ 
entsprechend gering.
Eine Alternative zu amtlichen 
Statistiken könnten im Prinzip 
Umfragedaten sein4: Surveys in 
repräsentativen Stichproben, in 
denen die befragten Personen 
nach ihrem Gesundheitszustand 
gefragt werden, oder ob für sie 
die Teilnahme an einem norma-
len Leben aufgrund von Krank-
heit oder Behinderung nicht 
oder nur sehr eingeschränkt 
möglich ist. Derartige Umfra-
gen sind jedoch wenig geeignet, 
Schätzwerte für den Umfang von 
Pflegebedürftigkeit zu erhalten: 
• Durch Umfragen werden fast 

ausschließlich Menschen er-
reicht, die in Privathaushal-
ten leben. Über stationär 
versorgte Pflegebedürftige 
können diese Umfragen nicht 
viel berichten. 

• Auch die in Privathaushal-
ten versorgten Pflegebedürf-
tigen sind in Umfragen ver-
mutlich unterrepräsentiert, 

weil die Teilnahmebereit-
schaft und nicht selten auch 
die Teilnahmemöglichkeiten 
sehr eingeschränkt sind. 

• Die Informationen aus Befra-
gungsstudien beruhen auf 
„Selbstdiagnosen“, in de-
nen die befragten Personen 
einschätzen müssen, welche 
Aktivitäten sie nicht mehr 
selbständig ausüben kön-
nen, oder, ob sie sich „stark“ 
oder „weniger stark“ beein-
trächtigt fühlen. Solche Ein-
schätzungen können sowohl 
mit dem kulturellen Kontext 
variieren, aber auch vom in-
dividuellen Anspruchsniveau 
abhängen.

Im Survey des TooLS-Projekt 
konnte es aus diesen Gründen 
nicht um die Erfassung des Um-
fangs von Pflegebedürftigkeit in 
den Partnerstädten und in den 
EU-Mitgliedsländern gehen, 
sondern im Vordergrund stan-
den Fragen, die sich auf die 
Versorgungschancen pflegebe-
dürftiger Menschen beziehen. 
Ich berichte in diesem Beitrag 
über eine Auswahl von Ergeb-
nissen und Fragestellungen, die 

sich auf die Verfügbarkeit ver-
schiedener Ressourcen bezie-
hen. Diese lassen sich u. a. unter 
den folgenden Gesichtspunkten 
thematisieren:
• Was für Pflegekulturen las-

sen sich unterscheiden und 
beobachten? 

• Solidarität: Über was für 
Ressourcen verfügt die Al-
tersgruppen 50+ für den Fall 
von Pflegebedürftigkeit?

Diese Fragen lassen sich sowohl 
für die Ebene der EU-Länder 
beantworten, wie auch für die 
TooLS-Partnerstädte, in denen 
Surveys durchgeführt wurden.

Verschiedene  
Pflegekulturen
Im TooLS-Survey wurden Pfle-
gebereitschaften in der gleichen 
Weise erfragt wie im Eurobaro-
meter 2007. Mit den Vorga-
ben lassen sich Anteile für drei 
grundlegende Optionen bei Ver-
sorgungsentscheidungen auf 
drei Achsen abbilden:
• Achse 1: Anteil derjenigen, 

die selber – also ohne pro-
fessionelle Hilfe – zuhause 
pflegen würden 

• Achse 2: Anteil derjenigen, 
die eine Heimversorgung be-
vorzugen 

• Achse 3: Anteil derjenigen, 
die eine professionelle Pfle-
ge zuhause bevorzugen

Die Verteilung der Präferenzen 
in den durch das Eurobarometer 
erfassten Ländern lässt deutli-
che Trends erkennen (s. Abb. 1).

Diese Trends lassen sich als In-
dikatoren für länderspezifische 
„Pflegekulturen“ interpretie-
ren5:
Typ A: Versorgung durch die 
Familie: Länder, in denen nur 
selten eine Präferenz für die 
professionelle Versorgung von 
Eltern – entweder durch einen 
Pflegedienst oder im Heim – ge-
äußert wird, in denen aber sehr 
häufig die Alternativen gewählt 

Abb. 1

VERSORGUNGSSITUATION PFLEGEBEDÜRFTIGER IM EU-PROJEKT TOOLS

Umfragen als Alternative

… sind wenig geeignet
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werden, bei denen die Versor-
gung darin besteht, dass An-
gehörige selber pflegen: Polen, 
Griechenland, Bulgarien, Rumä-
nien, Slowakei, Ungarn – etwas 
weniger deutlich: Spanien, und 
die Tschechische Republik.
Typ C: Versorgung durch Infra-
strukturen und Dienste: Dieser 
Typ ist das Gegenstück. Für die 
Versorgung pflegebedürftiger 
Eltern werden relativ selten die 
Alternativen gewählt, bei de-
nen Angehörige selber pflegen. 
Sehr häufig entscheidet man 
sich dagegen für eine Versor-
gung durch professionelle An-
bieter und Infrastrukturen. Zu 
diesen Ländern gehören vor al-
lem: Schweden, Dänemark, die 
Niederlande und Finnland; et-
was weniger deutlich: Belgien 
und Frankreich.
Typ B: Mischtyp: Bei diesem Typ 
wählen rund die Hälfte und je-
weils ungefähr gleich viele ei-
ne Versorgung durch die Familie 
und durch Infrastrukturen bzw. 
Dienste. Zu diesem Typ gehören 
vor allem: Portugal, Deutsch-
land, Estland, Zypern, Großbri-
tannien und Slowenien.
Auch für die TooLS-Erhebungs-
orte lassen sich für die hier be-
rücksichtigten Präferenzen zum 
Teil deutliche Unterschiede in 
den Pflegebereitschaften be-
obachten. Diese Unterschiede 
korrespondieren weitgehend 
mit den länderspezifischen 
„Pflegekulturen“. Die Bereit-
schaft zum Selberpflegen ist in 
den niederländischen und finni-
schen Erhebungsorten sehr viel 
weniger stark ausgeprägt als in 
den deutschen Städten und liegt 
zwischen 17 % (Espoo, FIN) und 
25 % (Almere, NL). In den deut-
schen Städten variiert sie zwi-
schen 43 % (Berlin-Friedrichs-
hain) und 57 % (Moers). In allen 
Erhebungsorten ist die Präferenz 
für eine Versorgung durch einen 
Pflegedienst sehr deutlich und 
am stärksten in den niederlän-
dischen Erhebungsorten. Zwi-

schen den deutschen Städten 
variieren die Unterschiede nur 
wenig um den allgemeinen Mit-
telwert (73 %). Eine Versorgung 
durch ein Pflegeheim wird ins-
gesamt von ungefähr der Hälfte 
akzeptiert und die Unterschiede 
zwischen den Erhebungsorten 
sind relativ gering. 
Die Anteile der Versorgungsprä-
ferenzen für Länder korrelieren 
sehr deutlich mit den durch die 
sozialstaatliche Ausgestaltung 
in den Ländern vorgegebenen 
Versorgungsmöglichkeiten. Ein 
grober Indikator dafür ist der 
Umfang der „Sozialschutzaus-
gaben“ pro Einwohner6. Dieser 
Indikator korreliert sehr hoch 
mit den Anteilen für die ver-
schiedenen Versorgungsbereit-
schaften in den Ländern. Nun 
sind Korrelationen noch kein 
Beleg für eine kausale Abhän-
gigkeit. Eine solche ist jedoch 
durchaus begründbar. Auch da-
für ist es sinnvoll drei Typen zu 
unterscheiden:7

Typ A: In Ländern mit niedrigen 
Sozialschutzausgaben kann da-
von ausgegangen werden, dass 
professionelle Versorgungsan-
gebote fehlen und auch finan-
zielle Hilfen nur in geringem 
Umfang verfügbar sind. Zu die-
sen Ländern gehören: Polen, Ru-
mänien, Ungarn, Tschechische 
Republik, Estland, Spanien und 
Griechenland. Unter diesen Be-
dingungen hängt die Versor-
gung pflegebedürftiger Ange-
höriger in hohem Maße von der 
Bereitschaft naher Angehöriger 
zum Selberpflegen ab.
Typ C: Hohe Sozialschutzaus-
gaben deuten darauf hin, dass 
auch das Risiko Pflegebedürftig-
keit relativ gut abgesichert ist: 
durch Ansprüche an das System 
der sozialen Sicherung, aber 
auch durch das Angebot pro-
fessioneller Leistungen: Pflege-
dienste, Pflegeheime. Das trifft 
für die folgenden Länder zu: 
Finnland, Niederlande, Däne-
mark, Schweden und Belgien. In 

Abb. 2

Länder mit niedrigen 
Sozialschutzausgaben

Länder mit hohen 
Sozialschutzausgaben
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diesen Ländern gibt es profes-
sionelle Angebote, die sich für 
die Versorgung pflegebedürfti-
ger Menschen nutzen lassen, so 
dass die mit hohen Opportuni-
tätskosten verbundene Option 
des Selberpflegens durch na-
he Angehörige weniger häufig 
gewählt werden muss (s. S. 43, 
Abb. 2).
Typ B: Die Zuordnung zu den 
Typen A und C ist nicht im-
mer eindeutig, bzw. es gibt 
„Mischtypen“, zu denen u. a. 
auch Deutschland gehört: So-
zialschutzausgaben, die ähn-
lich hoch sind wie in Finnland, 
Dänemark, Schweden und die 
Niederlande, aber eine deutlich 
höhere Bereitschaft zum Sel-
berpflegen bzw. eine sehr viel 
geringere Bereitschaft zur In-
anspruchnahme professionel-
ler Hilfen. Die Gründe für die-
se Konstellation bestehen zum 
einen sicher in der deutschen 
Ausgestaltung der Pflegever-
sicherung. Das ist insofern ein 
wichtiger Grund, als es sich 
dabei nicht um eine „Vollkas-
ko-Versicherung“ handelt und 
die Bereitschaft der Familie zur 
Übernahme von Versorgungs-
verpflichtungen vorausgesetzt 
wird. Zum Anderen könnten 
Faktoren wirksam sein, die mit 
einer spezifischen Form von Mo-
dernisierung zusammenhängen. 
In den skandinavischen Ländern 
und in den Niederlanden hatte 
die Erwerbstätigkeit von Frau-
en immer eine sehr viel größere 
Bedeutung als in Deutschland – 
zumindest gilt das für die hier 
berücksichtigten Altersgrup-
pen (50+). Weniger günstige 
Chancen von Frauen für eine 
Erwerbstätigkeit sind auch mit 
weniger hohen Opportunitäts-
kosten verbunden, wenn Pfle-
geverpflichtungen übernommen 
werden. Es ist davon auszuge-
hen, dass es hier beträchtliche 
Veränderungen geben wird, 
dass auch für Deutschland mit 
steigenden Erwerbsquoten von 

Frauen zu rechnen ist. Ob und 
wie die deutsche Pflegeversi-
cherung sich diesen sozialen 
Wandel anpassen wird ist eine 
noch immer offene Frage (vgl. 
dazu Blinkert/Klie 2004).

Mobilisierbare  
Ressourcen
Gleichgültig wie unter verschie-
denen sozialrechtlichen Rah-
menbedingungen Pflegebedürf-
tigkeit definiert wird, so besteht 
doch Einigkeit darüber, dass ein 
zentrales Kriterium für Pflege-
bedürftigkeit darin besteht, dass 
aufgrund von Einschränkungen 
bei der Durchführung von Ak-
tivitäten des täglichen Lebens 
eine erhebliche Angewiesen-
heit auf die Hilfen anderer be-
steht. Ob und wie diese Ange-
wiesenheit dann auch in einer 
institutionalisierten Weise an-
erkannt ist, hängt ab von den 
jeweils geltenden sozialrecht-
lichen und politisch ausgehan-
delten Rahmenbedingungen. 
Entscheidend ist jedenfalls die 
Angewiesenheit auf die Hilfe 
anderer, auf deren Bereitschaft 
zur Solidarität, die damit in ih-
ren verschiedenen Formen eine 
wichtige Ressource für die Ver-
sorgungssituation pflegebedürf-
tiger Menschen ist.
Die Verfügbarkeit über die Res-
source Solidarität konnte im 
TooLS-Survey unter zwei Ge-
sichtspunkten untersucht wer-
den:
• Zum Einen geht es um die 

Frage, ob und in welchem 
Umfang jemand über ein 
informelles Unterstützungs-
netzwerk verfügt. Das ist ein 
wichtiger Aspekt der Solida-
rität im sozialen Nahraum, 
denn die aktuellen oder po-
tenziellen Helfer gehören 
dem unmittelbaren sozialen 
Umfeld an.

• Zum Anderen wurde ge-
fragt, wie die Befragten aus 
der Generation 50+ die An-

gebote lokaler Infrastruktu-
ren beurteilen. Hier handelt 
es sich um eine Form von 
struktureller bzw. instituti-
onalisierter Solidarität. Be-
rücksichtigt wurden solche 
Infrastrukturen, die für pfle-
gebedürftige Menschen von 
großer Bedeutung sind.

Ressourcen:  
Soziale Unterstütz-
ungsnetzwerke
Soziale Unterstützungsnetz-
werke sind Ressourcen, die bei 
schwerer Krankheit oder Pfle-
gebedürftigkeit in Anspruch ge-
nommen werden können. Für 
unsere Zwecke geeignete Indika-
toren konnten aus europaweiten 
Repräsentativstudien nur sehr 
begrenzt übernommen werden. 
Direkte Vergleiche der Ergebnis-
se für die TooLS-Erhebungsorte 
mit der Situation in den Ländern 
der EU sind deshalb nur mit Ein-
schränkungen möglich. 
Zur Beschreibung der Verfüg-
barkeit über ein Unterstüt-
zungsnetzwerk wurde ein Index 
gebildet, der zwei Dimensionen 
berücksichtigt:
1. Die soziale Nähe von Mit-

gliedern des Netzwerks: 
Ehegatten/Partner – Kinder 
– entferntere Verwandte – 
Freunde/Nachbarn und

2. ihre Verlässlichkeit, d. h. die 
Einschätzung der Hilfewahr-
scheinlichkeit von Mitglie-
dern des Netzwerks.

Auf dieser Basis war für die 
TooLS-Erhebungsorte die fol-
gende Einstufung möglich (s. S. 
46, Abb. 3).

Fast die Hälfte der Befragten 
in den niederländischen Er-
hebungsorten berichtet über 
ein „sehr stabiles“ Unterstüt-
zungsnetzwerk, d. h. sie neh-
men für mindestens zwei der 
aufgeführten Helfer an, dass 
sie „sehr wahrscheinlich“ mit 
ihnen rechnen können. Und 
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Zentrales Kriterium 
für Pflegebedürftigkeit

Die Ressource 
„Solidarität“
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mindestens einen Helfer, der 
„sehr wahrscheinlich“ in Fra-
ge kommt, nennen rund 30 %. 
Meistens handelt es sich dabei 
um Ehegatten/Partner und Kin-
der. Nur 15 % berichten, dass 
sie im Falle von Pflegebedürf-
tigkeit niemanden haben, der 
ihnen helfen könnte.
Ähnlich wird die Situation in 
den deutschen Erhebungsorten 
eingeschätzt. Nur 13 % können 
nicht über ein Unterstützungs-
netzwerk verfügen; rund ein 
Drittel sehen sich in einem „sehr 
stabilen“ Netzwerk und unge-
fähr 40 % können mindestens 
einen Helfer nennen, auf den 
sie „sehr wahrscheinlich“ zu-
rückgreifen können. Besonders 
hoch ist der Anteil von Befrag-
ten mit „stabilem“ oder „sehr 
stabilem“ Unterstützungsnetz-
werk in Much (84 %); deutlicher 
niedriger als der Durchschnitt in 
den deutschen Städten ist dieser 
Anteil in Nürnberg (72 %). Auch 
in den deutschen Erhebungsor-
ten werden vor allem Ehegat-
ten/Partner und Kinder als ver-
lässliche Helfer genannt.
Deutlich anders wird die Situati-
on in den finnischen Erhebungs-
orten eingeschätzt. Insgesamt 
berichten 27 %, dass sie nie-
manden wüssten, der ihnen im 
Falle von Pflegebedürftigkeit 
helfen könnte. Und der Anteil 
der Befragten, die über ein „sta-
biles“ oder „sehr stabiles“ Un-
terstützungsnetzwerk verfügen, 
ist mit 40 % deutlich geringer 
als in den niederländischen und 
deutschen Erhebungsorten. Da-
bei werden Ehegatten/Partner 
oder Kinder als verlässliche Hel-
fer sehr viel seltener genannt 
als in den niederländischen und 
deutschen Erhebungsorten.

Infrastrukturen 
für Gesundheit 
und Pflege
Mit steigendem Alter werden 
Infrastrukturen aus dem Ge-

sundheitsbereich und Versor-
gungsangebote für den Fall von 
Pflegebedürftigkeit zunehmend 
bedeutsamer. Sie sorgen für Si-
cherheit und sind direkt oder in-
direkt auch wichtige Bedingun-
gen für „aktives Altern“. Um 
Vergleiche mit europaweiten 
Repräsentativstudien zu ermög-
lichen, wurde im TooLS-Survey 
in der gleichen Weise und nach 
den gleichen Infrastrukturen 
gefragt, wie im Eurobarometer 
2007. Dabei ging es um die Be-
wertung von Angeboten unter 
zwei Gesichtspunkten:
• Wie wird die Qualität von In-

frastrukturen bewertet?
• Wie wird die Erreichbarkeit 

dieser Infrastrukturen einge-
schätzt?

Zur Bewertung vorgegeben 
wurden Infrastrukturen aus den 
Bereichen Gesundheit und Ver-
sorgung bei Pflegebedürftigkeit. 
Die Beurteilungen im Eurobaro-
meter und im TooLS-Survey las-
sen sich zu den folgenden Kenn-
ziffern zusammenfassen:8 
• „Zufriedenheit mit der medi-

zinischen Versorgung“ (Kran-
kenhäuser, Zahnbehandlung, 
medizinische Experten, Haus-
ärzte) und

• „Zufriedenheit mit der Ver-
sorgung bei Pflegebedürftig-
keit“ (Pflegedienste, Pflege-
heime; im TooLS-Survey zu-
sätzlich „Beratungsstellen 
bei Pflegebedürftigkeit“).

Für die zur Bewertung vorgege-
benen Infrastrukturen zeichnen 
sich zwei Trends ab: 1. Die zur 
allgemeinen gesundheitlichen 
Versorgung erforderlichen An-
gebote sind in hohem Maße be-
kannt und sie werden in der Eu-
ropäischen Union unter den Ge-
sichtspunkten Qualität und Er-
reichbarkeit auch überwiegend 
positiv beurteilt („sehr gut“ und 
„ziemlich gut“). 2. Sehr viel we-
niger gut bekannt sind Angebo-
te zur Versorgung für den Fall 
von Pflegebedürftigkeit und die 
vorhandenen Angebote werden 

auch weniger positiv beurteilt 
als die Angebote zur allgemei-
nen gesundheitlichen Versor-
gung (s. S. 46, Abb. 4).
Auch in den TooLS-Erhebungs-
orten wird die allgemeine me-
dizinische Versorgung sehr viel 
positiver eingeschätzt als die 
Versorgung bei Pflegebedürftig-
keit. Die Unterschiede zwischen 
den Erhebungsorten und auch 
die Abweichung vom Durch-
schnitt der EU-Länder sind ge-
ring. Die Bewertung der Versor-
gung bei Pflegebedürftigkeit ist 
deutlich weniger positiv als im 
EU-Durchschnitt und auch die 
Variationsbreite ist beträchtlich: 
24 (Berlin) – 41 (Much). (s. S. 47, 
Abb. 5)

Versorgungs-
situation und 
„aktives Altern“
Im TooLS-Projekt geht es um 
zwei Themenbereiche, die von 
prägender Bedeutung dafür 
sind, wie der demografische 
Wandel bewältigt wird und wie 
seine Chancen genutzt werden: 
Es geht um die Versorgungssi-
tuation pflegebedürftiger Men-
schen und um die Möglichkei-
ten älterer Menschen zu einem 
aktiven Lebensentwurf. Zwi-
schen beiden Themen beste-
hen enge Beziehungen: Auf der 
einen Seite kann angenommen 
werden, dass „aktives Altern“ 
auch mit einer verstärkten Be-
reitschaft zum zivilgesellschaft-
lichen Engagement verbunden 
ist. Fraglich ist jedoch, ob dieses 
Engagement sich auch in einer 
zunehmenden Bereitschaft zur 
„Nahraumsolidarität“ äußern 
wird, d. h. zur Bereitschaft, ei-
nen nahen Angehörigen sel-
ber zu versorgen, wenn dieser 
pflegebedürftig wird. „Aktives 
Altern“ ist auch mit einem Zu-
gewinn an Gestaltungschancen 
für die eigene Lebenssituation 
verbunden. Die Übernahme von 
Versorgungsverpflichtungen ge-

Gesundheits-Infrastruk-
tur ermöglicht aktives 
Altern

Nahraumsolidarität
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Abb. 4

genüber einem pflegebedürfti-
gen Menschen ist dagegen in 
dem Sinne mit Opportunitäts-
kosten verbunden, dass man 
in einem gewissen und nicht 
unerheblichen Maße auf eini-
ge dieser Chancen verzichten 
muss. Für die EU-Länder, die in 
unseren Analysen berücksich-
tigt werden konnten, zeigt sich 
jedenfalls ein sehr deutlicher 
Zusammenhang zwischen dem 
„Aktivierungsgrad“ der Gene-
ration 50+ und der Bereitschaft 
zum selber pflegen ohne pro-
fessionelle Unterstützung. In 
Ländern mit hohem „Aktivie-
rungsgrad“ ist diese Bereit-
schaft deutlich geringer als in 
Ländern mit geringem Grad der 
Aktivierung. (s. S. 47, Abb. 6)
Hier wird deutlich, dass demo-
grafischer und sozio-kultureller 
Wandel als ein Paket gesehen 
werden muss. Die traditionel-
len und im Wesentlichen durch 
die Familie gesicherten Ver-
sorgungsstrukturen verlieren 
zunehmend an Wirksamkeit. 
Gleichzeitig verändern sich 
auch die Mentalitäten und Le-
bensentwürfe von Menschen in 
Richtung auf höhere Ansprüche 
an ein selbstbestimmtes und 
aktives Leben, was wiederum 
nicht gut vereinbar ist mit ei-
ner im sozialen Nahraum prakti-
zierten Solidarität (vgl. Blinkert 
2009). Als funktionales Äquiva-
lent bieten sich für modernisier-
te Gesellschaften institutionali-
sierte Formen der Solidarität an, 
durch einen ausgebauten Wohl-
fahrtsstaat und im Hinblick auf 
die Versorgung Pflegebedürfti-
ger durch entsprechende Infra-
strukturen. Unter diesen Bedin-
gungen nimmt in den Ländern 
der EU der Anteil derjenigen, die 
zur häuslichen Versorgung mit 
professioneller Unterstützung 
bereit sind, nicht mit dem „Ak-
tivierungsgrad“ der Generati-
on 50+ ab, sondern es ist eine 
deutliche Zunahme dieser Be-
reitschaft beobachtbar. Es wäre 
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Abb. 5
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also nicht zutreffend, von einem 
„Ende der Solidarität“ zu spre-
chen. Formen der Solidarität 
haben sich aber gewandelt und 
auch die Solidarität gegenüber 
pflegebedürftigen Angehörigen 
verschwindet nicht, wenn sie in 
einer der gesellschaftlichen Ent-
wicklung angemessenen Weise 
institutionell unterstützt wird.
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Anmerkungen
1 In einem weiteren Beitrag unter 

dem Arbeitstitel „Netzwerk aus 
Wissen und Technik – Das EU-För-
derprojekt TooLS aus Sicht der KO-
SIS-Gemeinschaft DUVA“ (T. Will-
mann, A. Schiffert) wird über das 
dem TooLS-Projekt zugrunde lie-
gende Informationsmanagement-
System berichtet.

2 Die Arbeiten an dem Projekt (aus-
führlich dazu Trutzel 2011) sind 
weit fortgeschritten, die erhobenen 

Daten und die bisherigen Ergebnis-
se können über das Informations-
portal http://www.duva-server.de/
webkatalog/tools/index.php abge-
rufen werden. Nach dem Ende der 
EU-Förderung für die Pionierpha-
se im Dezember 2012 wird TooLS 
als Städtenetzwerk fortgesetzt. Mit 
einem geringen kostendeckenden 
Beitrag können sich weitere Städ-
te an den kontinuierlich durchge-
führten Surveys beteiligen und auf 
diese Weise die Möglichkeiten von 
TooLS nutzen.

3 „LTC recipients are defi ned as 
persons receiving long-term care 
by paid providers, including non-
professionals receiving cash pay-
ments under a social programme. 
They also include recipients of cash 
benefi ts such as consumer-choice 
programmes, care allowances or 
other social benefi ts which are 
granted with the primary goal of 
supporting people with longterm 
care needs. Long-term care insti-
tutions refer to nursing and resi-
dential care facilities which provi-

de accommodation and long-term 
care as a package. Long-term care 
at home is defi ned as people with 
functional restrictions who receive 
most of their care at home. Home 
care also includes specially desi-
gned or adapted living arrange-
ments.“ (OECD 2005, S. 162)

4 Ein Beispiel ist das Projekt SHARE 
(Survey of Health, Ageing and Re-
tirement in Europe).

5 Für ähnliche Ergebnisse vgl. Reimat 
2009, S. 13.

6 „Sozialschutzausgaben“; Eurostat 
2011.

7 Für eine ausführliche Diskussion vgl. 
Skuban (2004), Haberkern (2009).

8 Dazu wurden additive Indices gebil-
det: Gezählt wurde für jede Kenn-
ziffer, wie häufi g die Beurteilung 
„sehr gut“ und „gut“ gewählt wur-
de. Die maximal möglichen Werte 
wurden in den Wertebereich 0 bis 
100 transformiert. 0 = keines der 
Angebote wird mit „sehr gut“ oder 
„gut“ bewertet; 100 = alle Ange-
bote („100 %“) werden mit „sehr 
gut“ oder „gut“ bewertet.
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Auch in diesem Jahr wird die 
Redaktion von „Stadtforschung 
und Statistik“ wieder eine Zahl 
des Jahres auswählen. Eine Zahl 
soll es wieder sein, die in diesem 
Jahr von besonderer Bedeutung 
war, die in möglichst engem Zu-
sammenhang zu 2013 steht. 
Sie kann durchaus ungewöhn-
lich sein, so wie die des Jahres 
2009. Damals kürte die Redak-
tion „40 + 20“. Eine passende 

Zahl des Jahres 2013
Martin Schlegel, Hagen

Zahl, denn 60 Jahre Bundesre-
publik Deutschland teilen sich 
nun mal in 40 getrennte und 20 
gemeinsame Jahre. Oder auch 
für Aufregung sorgen, so wie 
die von 2012. Die Universität 
Stuttgart hatte ermittelt, dass 
jeder Bundesbürger im Laufe ei-
nes Jahres 81,6 kg Lebensmittel 
wegwirft. Schockierend. 
Welche Zahl halten Sie für wert, 
als „Zahl des Jahres 2013“ he-

rausgehoben zu werden? Eine 
Zahl aus der Politik, in einem 
Bundestagswahljahr nicht un-
logisch, aus Sport, Unterhaltung 
oder einem anderen Gebiet. 
Wenn Sie eine Zahl – oder 
auch mehrere – heraushebens-
wert fi nden, senden Sie diese 
Zahl(en) möglichst mit kurzer 
Begründung an die Redaktion. 
Viel Erfolg und Spaß bei der Re-
cherche.

Ihr Vorschlag, 
bitte!

Über Statistik:

„Können wir über 

meine schlechten 

Umfragewerte noch 

mal reden?“ 

„Ja, mit dem Bürger.“
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Über das 2009 initiierte EU-För-
derprojekt TooLS wurde an die-
ser Stelle bereits berichtet1. Ziel-
stellung der ausschreibenden 
Generaldirektion für Beschäfti-
gung, soziale Angelegenheiten 
und Chancengleichheit ist die 
Entwicklung von Werkzeugen 
für vergleichbare Erhebungen 
auf der örtlichen Ebene. Zur Ein-
reichung von Projektvorschlä-
gen waren nichtkommerzielle 
Verbünde aus mindestens drei 
Mitgliedsstaaten der EU aufge-
fordert. 
Den Zuschlag für das ausge-
schriebene Projekt erhielt eine 
aus fünf deutschen, niederlän-
dischen und finnischen Part-
nern bestehende Gruppe, der 
unter anderem die KOSIS-Ge-
meinschaft DUVA abgehört. 13 
deutsche, niederländische und 
finnische Städte wurden suk-
zessive in das Projekt eingebun-
den. Dem Freiburger Institut für 
angewandte Sozialwissenschaft 
(FIFAS) oblag die Projektkoordi-
nation; als Projektleiter fungier-
te Prof. Dr. Baldo Blinkert vom 
Institut für Soziologie der Uni-
versität Freiburg.
Zum Werkzeug des Statistikers 
gehören neben Soft- und Hard-
ware auch fach- und sachge-
rechte Erhebungsinstrumente 
und Auswertungskonzepte. Die-
se sind in passende technische 
Instrumente umzusetzen und 
bedürfen zusammen mit der 
eingesetzten Technik der prak-
tischen Erprobung. Die von der 
EU mit ihrem Förderprojekt ver-
folgte Zielstellung wurde des-

Das EU-Förderprojekt TooLS aus DUVA-Sicht 

Netzwerk aus Wissen und 
Technik
Arno Schiffert, Thomas Willmann, Freiburg im Breisgau

halb durch die Projektgruppe 
um die Konzeption und grenz-
überschreitende Durchführung 
standardisierter Befragungen 
und Datensammlungen erwei-
tert (s. Grafik 1).

Als Teilaspekte des demogra-
phischen Wandels wurden das 
aktive Altern der Bevölkerung 
in der Altersgruppe 50+ sowie 
deren Erfahrungen mit und Er-
wartungen an die Versorgung 
und Pflege im Alter aufgegrif-
fen. Zusätzlich zu diesem so ge-
nannten Bürgersurvey wurden 
inhaltlich passende Daten aus 
dem Bestand von Urban Au-
dit in die Datensammlung des 
TooLS-Projektes aufgenommen. 
Abgerundet wurde die Daten-
sammlung durch Erhebungen 
zu Dienststellen und Dienst-
leistern mit der Zielgruppe Ge-
neration 50+. Zielstellung war 
ein über das Internet zugäng-
liches Informationsportal, über 
das gleichermaßen der Abruf 
der auf lokaler Ebene gewon-
nenen Informationen und der 
Zugriff auf die dafür notwendi-
ge Software erfolgen kann. Die 
dazu notwendige technische In-
frastruktur wurde von der KO-
SIS-Gemeinschaft DUVA in Form 
ihres gleichnamigen Informati-
onsmanagementsystems bereit 
gestellt und während der Pro-
jektlaufzeit weiter entwickelt.
Als Erhebungsinstrument für 
den Bürgersurvey wurde ein 
standardisierter Fragebogen 
entwickelt, der in den teilneh-
menden Städten in der jewei-

ligen Landessprache zum Ein-
satz kam. Zur Datenerfassung 
mit dem DUVA-Modul Internet-
Erfassung wurden entsprechen-
de deutsche beziehungsweise 
englischsprachige Erfassungs-
formulare eingesetzt. Lokale Er-
gänzungen und Anpassungen 
der Erfassungsformulare an na-
tionale Usancen fanden in der 
jeweiligen Landessprache statt 
(s. Grafik 2).

Grafik 1

Grafik 2
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Alle Erfassungsformulare konn-
ten über das Internet zur dezen-
tralen Datenerfassung genutzt 
werden; die dazu notwendigen 
Programme wurde auf einem 
duvaeigenen Server eingerich-
tet. Über ein auf diesem Server 
installiertes DUVA-System wur-
den über die Datenerfassung hi-
naus auch die Datenverwaltung 
sowie Recherche- und Auswer-
tungsmöglichkeiten des TooLS-
Projektes realisiert.
Zentraler Teil der bereit gestell-
ten technischen Infrastruktur 
ist das mit dem DUVA-Modul 
Webkatalog realisierte Infor-
mationsportal2. Über das Infor-
mationsportal werden zentrale 
Dokumente des TooLS-Projektes 
abrufbereit vorgehalten. Über 
integrierte Links können die 
Erfassungsformulare des Bür-
gersurveys aufgerufen werden. 
Zu den Daten des Bürgersur-
veys wurden 730 tabellarische 
Auswertungen vordefiniert und 
über eine geografische respek-
tive inhaltliche Gliederung re-
cherchierbar und aufrufbar ge-
macht. In das Informationspor-
tal ist das DUVA-Modul Inter-
net-Assistent integriert. Diese 
Anwendung dient der dynami-
schen Erzeugung der vordefi-

nierten Auswertungen. Darü-
ber hinaus können im TooLS-
Informationsportal einzelne 
Datensätze des Bürgersurveys 
gezielt aufgerufen und mit dem 
Internet-Assistenten individuell 
ausgewertet werden. Das Infor-
mationsportal ist durchgehend 
zweisprachig (Deutsch/Eng-
lisch) eingerichtet. Durch die 
Verknüpfung von Erhebungsin-
strumenten, Datenangebot und 
Auswertungsmöglichkeiten mit 
den Daten, die über den Bür-
gersurvey, Urban Audit und die 
Dienstleisterbefragung auf lo-
kaler Ebene gewonnen wurden, 
entspricht das Informationspor-
tal dem von der EU gewünsch-
ten Instrument (s. Grafik 3).

Hinsichtlich der Möglichkeiten 
zur Informationsrecherche und 
-auswertung geht die angebo-
tene Funktionalität sogar über 
die Forderungen der EU hinaus. 
Der Leistungsumfang dieses 
Informationsportals entspricht 
dem ebenfalls mit den DUVA-
Modulen Webkatalog und In-
ternet-Assistent realisierten 
Datenangebot FR.ITZ der Stadt 
Freiburg im Breisgau, das 2012 
im Rahmen einer vom Fraunho-
fer-Institut im Auftrag des Bun-

desinnenministeriums durchge-
führten Studie als eines von 10 
internationalen Best-Practice 
Beispielen für Open Data Por-
tale benannt wurde3. 
Die Module Internet-Assistent 
und Webkatalog sowie die ein-
gesetzten Erfassungsmodule 
gehören zum Bestand des DU-
VA-Systems. Ihre Erprobung und 
Weiterentwicklung war ein we-
sentlicher Beitrag zur Entwick-
lung von Werkzeugen für ver-
gleichbare Erhebungen auf der 
örtlichen Ebene. 
Die Erprobung der Erfassungs-
module fand im Wesentlichen 
durch die Eingabe der Daten 
aus den deutschen Bürgersur-
veys statt. Die finnischen Pro-
jektpartner beteiligten sich an 
diesem Teil des Projektes nicht, 
die niederländischen Projekt-
partner beteiligten sich mit der 
Eingabe eines Teiles der in Ams-
terdam und Almere erhobenen 
Daten. Während der Projekt-
laufzeit von TooLS (Dezember 
2009 bis Mai 2013) wurden von 
der KOSIS-Gemeinschaft DUVA 
über 30 funktionale Erweite-
rungen der Erfassungsmodule 
realisiert und über Fördermittel 
der EU mitfinanziert; viele der 
umgesetzten Erweiterungen be-
ruhen direkt auf den in TooLS 
gesammelten Erfahrungen.
Die im Rahmen von TooLS ein-
gesetzte Version des DUVA-
Webkataloges wurde 2010 
mehrsprachenfähig gemacht 
und für dieses Projekt auch 
als englischsprachiges Infor-
mationsportal eingesetzt (sie-
he oben). Damit erfuhr dieses 
Modul eine hinsichtlich des 
Funktionsumfanges geringe, 
im Hinblick auf den Einsatz im 
Rahmen des TooLS-Projektes 
jedoch sehr entscheidende Er-
weiterung. Entsprechend der 
zur Laufzeit von TooLS geplan-
ten Arbeiten wird der DUVA-
Webkatalog durch eine Neupro-
grammierung ersetzt. In Abwei-
chung zur ursprünglichen Pla-

Grafik 3
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nung erfolgt die Finanzierung 
dieser Maßnahme jedoch nicht 
unter Einbezug von Fördermit-
teln aus dem TooLS-Projekt, 
sondern über eine Kooperati-
on mit der Bundeshauptstadt 
Berlin sowie aus Eigenmitteln 
der KOSIS-Gemeinschaft DU-
VA. Gleichwohl beruhen die an 
die neu zu programmierende 
Anwendung gestellten tech-
nischen und funktionalen An-
forderungen auch auf Erfah-
rungen, die dem TooLS-Projekt 
entstammen.
Auf den mit dem Modul In-
ternet-Assistent verbundenen 
Möglichkeiten lag im Zuge der 
Realisierung des TooLS-Infor-
mationsportals ein besonderes 
Augenmerk. Das Resultat der 
in den Jahren 2010 bis 2012 an 
diesem Modul durchgeführten 
Arbeiten ist eine Liste aus rund 
25 funktionalen Erweiterungen, 
darunter insbesondere deutlich 
verbesserte Möglichkeiten zur 
tabellarischen Darstellung von 
Daten und zur Erzeugung vor-
definierter Auswertungen. So-
wohl die neuen Tabellierungs-
möglichkeiten, als auch vorde-
finierte Auswertungen werden 
im Rahmen des TooLS-Informa-
tionsportals intensiv eingesetzt. 
Gemäß der Förderrichtlinien der 
EU wurden diese Maßnahmen 
durchgängig aus TooLS-Mitteln 
kofinanziert.
Die KOSIS-Gemeinschaft DU-
VA verfolgt mit ihrem Informa-
tionsmanagementsystem den 
Ansatz, den Umgang mit In-
formationen und Technik über 
den Einsatz von Metadaten zu 
integrieren. Daten, Dateien und 
Verfahren werden dabei fest mit 
entsprechenden sprachlichen 
Beschreibungen verknüpft und 
über diese Metadaten gesucht, 
aufgerufen und angewandt. Zur 
Recherche nach Daten und Da-
teien im Metadatenbestand des 
DUVA-Systems und zur Überga-
be gefundener Dateien an wei-
terverarbeitende Anwendungen 

(i. e. den DUVA Internet-Assis-
tenten) wurde mit dem so ge-
nannten Metadatennavigator 
eine neue webbasierte Anwen-
dung programmiert (s. Grafik 4).

Die Neuprogrammierung und 
die vorgelagerte Erstellung ei-
nes Lastenheftes wurden über 
Ausschreibungsverfahren ver-
geben. Rund 80 Prozent der 
Kosten konnten aus Fördermit-
teln des TooLS-Projektes refi-
nanziert werden. Als Entwick-
lungsumgebung kam erstma-
lig JAVA zum Einsatz. Sowohl 
hinsichtlich der eingesetzten 
Technik, als auch hinsichtlich 
der organisatorischen Durch-
führung und der finanziellen 
Dimension betrat die KOSIS-
Gemeinschaft DUVA mit diesem 
Vorhaben Neuland. Mit der Ent-
scheidung, Neuentwicklungen 
zukünftig grundsätzlich in JAVA 
und nach entsprechenden Aus-
schreibungsverfahren zu reali-
sieren, werden Erfahrungen aus 
dem TooLS-Projekt die Weiter-

entwicklung von DUVA weit in 
die Zukunft hinein beeinflussen.
Noch zur Laufzeit des TooLS-
Projektes profitiert die Neuent-
wicklung eines webbasierten 
Kartentools von den mit dem 
Metadatennavigator gesam-
melten Erfahrungen. Das Kar-
tentool ersetzt die im Modul 
Internet-Assistent angebotene 

Grafik 4

Grafik 5
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rudimentäre Kartierungsfunk-
tion. Zukünftig können die im 
DUVA-System vorhandenen Da-
ten und Metadaten interaktiv 
in kartografische Darstellungen 
umgesetzt, nachträglich bear-
beitet und in andere Anwendun-
gen exportiert werden (s. S. 51, 
Grafik 5).

Die zum Tragen kommende 
Technik wird neue dezentra-
le Einsatzformen ermöglichen. 
Auch für diese neue Anwen-
dung wurde zunächst ein Las-
tenheft erstellt. Die Ermittlung 
der Auftragnehmer für Lasten-
heft und Programmierung fand 
über Ausschreibungsverfahren 
statt. Im Falle der Programmier-
arbeiten musste die zugehörige 
Ausschreibung über insgesamt 
drei Vergaberunden geführt 
werden; zusammen mit dem 
Kostenumfang macht dies das 
Kartentool zum bislang größ-
ten und wahrscheinlich auch 
anspruchvollsten Einzelprojekt 
in der Geschichte der KOSIS-Ge-
meinschaft DUVA. Die entste-
henden Sach- und Personalkos-
ten kann DUVA zu großen Teilen 
aus TooLS-Mitteln refinanzieren. 
Ohne diese Förderung durch die 
EU wäre diese Neuentwicklung 
erst auf lange Sicht möglich ge-
worden. 

Die KOSIS-Gemeinschaft DU-
VA stellt ihren Mitgliedern al-
le Neu- und Weiterentwick-
lungen ohne Zusatzkosten zur 
Verfügung. Da dabei keine kom-
merziellen Interessen verfolgt 
werden, ist DUVA nicht nur in 
funktionaler Hinsicht eine Alter-
native zu marktgängigen Pro-
dukten. Alle von DUVA bereit 
gestellten Anwendungen sind 
mehrsprachenfähig und damit 
auch über den Kreis der mo-
mentan noch rein deutschen 
Anwenderschaft hinaus einsetz-
bar. Für das Informationsportal 
des TooLS-Projektes wurden 
englische Sprachversionen der 
Erfassungsmodule, des Webka-
taloges und des Internet-Assis-
tenten bereit gestellt. Zum Ende 
der Laufzeit des TooLS-Projek-
tes wird ein englischsprachiges 
DUVA-System inklusive der zu-
gehörigen Handbücher und On-
linehilfen zur Verfügung stehen.
Vernetzung bedarf der Etablie-
rung von verbindlichen Forma-
ten für den Datenaustausch. 
Bislang verfügt das DUVA-Sys-
tem über eine proprietäre XML-
Schnittstelle zum Austausch von 
Metadaten sowie über Schnitt-
stellen zu EXCEL, SPSS und eine 
Ausgabemöglichkeit von Sach-
daten im Format csv. Vorgese-
hen war deshalb, das von EU-
ROSTAT unterstützte Austausch-
format SDMX4 über eine neu zu 
programmierende Schnittstelle 
in das DUVA-System zu imple-
mentieren. Damit wäre ein von 
offizieller Seite gesetzter Stan-
dard zum Austausch von Sach- 
und Metadaten frühzeitig im 
DUVA-System verfügbar gewor-
den. Belastbare technische Fest-
legungen des SDMX-Standards 
wurden jedoch bislang nicht 
vorgelegt; von Expertenseite 
wurde bezweifelt, ob SDMX ei-
nen verbindlichen Standard für 
den Datenaustausch etablieren 
kann. Gegebenenfalls wäre mit 
hohem finanziellem Aufwand 
eine neue Schnittstelle in das 

DUVA-System implementiert 
worden, die den in sie gesetzten 
Erwartungen nicht entspricht. 
Auf diesem Hintergrund wurde 
entschieden, die vorgesehene 
Schnittstelle vorerst nicht zu 
realisieren. Gleichwohl bleibt 
das Thema standardisierter Da-
tenaustausch Teil der von DU-
VA verfolgten Agenda. Entspre-
chende Möglichkeiten werden 
unter Anderem im Zusammen-
hang mit der Open Data Bewe-
gung gesehen. Die für TooLS 
eingerichtete technische Infra-
struktur bildet das internatio-
nale Netzwerk dieses Projektes 
ab (s. Grafik 6).
Zum Betrieb eines im Internet 
zugänglichen Informations-
portals stellen sich automa-
tisch Fragen zur Sicherheit und 
zum Datenschutz. Neben Ser-
vern und Internetverbindungen 
können die eingesetzten An-
wendungen entsprechend op-
timiert werden. Als Sicherheits-
standard bietet sich für Web-
module der international aner-
kannte Sicherheitskatalog Com-
mon Criteria an5; die Einhaltung 
entsprechender Standards wird 
unter Anderem durch das Bun-
desamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) zer-
tifiziert. Allerdings ergaben 
Recherchen, dass der für eine 
solche Zertifizierung zu gewär-
tigende organisatorische und 
finanzielle Aufwand den zu er-
wartenden Nutzen übersteigen 
würde; Interesse an einem Si-
cherheitszertifikat besteht nur 
bei einzelnen DUVA-Anwen-
dern. Die ursprünglich vorgese-
hene Sicherheitszertifizierung 
der DUVA-Module durch das 
BSI wurde deshalb nicht wei-
ter verfolgt. Die Anpassung der 
DUVA-Webmodule an die von 
Common Criteria vorgegebe-
nen Standards wurde trotzdem 
durchgeführt. Zusätzlich wurde 
die Einhaltung der durch Com-
mon Criteria vorgegebenen Si-
cherheitsstandards in den An-

Grafik 6
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forderungskatalog für Neupro-
grammierungen aufgenommen. 
Gesucht waren gangbare Alter-
nativen zur Sicherheitszertifi zie-
rung durch das BSI. Festgestellt 
wurde, dass mehrere Mitglieds-
städte der KOSIS-Gemeinschaft 
DUVA sicherheitstechnische 
und datenschutzrechtliche Prü-
fungen neuer Software durch-
führen. Auf Anfrage wurde zu-
gesichert, dass ein erfolgreich 
durchlaufenes Prüfverfahren 
des DUVA-Systems schriftlich 
bestätigt werden kann. Eine 
solche Bestätigung hätte de ju-
re nicht den Rang eines durch 
das BSI vergebenen Zertifi kates; 
de facto wäre damit aber sicher 
gestellt, dass das DUVA-System 
geltenden Sicherheitsstandards 
entspricht und bezogen auf den 
Datenschutz unbedenklich ein-
gesetzt werden kann. 
Die KOSIS-Gemeinschaft DUVA 
hat sich und ihr Informationsma-
nagementsystem über mehr als 
drei Jahre intensiv in die Aktivi-
täten des TooLS-Projektes ein-
gebracht. Von den Aktivitäten 
des TooLS-Projektes und nicht 
zuletzt von den im Rahmen des 
TooLS-Projektes zur Verfügung 
stehenden Fördermitteln hat 
DUVA in nicht unerheblichem 
Maße profi tiert. Zum Ende der 
Projektlaufzeit kann somit ein 
positives Fazit gezogen werden 
(s. Grafi k 7).

Was bleibt, ist die Frage nach 
der Zukunft: Eine Fortführung 
des TooLS-Projektes ist nicht 
vorgesehen. Ob die EU die Er-
gebnisse des TooLS-Projektes 
nutzen wird, ist fraglich. Von 
Seiten der am TooLS-Projekt 
beteiligten Städte sowie wei-

terer Kommunen wurde großes 
Interesse am durchgeführten 
Bürgersurvey, an den zur Pro-
jektlaufzeit entwickelten Aus-
wertungsmethoden und an den 
inhaltlichen Ergebnissen dieser 
in 13 Städten und in drei eu-
ropäischen Staaten auf lokaler 
Ebene durchgeführten Befra-
gung gezeigt. Diskutiert wird, 
ob und wie ein vergleichender 
kommunaler Bürgersurvey zum 
Thema „Aktives Altern und Pfl e-
ge“ in nationaler oder gar in-
ternationaler Regie regelmäßig 
wiederholt werden kann. Im 
Gespräch ist die Gründung ei-
ner entsprechenden KOSIS-Ge-
meinschaft. Aus Sicht der für die 
KOSIS-Gemeinschaft DUVA an 
TooLS beteiligten Personen be-
stehen des Alleinstellungsmerk-
mal und der Reiz dieses Projek-
tes insbesondere in der Verbin-

Grafi k 7

dung aus einem für alle Kom-
munen relevanten Thema, dem 
länderübergreifenden Vergleich 
lokaler Gegebenheiten sowie in 
der Umsetzung eines Informati-
onsportals, das die technische 
Grundlage für die Erlangung, 
Verbreitung und Vernetzung 
von Wissen liefert. Wir würden 
uns deshalb sehr freuen, wenn 
die soeben skizzierte Idee um-
gesetzt werden könnte. 
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Der Wohnungsmangel und die Reaktion der Akteure

Wohnen am Rhein –  
noch bezahlbar?
Melanie Kloth, Düsseldorf

Die Wohnungsmärkte in der 
Rheinschiene sind angespannt. 
Die Situation ist durch eine hohe 
und weiterhin steigende Nachfra-
ge nach Wohnraum bei einem be-
reits hohen Preisniveau im Miet- 
und Eigentumsbereich gekenn-
zeichnet. Welche Haushalte sind 
von dieser Situation besonders 
betroffen? Ist der Umzug ins Um-
land eine Alternative? Wie reagie-
ren die Wohnungsmarktakteure?1

Wachsende Woh-
nungsnachfrage
Die Rheinschiene2 insgesamt 
gehört zu den wenigen wach-
senden Regionen im Land. Laut 
Bevölkerungsvorausberechnung 
von IT.NRW wird sich dieses 
Wachstum auch bis 2030 fort-
setzen und sich auch in stei-
genden Haushaltszahlen nie-
derschlagen. Jedoch ist ein ge-
nauerer Blick notwendig: Neben 
den Wachstumskernen gibt es 
auch in der Rheinschiene bereits 
schrumpfende Gemeinden. 
Auffällig ist bei der prognos-
tizierten Entwicklung der Zu-
wachs an Familien: Die Kern-
städte Düsseldorf, Köln und 
Bonn werden zukünftig neben 
Münster die einzigen kreisfreien 
Städte in Nordrhein-Westfalen 
sein, die einen deutlichen Zu-
wachs an Kindern und damit an 
Familien haben werden.

Hoher Anspruch auf 
Sozialwohnungen
Der Blick auf die Einkommens-
situation der Haushalte macht 

deutlich, dass Wohnungen vor 
allem im unteren Preissegment 
gefragt sind. Zwar gibt es zu die-
ser Frage keine Daten der amt-
lichen Statistik, aber für Köln, 
Düsseldorf und Leverkusen lie-
gen Schätzungen zum Anteil an 
Haushalten vor, die aufgrund 
ihrer Einkommenssituation An-
spruch auf einen Wohnberech-
tigungsschein haben.3 Danach 
könnten in Leverkusen 44, in 
Köln 45 und in Düsseldorf 50 
Prozent der Haushalte eine So-
zialwohnung beziehen.4 Deutlich 
wird die Größenordnung: Fast je-
der zweite Haushalt in den gro-
ßen Städten am Rhein wäre be-
rechtigt, eine preisgebundene 
Wohnung zu beziehen.
Bei Empfängern von Mindestsi-
cherungsleistungen gibt es in der 
Rheinschiene nicht nur deutliche 
Unterschiede zwischen den Kern-
städten und den Umlandkreisen, 
sondern auch zwischen den gro-
ßen Städten. So liegt der Anteil 
in Düsseldorf (12,7 %) und Köln 
(13,3 %) wie in fast allen großen 
Städten des Landes über dem 
Landesdurchschnitt (10,3 %). 
Für Bonn und Leverkusen fallen 
vergleichsweise niedrige Werte 
von 9,7 Prozent bzw. 10,6 Pro-
zent auf.5 In den Kreisen liegt der 
Anteil durchgängig unter dem 
Landesdurchschnitt. Die größte 
Gruppe unter diesen Transfer-
leistungsempfängern sind die 
Bezieher von SGB-II-Leistungen. 
In den Kernstädten ist dabei die 
Gruppe der 1-Personen-Haushal-
te im Landesvergleich überdurch-
schnittlich stark vertreten (bezo-

Abb. 1

Abb. 3
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schiede zwischen der Rhein-
schiene und den anderen Regio-
nen des Landes sind hier enorm. 
So liegt in der Rheinschiene das 
untere Preissegment – gemes-
sen an der Obergrenze der un-
teren 25 Prozent der Angebots-
mieten – bei über 5,50 EUR 
pro Quadratmeter und damit 
auf Höhe des oberen Preisseg-
ments anderer Regionen. Beson-
ders hoch sind die Mieten erwar-
tungsgemäß in den Kernstädten: 
in Bonn reicht das „preisgüns-
tige“ Segment bis zu 7,00 EUR 
den Quadratmeter, in Düsseldorf 
und Köln liegt es sogar darüber.

Jeder fünfte Haus-
halt überlastet
Die finanzielle Belastung der 
Haushalte, die sich aus dem 
verfügbaren Haushaltseinkom-
men und der zu zahlenden Mie-
te ergibt, lässt sich mit Hilfe der 
Mietbelastungsquote darstellen. 
Nach EU-Definition spricht man 
von einer Überbelastung der 
Haushalte, wenn sie 40 Prozent 
und mehr ihres verfügbaren Ein-
kommens für das Wohnen auf-
wenden müssen.7 In Düsseldorf, 
Köln und Bonn ist demnach be-
reits mehr als jeder fünfte Haus-
halt überlastet (vgl. Abb. 3, s. S. 
54). Weitere 22 bis 24 Prozent 
der Haushalte tragen eine Miet-
belastung von über 30 Prozent 
(bis unter 40 %).8 Entsprechend 
der unterdurchschnittlichen 
Kaufkraft liegen die Werte in 
Köln oberhalb der anderen bei-
den Städte. Zusätzlich müssen 
die Haushalte die Kosten für Hei-
zung und Warmwasser aufbrin-
gen, die zuletzt deutlich gestie-
gen sind und in den kommenden 
Jahren weiter steigen werden.

Angebotsrückgang 
zeigt Marktan-
spannung an
Die von der NRW.BANK im Rah-
men des jährlichen Wohnungs-

marktbarometers befragten 
Experten stellen für die Rhein-
schiene bereits seit Jahren eine 
Marktanspannung zumindest 
im unteren Preissegment und 
im preisgebundenen Marktseg-
ment fest.
Die Entwicklung der Angebots-
zahlen von Mietwohnungen in 
der Region Köln bestätigt diese 
Marktanspannung. Die Abbil-
dung verdeutlicht beispielhaft für 
Köln den Rückgang der Angebo-
te (niedrigere Kurve) sowie die 
Preissteigerung (Verschieben der 
Kurve nach rechts) im Vergleich 
2011 zu 2007. In den beiden 
Kreisen Rhein-Erft-Kreis (BM) 
und Rheinisch-Bergischer Kreis 
(GL) sowie in Leverkusen hinge-
gen ist das Angebot im betrach-
teten Zeitraum sogar noch ge-
stiegen. Ein ähnliches Bild ergibt 
sich für die Regionen Düsseldorf 
und Bonn. Preissteigerungen zu-
sammen mit einem rückläufigen 
Angebot sind ein deutliches Zei-
chen für eine Marktanspannung.
Eine kontinuierliche Nachfrage 
und steigende Mietpreise könn-
ten erwarten lassen, dass das 
Angebot ebenfalls zunehmend 
ausgeweitet wird. Dies ist je-
doch nicht der Fall. So ist die 
Bauintensität (fertig gestellte 
Wohnungen in Bezug auf 1.000 
bestehende Wohnungen) auch 
in den wachsenden Städten 
der Rheinschiene rückläufig. 
In Köln und Bonn lag sie aber 
zumindest noch deutlich über 
dem Landesdurchschnitt (Nord-
rhein-Westfalen: 3,9; K 5,2; BN 
5,1), während sie in Düsseldorf 
weit darunter lag (2,2) (Lever-
kusen: 3,6).9 Die Fertigstellungs-
zahlen sind in allen kreisfreien 
Städten gemessen an den selbst 
gesetzten Zielen der Kommunen 
zu gering. Ein wichtiger Grund 
hierfür sind die hohen Grund-
stückskosten, die in der Rhein-
schiene deutlich über dem Lan-
desdurchschnitt liegen, bzw. ein 
genereller Mangel an verfügba-
ren Baugrundstücken.
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gen auf alle Bedarfsgemeinschaf-
ten), während größere Haushal-
te tendenziell unterrepräsentiert 
sind. Entsprechend ist der Anteil 
von Alleinerziehenden und Paa-
ren mit Kindern in diesen Städ-
ten deutlich niedriger als in den 
Kreisen der Rheinschiene.
Auf der Nachfrageseite besteht 
also in den Kernstädten ein ho-
her Bedarf an preisgünstigen 
Wohnungen. Für die große Zahl 
an Ein-Personen-Haushalten mit 
Hartz-IV-Bezug bzw. niedrigen 
Renten werden vor allem kleine 
Wohnungen von bis zu 50 m² 
Wohnfläche benötigt. Daneben 
wird zukünftig in den Kernstädten 
die Zahl an Familienhaushalten 
weiter zunehmen. Diese fragen 
typischerweise größere Wohnun-
gen, aber ebenfalls im unteren bis 
mittleren Preissegment zur Miete 
oder als Eigentum nach.
Sind preisgünstige Wohnungen, 
definiert als das untere Viertel 
des Angebots, in der Rheinschie-
ne für diese Nachfrager auch be-
zahlbar? Das Mietniveau liegt in 
der Rheinschiene bekannterma-
ßen weit über dem Landesdurch-
schnitt. Dabei gibt es auch inner-
halb der Region erhebliche Un-
terschiede: Die höchsten (mitt-
leren) Angebotsmieten6 werden 
in Düsseldorf und Köln mit über 
8 Euro pro Quadratmeter gefor-
dert, gefolgt von Bonn und eini-
gen an die großen Kernstädte di-
rekt angrenzenden Kommunen. 
Von den Kernstädten nehmen 
die Mietpreise dann tendenzi-
ell zum Rand der Region hin ab. 
Die Attraktivität der Gemeinden 
für Pendler, d. h. die Qualität der 
verkehrlichen Anbindung an die 
Kernstädte, dürfte hier ein ent-
scheidender Faktor für das un-
terschiedliche Preisniveau sein.

Teures preisgünsti-
ges Segment
Dieses räumliche Muster findet 
sich auch im unteren Mietpreis-
segment. Die Mietpreisunter-

Bedarf an preis-
günstigen Wohnungen

Mietbelastungsquote



Stadtforschung und Statistik 2 - 2013 57

WOHNEN AM RHEIN – NOCH BEZAHLEN?

Preisgebundener 
Wohnungsbestand
Während in einigen Regionen 
des Landes kaum Abstand zwi-
schen den Mieten im preisge-
bundenen und im freifinanzier-
ten Wohnungsbestand besteht, 
stellen Sozialwohnungen in 
der Rheinschiene eine deutlich 
günstigere Option für berech-
tigte Haushalte dar. So liegen 
die preisgebundenen Mieten 
in der Rheinschiene insgesamt 
zwischen 1,00 und 2,00 Euro je 
Quadratmeter unter den Ange-
botsmieten, in den Kernstädten 
mit hohem Mietniveau sogar 
zwischen 3,00 und 3,25 Euro je 
Quadratmeter.
Allerdings liegt der Anteil an 
preisgebundenen Wohnungen 
am Gesamtbestand an Ge-
schosswohnungen in den gro-
ßen Städten der Rheinschiene 
mit ihrem überdurchschnittli-
chen Bedarf nur im Bereich des 
Landesdurchschnitts (Nordrhein-
Westfalen: 11,0 %; Köln und 
Bonn mit 10,5 % bzw. 11,7 %) 
bzw. deutlich darunter (Düssel-
dorf 6,8 %, Leverkusen 9,2 %).10 
In den umliegenden Kommunen 
sind zum Teil überdurchschnittli-
che, zum Teil unterdurchschnitt-
liche Werte erkennbar.
Bei den neu geschaffenen Sozi-
almietwohnungen sind die Un-
terschiede zwischen den gro-
ßen Städten in der Rheinschie-
ne auffällig. Interessant ist der 
Anteil der Fertigstellungen von 
preisgebundenen Mietwoh-
nungen an allen Fertigstellun-
gen von Geschosswohnungen. 
Dieser lag im Durchschnitt der 
letzten zehn Jahre in Düssel-
dorf und Leverkusen mit rund 
22 bzw. 8 Prozent deutlich unter 
dem Landesdurchschnitt (30 %), 
in Bonn und Köln hingegen dar-
über (BN: 37 %, K: 39 %).11

Die absoluten Fertigstellungs-
zahlen öffentlich geförderter 
Mietwohnungen schwanken 
dabei naturgemäß über die ein-

zelnen Jahre. Insgesamt ist aber 
der rückläufige Trend in Düssel-
dorf, Köln und Bonn deutlich; in 
Leverkusen wurden in den ver-
gangenen zehn Jahren kaum 
preisgebundene Mietwohnun-
gen errichtet. Deutlich wird aber 
auch, dass das Neubauvolumen 
in Köln deutlich höher liegt als 
in Bonn und Düsseldorf. Dies 
ist nicht allein durch die Größe 
der Stadt zu erklären, sondern 
beruht auch auf einer diesbe-
züglich aktiveren kommunalen 
Wohnungs- und Stadtentwick-
lungspolitik.

Mangel im 
untersten 
Preissegment
In den Kernstädten der Rhein-
schiene ist ein Mangel an an-
gemessenen und bezahlbaren 
Wohnungen offenbar. Betroffen 
von diesem Wohnungsmangel 
sind vor allem Haushalte mit Be-
zug von Mindestsicherungsleis-
tungen, Ältere in 1- und 2-Per-
sonen-Haushalten mit niedrigen 
Renten, Studierende sowie Fa-
milien. Dabei konkurrieren die 
erstgenannten Gruppen um 
dieselben kleineren Wohnun-
gen, während Familien in der 
Konkurrenz mit kleineren, aber 
finanzstarken Haushalten ste-
hen. Selbst für Haushalte mit 
mittleren Einkommen ist es mitt-
lerweile schwierig, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden.

Das Umland  
als Alternative –  
nicht für jeden
Aus der Perspektive eines Haus-
halts mag ein Umzug in das 
Umland der Kernstädte eine 
Lösung sein. Jedoch sind auch 
hier, zumindest in den angren-
zenden und tendenziell gut er-
reichbaren Kommunen, bereits 
hohe und steigende Mieten und 
Kaufpreise festzustellen. Zudem 
muss insbesondere für Familien 

berücksichtigt werden, inwie-
fern sich längere Arbeitswege 
mit den Bedingungen von Ar-
beitszeiten und Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten vereinbaren 
lassen. In den meisten Fällen 
sind es die berufstätigen Mütter, 
für die sich daraus eine zusätz-
liche Belastung ergibt oder die 
in der Folge ihre Berufstätigkeit 
reduzieren (müssen). Außerdem 
weisen verschiedene Studien 
darauf hin, dass die höheren 
Mobilitätskosten der Haushal-
te die eingesparten Wohnkosten 
in der Regel (zumindest) nivel-
lieren.

Reaktion 
der Akteure
Über die Einschätzung der der-
zeit schwierigen Marktsituation 
in der Rheinschiene für Haus-
halte mit niedrigen und mittle-
ren Einkommen besteht weitge-
hend Einigkeit, die Reaktionen 
der Wohnungsmarktakteure fal-
len aber durchaus unterschied-
lich aus.
Vertreter der Wohnungswirt-
schaft fordern häufig eine Sen-
kung der Baustandards für den 
öffentlich geförderten Woh-
nungsbau, um über eine Senkung 
der Baukosten Sozialwohnungen 
auch auf teureren Grundstücken 
rentabel zu machen. Das wird in 
aller Regel von Land und Kom-
munen zurückgewiesen. Allzu 
nachhaltig ist ihren Vertretern 
im Gedächtnis geblieben, wie die 
klare Erkennbarkeit eines Wohn-
gebäudes als Sozialbau negativ 
auf das Image seiner Bewohner 
und oft des gesamten Quartiers 
gewirkt hat. Gegen diesen Vor-
schlag müsste aus Sicht der In-
vestoren übrigens auch spre-
chen, dass die Wohnungen nach 
Ablauf der Preisbindungsfrist von 
15 bis 20 Jahren auf dem freifi-
nanzierten Mietwohnungsmarkt 
konkurrenzfähig sein sollen.
Von Seiten der Kommunen und 
der Mieterverbände wird dem-

Die Akteure reagieren 
unterschiedlich:

Wohnungswirtschaft: 
Baustandards und 
Kosten senken

Kommunen: Nein
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gegenüber eher das Instrument 
einer sozialorientierten Boden-
nutzung favorisiert, bei der et-
wa über Quoten festgelegt wird, 
welcher Anteil an Wohnungen in 
Neubaugebieten mit Mietpreis-
bindungen zu errichten sind. Ab-
gesichert werden können solche 
Vorgaben über städtebauliche 
Verträge zwischen Investor und 
Stadt. Erfahrungen aus den 
Städten mit einer solchen Quo-
te zeigen, dass sich Investoren 
durchaus auf diese Vorgaben 
einlassen, solange sie für alle 
gleichermaßen gelten.
Weitgehend Einigkeit besteht 
bei den Wohnungsmarktak-
teuren darin, dass kommunale 
Grundstücke bei Bedarf auch 
unter Marktpreisen verkauft 
werden sollten, wenn mit dem 
Erwerb die Verpflichtung zum 
Bau preisgebundener Miet-
wohnungen verbunden ist. So 
gewährt die Stadt Köln z. B. Ra-
batte beim Grundstücksverkauf, 
wenn 30 Prozent der entstehen-
den Geschosswohnungen öf-
fentlich gefördert werden. Oft 
zeigt sich in dieser Frage aller-
dings die schwierige Stellung 
der Wohnungs- und Stadtent-
wicklungspolitik innerhalb des 
lokalpolitischen Gefüges: Allzu 
oft dominiert die Interpretati-
on kommunaler Grundstücke 
allein als Instrument der Haus-
haltskonsolidierung anstatt als 
Instrument einer nachhaltigen 
Stadtentwicklungspolitik. 
Manche Kommunen haben je-
doch kaum eigene Flächen und 
daher gar nicht die Möglichkeit, 
günstige Baugrundstücke anzu-
bieten. Hier gibt es Ansätze, auch 
Grundstückskäufe von Dritten 
mit städtischen Darlehen oder 
Zuschüssen zu subventionieren. 

So hat die Stadt Köln im Jahr 
2012 im Rahmen ihres kommu-
nalen Wohnungsbauprogramms 
einen solchen Förderbaustein 
beschlossen, um Flächen für 
den geförderten Wohnungsbau 
zu mobilisieren. Um Segregation 
zu vermeiden, gibt es in Stadt-
teilen mit geringem Sozialwoh-
nungsbestand höhere Zuschüsse. 
Auch die Stadt Düsseldorf hat ein 
kommunales Förderprogramm 
beschlossen: Über Darlehen wird 
der Preis nicht städtischer Grund-
stücke auf 230 bis 290 Euro je 
Quadratmeter heruntersubven-
tioniert, wenn der Käufer im Ge-
genzug darauf geförderte Miet-
wohnungen errichtet oder im Be-
stand Belegungsrechte einräumt.
Für den Erfolg solcher Strategi-
en ist es jedoch unabdingbar, 
die städtischen Kämmerer stär-
ker in die wohnungspolitischen 
Diskussionen einzubinden. Da-
bei müssen auch die längerfristi-
gen finanziellen Belastungen der 
Kommune durch stetig steigen-
de Kosten der Unterkunft (SGB 
II) sowie die negativen Auswir-
kungen auf die lokale Wirtschaft 
durch die Verringerung der nach 
Abzug der Wohnkosten verblei-
benden Kaufkraft der Haushalte 
berücksichtigt werden.

Anmerkungen
1 Der Text basiert auf Analysen zum 

Wohnungsmarkt in der Rheinschie-
ne, veröffentlicht im Wohnungs-
marktbericht NRW 2012 der NRW.
BANK sowie auf Ergebnissen der 
von der NRW.BANK in Kooperation 
mit dem DMB NRW veranstalteten 
Tagung „Bezahlbarer Wohnraum 
in den Städten der Rheinschiene – 
Impulse für die Wohnungspolitik“ 
(2. Oktober 2012, Düsseldorf).

2 Als „Rheinschiene“ werden in die 
folgenden Analysen die kreisfrei-
en Städte Düsseldorf, Leverkusen, 
Köln und Bonn sowie die umlie-

genden Kreise Rhein-Kreis Neuss, 
Kreis Mettmann, Rhein-Erft-Kreis, 
Rheinisch-Bergischer Kreis und 
Rhein-Sieg-Kreis einbezogen. Die 
Thematik des preiswerten und be-
zahlbaren Wohnraums betrifft aller-
dings nur einzelne Kommunen die-
ser Kreise. Aufgrund der Datenver-
fügbarkeit muss die Analyse aber 
teilweise auf Kreisebene erfolgen.

3 Schätzungen der einzelnen Städte 
auf Basis kommunaler Daten. Die 
Schätzungen machen deutlich, über 
welche Größenordnung an Haushal-
ten gesprochen wird, sollten aber 
aufgrund unterschiedlicher Daten-
quellen und Methodik nicht direkt 
miteinander verglichen werden.

4 Die Zahlen umfassen Haushalte 
der Einkommensgruppen A und 
B nach WFNG. Quellen: Stadt Le-
verkusen: Zusammenfassung zum 
Konzept „Preiswerter Wohnraum 
in Leverkusen“, Input zum Work-
shop „Preiswerter Wohnraum in Le-
verkusen“ am 20.6.2012 in Lever-
kusen. Schleicher, Michael: „Ohne 
öffentlich geförderten Wohnungs-
bau geht es nicht“, Präsentation 
auf der Veranstaltung „Bezahlba-
rer Wohnraum in den Städten der 
Rheinschiene – Impulse für die 
Wohnungspolitik“ am 2.10.2012 
bei der NRW.BANK in Düsseldorf. 
Landeshauptstadt Düsseldorf: Woh-
nungsmarkt Düsseldorf 2010/2011, 
Düsseldorf 2012, S. 39.

5 Anteil der Empfänger von Min-
destsicherungsleistungen an der 
Bevölkerung; Durchschnittswerte 
für 2011. Berechnungen der NRW.
BANK, Daten: IT.NRW.

6 Quelle: empirica-Preisdatenbank 
(IDN ImmoDaten GmbH).

7 Dieser Indikator wird im Rahmen der 
EU-Strategie zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung zur 
Beschreibung von unzureichenden 
Wohnsituationen verwendet.

8 Mietbelastung bezogen auf die 
Bruttokaltmiete; Bezieher von Min-
destsicherungsleistungen sind nicht 
enthalten; Wohngeld wird in der Be-
rechnung nicht berücksichtigt und 
senkt bei Wohngeldbeziehern die 
hier angegebene Wohnkostenbe-
lastung; Datenquelle: IT.NRW, Mi-
krozensus 2010: vorläufige Werte.

9 Durchschnittliche Zahl der jährlich 
fertig gestellten Wohnungen 2009 
bis 2011. Berechnungen der NRW.
BANK auf Basis IT.NRW.

10 Angaben für 2011. Schätzung NRW.
BANK.

11 Berechnungen der NRW.BANK auf 
Basis IT.NRW.
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Kommunen und Mieter: 
Quoten für preis-

günstige Wohnungen

Alle: 
Grundstücke unter dem 

Marktwert verkaufen
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Internetbasierte Informations- 
und Kommunikationstechnolo-
gien sind aus dem Alltag nicht 
mehr wegzudenken. Die digi-
tale Infrastruktur ermöglicht 
immer mehr Menschen prob-
lemlos miteinander zu kommu-
nizieren, auf einfache Weise In-
formationen und Nachrichten 
abzurufen oder Dienstleistun-
gen in Anspruch zu nehmen. 
München greift diese Entwick-
lung auf, indem sie mit einer E-
Government-Strategie ihre On-
line-Angebote den gestiegenen 
Bedürfnissen nach schnellerer 
Information und Kommunika-
tion anpasst. Dazu wurde u. a. 
im Rahmen des MOGDy-Projek-
tes (Munich Open Government 
Day) eine Online-Ideenplatt-
form eingerichtet, auf der Anre-
gungen und Vorschläge für eine 
Verbesserung der städtischen 
Online-Angebote eingetragen 
und diskutiert werden können. 
In diesem Kontext sind auch 
die nachfolgend beschriebe-
nen Ergebnisse der vom Di-
rektorium der LH München im 
2–3jährigen Turnus durchge-
führten Bürgerumfragen „Bür-
ger und Stadtverwaltung“ zu 
sehen, in deren Fragenkatalog 
das Thema Internet eingebun-
den ist1. Damit eröffnet sich 
die Möglichkeit, die Münchner 
Ergebnisse mit bundesweiten 
Online-Studien2, wie der ARD-
ZDF-Onlinestudie, der Studie 
zum (N)Onliner-Atlas der Initi-
ative D 21 oder der Erhebung 
des Statistischen Bundesamtes 
zur Nutzung von Informations- 

Internetnutzung und Internetnutzer in München 

Der digitale Graben wird kleiner
Florian Breu, München

und Kommunikationstechnolo-
gien in privaten Haushalten zu 
vergleichen. 

Internetausstat-
tung der Haushalte
Voraussetzung für die Nutzung 
von Informations- und Kom-
munikationstechnologien ist 
die Ausstattung der privaten 
Haushalte mit der notwendigen 
Hardware und entsprechend 
leistungsfähigen Internetan-
schlüssen. 2010 verfügten 77 % 
der Haushalte in Deutschland 
über einen Internetanschluss3 
(siehe Abb. 1). 2005 lag dieser 
Anteil noch bei 55 %. In Bayern 
waren 2010 74 % der Haushal-

te mit einem Internetanschluss 
versorgt4. Im Vergleich zur Bun-
desebene fiel das Wachstum der 
Internetzugänge zwischen den 
Jahren 2005 und 2010 in Bay-
ern deutlich geringer aus (15 
gegenüber 22 Prozentpunkte). 
In München war der prozentu-
ale Anstieg der Privathaushal-
te mit Internetzugang ähnlich 
hoch wie im Bundesgebiet (21 
Prozentpunkte), aber auf ei-
nem vergleichsweise höherem 
Niveau (2010: 81 %). Eine Erklä-
rung hierfür mag darin liegen, 
dass der Versorgungsgrad an 
Breitbandanschlüssen, für einen 
schnellen Internetzugang, in 
Ballungszentren deutlich höher 
liegt als im ländlichen Raum5. 

Abb. 1

Digitale Infrastruktur – 
problemlose 
Kommunikation
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Internetnutzer 
und Internet-
anwendungen 
Das Vorhandensein eines Inter-
netanschlusses im Haushalt sagt 
noch nichts über die tatsächli-
che Verbreitung aus. Natürlich 
steigt mit der zunehmenden 
Zahl von Internetanschlüssen 
auch der Anteil der Onliner (Per-
sonen, die das Internet nutzen). 
In München gaben 2007 62,8 % 
der Befragten an, das Internet 
zu nutzen. Drei Jahre später lag 
der Anteil schon bei 77,5 %. 
Demnach wären gut drei Viertel 
der volljährigen Münchner Be-
völkerung in der digitalen Welt 
„angekommen“. Im Vergleich 
hierzu weist der (N)Onliner Atlas 
2010 für Deutschland und Bay-
ern jeweils 72 % sowie für Groß-
städte über 500 000 Einwohner, 
wie in München, 77,5 % Onliner 
aus6. Im Dreijahreszeitraum hat-
te München mit einem Plus von 
14,7 %-Punkten gegenüber Bay-
ern (+12,2%-Punkte) und dem 
Bund (+11,8%-Punkte) einen 
größeren Zuwachs an Internet-
nutzerinnen und -nutzer zu ver-
zeichnen (s. Abb. 2).
Zur Häufigkeit der Internetnut-
zung und zu den genutzten An-
wendungen liegen für München 
keine bzw. nur wenig Ergebnis-
se vor. Der IKT-Erhebung 2010 
des Statistischen Bundesamtes 
zu Folge, gehen 73 % der Onli-
ner in Deutschland jeden oder 
fast jeden Tag, ins Netz und nur 
7 % bezeichnen sich als gele-
gentliche Nutzer7. Einen Über-
blick über die Art der Anwen-
dungen in Deutschland gibt die 
ARD/ZDF-Onlinestudie8. Danach 
werden die E-Mail-Kommuni-
kation (84 %), die Nutzung von 
Suchmaschinen (83 %) und das 
zielgerichtete (47 %) oder unbe-
stimmte (44 %) Surfen im Inter-
net als häufigste Onlineaktivi-
täten genannt (s.  Abb. 3). Auch 
Onlineservices, hier beispielhaft 
vertreten durch das Homeban-

Abb. 2

DER DIGITALE GRABEN WIRD KLEINER

Abb. 3
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DER DIGITALE GRABEN WIRD KLEINER

dieser Möglichkeit Gebrauch 
(s. Abb. 4). Die gestiegene At-
traktivität der sozialen Netz-
werke zum Austausch und zur 
Verbreitung der eigenen Mei-
nung, führt auch in der öffent-
lichen Verwaltung dazu, Bürge-
rinnen und Bürger über elektro-
nische Beteiligungsangebote in 
die Entscheidungsprozesse auf 

Abb. 4

king (33 %), sind in der Ranglis-
te der Internetanwendungen an 
vorderer Stelle zu finden. 
Anwendungen, die einen akti-
veren Umgang mit dem Inter-
net erfordern, werden dagegen 
nicht so häufig genutzt. Dazu 
zählen das Herunterladen von 
Dateien (18 %), der Abruf von 
Videos und Audios oder Online-
spiele (13 %). Nahezu jede(r) 
fünfte Befragte aus der ARD/
ZDF-Studie beteiligt sich ein-
mal wöchentlich an Gesprächs-
foren und Newsgroups. Deut-
lich im Aufwind befinden sich 
die Social Networks. Der Anteil 
der Nutzerinnen und -nutzer von 
Onlinecommunities lag 2010 bei 
32 % und stieg nach der jüngs-
ten Befragungswelle im Jahr 
2011 auf 36 %. 
Nutzer- und Nutzungsmuster 
unterscheiden sich nicht nur 
nach Alter, sondern auch nach 
Geschlecht: Bei „klassischen“ 
Anwendungen wie E-Mail-Kom-
munikation, Informationssuche 
und Onlineshopping zeigen sich 
keine wesentlichen Alters- und 
Geschlechtsunterschiede. Män-
ner, v. a. im jüngeren Alter, be-
sitzen eine höhere Affinität zu 
Audio- und Video-Anwendun-
gen und nutzen generell mehr 
und zeitaufwendigere Anwen-
dungen als Frauen. Lediglich bei 
Nutzung von Onlinecommunities 
sind die Frauen in etwa gleich 
stark vertreten9. Die Ergebnisse 
der ARD/ZDF-Onlinestudie wer-
den im übrigen auch durch die 
IKT-Erhebung des Statistischen 
Bundesamtes bestätigt10.
Aus der Münchner Befragung 
„Bürger und Stadtverwaltung“ 
2010 lassen sich beispielhaft 
zwei Fragen zum Vergleich mit 
den oben beschriebenen Er-
gebnissen der ARD/ZDF-Studie 
heranziehen. Die erste Frage 
bezieht sich auf den Online-
service der Stadtverwaltung 
zur Abwicklung von Kontakten 
mit den Dienststellen. Bei der 
zweiten Frage geht es um die 

Bürgerbeteiligung über das In-
ternet an stadtpolitischen Ent-
scheidungen.
Stark zugenommen hat die Be-
reitschaft der Münchner, ihre 
Kontakte zu städtischen Dienst-
stellen online abzuwickeln. 
Waren dies 2007 noch 40,1 % 
der Befragten, machten 2010 
schon 59,4 % der Onliner von 

Abb. 5
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Bundes-, Landes- und Kommu-
nalebene einzubinden. Politik 
und Verwaltung können durch 
eine elektronische E-Partizi-
pation leichter neue Ideen der 
Bevölkerung umsetzen, neues 
Wissen über die Auswirkun-
gen von Entscheidungen er-
halten und die Akzeptanz von 
Entscheidungen erhöhen11. Von 
den befragten Internetnutzerin-

nen und -nutzern in München 
würden 43,6 % Mitwirkungs-
möglichkeiten in Onlineforen 
und 27,7 % in Web-Chats nut-
zen (s. S. 61, Abb. 5). Gegen-
über 2003 ist das Interesse an 
einer Bürgerbeteiligung über 
das Internet bei den Münchner 
Onlinern deutlich angestiegen 
(Onlineforen: +7,2 %-Punkte; 
Chats: +10,5 %-Punkte).

Internetnutzung 
nach Alter und 
Geschlecht
Waren zu Anfang die Internet-
nutzerinnen und -nutzer vor-
wiegend unter der jungen Ge-
neration zu suchen, hat sich 
die Altersstruktur in der Zwi-
schenzeit deutlich verändert. 
Das Durchschnittsalter lag 
2010 in München bei 43 Jah-
ren12. Dies ist v. a. auf den star-
ken Anstieg der Nutzerzahlen 
bei den 41–60Jährigen (Verän-
derung 2010 gegenüber 2007 
um +23,8 %-Punkte) zurückzu-
führen (s. Abb. 6). Die gestiege-
ne Nutzerdichte in diesem Al-
terssegment hatte im weiteren 
zur Folge, dass die Generatio-
nenkluft nicht mehr zwischen 
den unter und über 50-Jährigen 
verläuft, sondern jetzt zwischen 
den unter und über 60-Jährigen. 
Die Internetbeteiligung der 
über 60-Jährigen liegt derzeit 
noch bei 42 %, weist aber stei-
gende Zuwachsraten auf (An-
stieg von 2007 auf 2010 um 
11,1 %-Punkte). Gegenüber 
den jungen Onlinern (18–30 
Jahre), die ihr Nutzerpotenzial 
mit 95 % schon nahezu ausge-
schöpft haben, besteht bei den 
sogenannten „Silverservern“ 
noch deutliches Potenzial. 
Neben der Generationendif-
ferenz in der Nutzung des In-
ternets gibt es nach wie vor 
eine Geschlechterdifferenz. So 
waren 2010 81,9 % der Män-
ner online, gegenüber 73,6 % 
der Frauen13 (s. Abb. 7). Im Ver-
gleich zu 2007 ist der Abstand 
zwischen Männern und Frau-
en sogar noch gestiegen (von 
6 %-Punkte auf 8,3 %-Punkte). 
Beiden Geschlechter konnten 
zwischen 2007 und 2010 ihren 
Nutzeranteil erhöhen (Frau-
en: +13,7 %-Punkte; Männer: 
+16 %-Punkte).
Einen genaueren Einblick erhält 
man, wenn die Merkmale Alter 

Abb. 6

Abb. 7
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und Geschlecht miteinander 
verknüpft werden (s. Tab. 1). So 
nimmt der Anteil der Internet-
nutzer bei beiden Geschlechtern 
mit steigendem Alter ab. Dabei 
wird der Abstand zwischen den 
Geschlechtern umso größer, 
je älter die Befragten sind. In 
den ersten drei Altersgruppen 
liegt der Onliner-Anteil im Jahr 
2010 sowohl bei den Männern 
wie bei den Frauen noch jeweils 
über 90 %. Die Geschlechterdif-
ferenz ist bei diesen Altersseg-
menten minimal und weist bei 
den 31 bis 40-Jährigen sogar 
ein Plus der Frauen gegenüber 
den Männern von 0,2 %-Punk-
ten auf. 
Ab 51 Jahren nimmt die Internet-
nutzung von Altersklasse zu Al-
tersklasse für beide Geschlechter 
spürbar ab. Bei den über 70-Jäh-
rigen waren in der Münchner 
Bürgerbefragung 2010 nur noch 
jeder dritte Mann und jede achte 
Frau online. In dieser Altersklas-
se ist auch die Geschlechterdif-
ferenz mit 22,1 %-Punkten am 
höchsten. Beide Geschlechter 
weisen gegenüber der letzten 
Befragung 2007 in allen Alter-
klassen einen Zuwachs an Onli-
nern auf. Das stärkste Wachstum 
ist in den Altersklassen 41–50 
Jahre und 51–60 Jahre zu ver-
zeichnen (Anstieg jeweils zwi-
schen 23 % und 24 %). Demge-
genüber ist die Internetbeteili-
gung bei den über 70-jährigen 
Frauen nach wie vor gering, was 
sich auch in der Zuwachsquote 
von 2,4 %-Punkten widerspie-
gelt. Die gleichaltrigen Männer 
konnten hingegen ihren Anteil 
um 16,8 %-Punkte auf nunmehr 
34,1 % erhöhen. In zwei Alters-
klassen haben die Frauen ihr 
Potenzial im Betrachtungszei-
trum stärker ausgeschöpft als 
die Männer: Bei den 18–30-jäh-
rigen (Frauen : +12,1 %-Punkte; 
Männer: +9,4 %-Punkte) und 
bei den 51–60-Jährigen (Frau-
en : +23,2 %-Punkte; Männer: 
+23,0 %-Punkte) .

Internetnutzung 
nach Bildungs-
abschluss
Die Bevölkerungsschichten mit 
einfachen und höheren Bil-
dungsabschlüssen sind immer 
noch durch einen digitalen Gra-
ben getrennt. Nur 41 % der Be-
fragten mit Volks-/Hauptschul-
abschluss nutzen das Internet, 
im Gegensatz zu den Perso-
nen mit Abitur/Hochschulreife, 
für die ein Onliner-Anteil von 
89,3 % zu verzeichnen ist (s. 
Abb. 8). Zwar hat sich der Ab-
stand der Online-Beteiligung 
zwischen beiden Gruppen ge-
genüber 2007 geringfügig ver-
kleinert (-0,5 %-Punkte), doch 
betrug die Differenz 2010 im-
mer noch 48,3 %-Punkte. Bei-

de Gruppen konnten seit 2007 
ihren Anteil an Internetnutze-
rinnen und -nutzern jeweils um 
gut 10 %-Punkte erhöhen. Der 
stärkste Zuwachs bei der In-
ternetnutzung in diesem Zeit-
raum entfiel auf die Personen 
mit mittlerem Schulabschluss 
(mittlerer Reife). Der Onliner-
Anteil erhöhte sich hier um 
14,6 %-Punkte und lag 2010 bei 
72,5 %. Damit hat sich auch der 
Abstand zur Bevölkerungsgrup-
pe mit dem höchsten Schulab-
schluss deutlich verringert (Dif-
ferenz 2010: 16,8 %-Punkte). 
Trotz der positiven Entwicklung 
über alle Bildungsgruppen hin-
weg, bleibt das Nutzungspoten-
zial bei der Bevölkerungsgrup-
pe mit formal einfacher Bildung 
am größten.

Tab. 1

Abb. 8

Digitaler Graben
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Internetnutzung 
nach Migrations-
hintergrund
Bei der 2010-er Umfrage wur-
de erstmals der Migrationshin-
tergrund erhoben. Da nur Per-
sonen befragt wurden, die das 
Interview in deutscher Sprache 
führen konnten, sind die Ergeb-
nisse in Bezug auf ihre Reprä-
sentativität mit einer Unschärfe 
versehen. Sie geben aber den-
noch einen Hinweis auf eine 
mögliche Nutzungskluft zwi-
schen Personen mit und ohne 
Migrationshintergrund. Unter 
den Befragten mit Migrations-
hintergrund nutzen 83,7 % das 
Internet. Von den Personen oh-
ne Migrationshintergrund wa-
ren 76 % den Onlinern zuzu-
rechnen (s. Abb. 9). Die Diffe-
renz lässt sich partiell dadurch 
erklären, dass in der Stichprobe 
Migrantinnen und Migranten in 
jüngeren Jahren überrepräsen-
tiert waren, deutet aber ande-
rerseits auch darauf hin, dass 
die Zugangschancen zum Inter-
net, zumindest für die jüngere 
Generation, nicht vom Migrati-
onshintergrund abhängig sind. 
Eine Sonderauswertung des (N)
Onliner-Atlas 2008 zur Internet-
nutzung mit Migrationshinter-

grund kommt zu einem ähnli-
chen Befund14. Die Autoren der 
Studie stellen fest, „dass sich 
bei Betrachtung der Internet-
nutzung in Verbindung mit dem 
Migrationshintergrund [...] ein 
erstaunliches Ergebnis ergibt“: 
Befragte mit Migrationserfah-
rung nutzen das Internet häu-
figer als jene ohne Migrations-
hintergrund.

Fazit und Ausblick
• Bei mehr als drei Viertel der 

befragten Münchner Haus-
halte gehört ein PC oder 
Laptop mit Internetanschluss 
zum Haushalt. Gleichwohl 
dürfte die Sättigungsgrenze 
noch nicht erreicht sein. Die 
Verbreitung mobiler Geräte 
für die Internetnutzung, sei 
es über Smartphones, PDA 
oder Netbooks15, wird neben 
dem Ausbau leistungsfähi-
ger Internetverbindungen 
dazu beitragen, das Poten-
zial an Internetzugängen 
weiter auszuschöpfen.

• Internetnutzung im priva-
ten Bereich gehört mittler-
weile für die meisten Men-
schen zum Lebensalltag. 
Es verzichten aber immer 
noch 22,5% der befragten 

Münchnerinnen und Münch-
ner auf eine Nutzung des 
Internets. Dies ist vor allem 
auf die geringe Internetbe-
teiligung der älteren Gene-
ration zurückzuführen. Al-
lerdings hat sich die Gene-
rationenkluft um zehn Jah-
re nach oben verschoben. 
Das bedeutet, dass sich der 
digitale Graben zwischen 
den jüngeren und mittleren 
Jahrgängen und den über 
60-Jährigen in dem Maße 
verringert, wie nachfolgende 
Jahrgänge, mit einer hohen 
Onlinerdichte, in die höheren 
Altersklassen nachrücken.

• Das Geschlecht hat in 
Deutschland, wie auch in 
München, immer noch einen 
Einfluss auf die Internetbe-
teiligung. Die Schere bei der 
Internetnutzung zwischen 
den Geschlechtern ist umso 
größer, je älter die Befrag-
ten sind. Bei den jüngeren 
und mittleren Jahrgängen 
werden sich die Anteile an 
männlichen und weiblichen 
Internetnutzern noch deutli-
cher annähern.

• Unabhängig von der räum-
lichen Betrachtungsebene16 
ist der Bildungsgrad ein Fak-
tor, der die Internetnutzung 
beeinflusst. So ist festzuhal-
ten, dass eine höhere Bil-
dung direkt mit verstärkter 
Nutzung des Internets ein-
hergeht. Für München gilt: 
Unter den Befragten mit Ab-
itur/Hochschulreife sind an-
teilsmäßig mehr als doppelt 
so viel im Internet unter-
wegs als bei dem Personen-
kreis mit Volks-/Hauptschul-
abschluss. Die Wachstumsra-
ten für alle Bildungsgruppen 
lassen aber erwarten, dass 
sich die digitale Kluft nach 
Bildungsabschlüssen in den 
nächsten Jahren verringern 
wird.

• Das Internet ist ein Medium 
der Kommunikation, der In-

Abb. 9
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formation, der finanziellen 
und kommerziellen Transak-
tion und der Unterhaltung. 
Die Anzahl der Onliner, wel-
che die Angebote des Web 
2.0 nutzen, nimmt rasant zu. 
Damit sehen sich auch Politik 
und Verwaltung herausge-
fordert, mit den Bürgerinnen 
und Bürgern über das Inter-
net zu kommunizieren bzw. 
ihre Onlineangebote weiter 
auszubauen. Die Bereitschaft 
bei den Münchner Internet-
nutzerinnen und -nutzern, 
sich in Internetforen und 
Chats an der Diskussion um 
kommunale Themen zu be-
teiligen, hat sich in den letz-
ten Jahren deutlich erhöht. 
Nachdem zunehmend auch 
Politikerinnen und Politiker 
Twitter und Facebook für sich 
entdeckt haben, wird man 
davon ausgehen können, 
dass sich, auch auf kommu-
naler Ebene, die öffentliche 
Meinungsbildung mehr und 
mehr in das Netz verlagert. 

Anmerkungen
1 Landeshauptstadt München, Di-

rektorium: Bürgerbefragung „Bür-
ger und Stadtverwaltung“, 2005, 
2007, 2010. Die Bürgerbefragun-
gen wurden jeweils als Repräsen-
tativbefragungen mittels compu-
tergestützten Telefoninterviews 
(CATI) durchgeführt. Die Grund-
gesamtheit bildete die Münchner 
Wohnbevölkerung ab 18 Jahren 
mit Festnetz-Telefonanschluss im 
Haushalt. Die Auswahl der Befra-
gungsteilnehmer erfolgte anhand 
eines standardisierten Zufallsver-
fahrens nach Branchenstandard. 
Stichprobenumfang (n): 2005 = 
2000; 2007 = 3017; 2010 = 3028. 
Die Ergebnisse beziehen sich auf 
die Internetausstattung und -nut-
zung in privaten Haushalten, unab-
hängig vom Grund der Nutzung.

2 Vgl.: www.ard-zdf-onlinestudie.
de; www.nonliner-atlas.de; Statisti-
sches Bundesamt: Private Haushal-
te in der Informationsgesellschaft, 
Fachserie 15, Reihe 4, 2010 (www.
destatis.de).

3 Vgl. Czajka, Sebastian: Internet-
nutzung in privaten Haushalten 
in Deutschland. Ergebnisse der Er-
hebung zur Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationstech-
nologien in privaten Haushalten. 

In: Statistisches Bundesamt, Wirt-
schaft und Statistik, August 2011, 
S. 709–717. 

4 Vgl. Bayerisches Landesamt für 
Statistik und Datenverarbeitung 
(Hg.): Statistisches Jahrbuch für 
Bayern, Wirtschaftsrechnung pri-
vater Haushalte, Jg. 2006, 2008, 
2011.

5 Vgl. Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie: Bericht 
zum Breitbandatlas 2010, (www.
breitbandatlas.de). 

6 Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
in der Studie der Initiative D 21 die 
deutschsprachige Bevölkerung ab 
14 Jahren befragt wurde, unabhän-
gig vom Ort der Nutzung. Würde 
man diese Definition der Grund-
gesamtheit auch für München he-
ranziehen, wäre hier der Onliner-
Anteil noch höher.

7 Vgl. Czajka, Sebastian, a. a. O., S. 
712.

8 Vgl. Von Eimeren, Birgit und Be-
ate Frees: 50 Millionen online – 
Multimedia für alle?, Ergebnisse 
der ARD/ZDF-Onlinestudie 2010, 
Media Perspektiven 7–8/2010, S. 
334–349.

9 Vgl. Von Eimeren, Birgit und Beate 
Frees: Drei von vier Deutschen im 
Netz – ein Ende des digitalen Gra-
bens in Sicht?, Ergebnisse der ARD/
ZDF-Onlinestudie 2011, Media Per-
spektiven 7–8/2010, S. 334–349.

10 Vgl. Czajka, Sebastian, a. a. O., S. 
714.

11 Vgl. Hochschule Harz, FB Verwal-
tungswissenschaften und Mater-
na GmbH (Hg.:): E-Partizipation in 
der öffentlichen Verwaltung, 2011, 
www.e-partizipation-studie.de/in-
dex.html

12 Auf Bundesebene: ARD/ZDF-Onli-
nestudie 2010: 39 Jahre; (N)Online-
ratlas 2010: 41,4 Jahre.

13 Auf Bundesebene: ARD/ZDF-Online-
studie 2010: Männer: 75,5 %; Frau-
en: 63,5 %; (N)Onliner-Atlas 2010: 
Männer: 76,1 %; Frauen: 62,4 %.

14 Vgl. http://www.initiatived21.de/
wp-content/uploads/alt/08_NOA/
NOA_Migration.pdf

15 Die ARD/ZDF-Onlinestudie 2010 
weist einen Anteil von 13 % un-
ter den deutschen Onlinern aus, 
die mobil ins Internet gehen. Einer 
Onlinebefragung des Instituts für 
Kommunikationsberatung, Werbe- 
und Mediaforschung Hamburg zu 
Folge nutzen 19 % der Onlinenut-
zer das mobile Internet. Vgl. Medi-
aperspektiven, 5/10, S. 235–246.

16 Vgl. Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie (Hg.): 12. 
Faktenbericht 2009. Eine Sekun-
därstudie der TNS Infratest Busi-
ness Intelligence. Der Bericht fo-
kussiert sich auf den Vergleich der 
fünf bevölkerungsstärksten Länder 
Europas. Ferner werden die Ergeb-
nisse mit Vergleichswerten aus den 
USA, aus China, Indien, Skandina-
vien sowie ausgewählten Ländern 
Osteuropas gespiegelt.

Wie schwer ist der große Zeiger der Uhr vom 
Hamburger Michel? Wie viel kg Malz braucht 
man für die Herstellung von 100 Litern Bier? 
Was wiegt Barack Obama? Wie viel Honig hat 
ein Bienenvolk gesammelt, das 1 Mill. km ge-
flogen ist?
Fragen über Fragen, nur bei den wenigsten ken-
nen Sie die genaue Antwort. Das ist aber nicht 
weiter tragisch, den anderen ergeht es auch 
nicht anders. 
Diese Fragen sind Teil eines Spiels, bei dem ge-
schätzt, geraten und geblufft wird. Wissen scha-
det nicht, profundes Halbwissen ist die Norm 
und Unwissenheit wird rhetorisch übertüncht. 
Reihum werden Fragekarten auf die Waage 
gelegt und dann wird von allen Spielern eine 

Sauschwer
Martin Schlegel, Hagen

Antwort erwartet. Dabei können die Spieler 
beispielsweise vor folgender Aufgabe stehen: 
Was ist schwerer?
Sputnik 1 von 1957 plus Twiggy (britisches Mo-
del der 60er) plus einem Bugrad vom Airbus 
A310
oder
Die kleine Meerjungfrau (Kopenhagener Se-
henswürdigkeit) plus 100 Liter Diesel.
Wer gewusst oder richtig geraten hat, dass die 
zweite Gruppe schwerer ist, bekommt das, was 
in jedem Spiel wichtig ist: Siegpunkte. 

Das Spiel, von dem ich hier berichte, heißt 
„Sauschwer“, ist im Zoch-Verlag erschienen 
und stammt von Andrea Meyer und mir.
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Seit 25 Jahren gibt es „Stadt-
forschung und Statistik“. Dieses 
Jubiläum feierte die Redaktion 
in erweiterter personeller Beset-
zung und mit einem attraktiven 
von Dr. Ernst-Joachim Richter or-
ganisierten Rahmenprogramm. 
Ausnahmsweise traf man sich 
nicht in Hagen, sondern vom 23. 
bis 25. Mai 2013 in Essen und 
Oberhausen: Der Start war am 
Donnerstagabend das Abend-

Jubiläum von 
„Stadtforschung und Statistik“
Horst-Jürgen Wienen, Bochum 

essen im Essener Kultur- und 
Tagungshotel „Alte Lohnhalle“ 
und das Ende am Samstagmit-
tag der Besuch der Christo-Aus-
stellung im Oberhausener „Ga-
someter“. Der Freitagvormittag 
war für die routinemäßige Re-
daktionssitzung reserviert. 
Entgegen der Planung konn-
te leider der Chef des Schibri-
Verlags krankheitsbedingt nicht 
anreisen. So konzentrierten sich 

Die Teilnehmer von links nach rechts: Dipl.-Volksw. Dr. Axel Stender, Stadt Moers; Dipl.-Sozialw. Roland 
Richter, Stadt Duisburg; Dipl.-Sozialw. Ernst-Otto Sommerer, wohnh. in Papenburg, vormals Stadt Dort-
mund; Dipl.-Volksw. Dr. Horst-Jürgen Wienen, wohnh. in Bochum, vormals Stadt Bochum; Dipl.-Geogr. 
Christa Ruten, Stadt Münster; Günther Bachmann M.A., Wissenschaftsstadt Darmstadt; Dipl.-Kfm. Mar-
tin Schlegel, wohnh. in Hagen, vormals Stadt Hagen; Dipl.-Sozialw. Hubert Harfst, wohnh. in Hanno-
ver, vormals Landeshauptstadt Hannover; Dipl.-Sozialw. Udo Hötger, Stadt Detmold; Dipl.-Volksw. Dr. 
Ernst-Joachim Richter, wohnh. in Oberhausen, vormals Stadt Oberhausen; Dipl.-Geogr. Claudia Horch, 
Regionalverband Ruhr, Essen; Dipl.-Volksw. Rudolf Schulmeyer, wohnh. in Köln, vormals Stadt Frank-
furt am Main. Bild: Ernst-Otto Sommerer 

die Teilnehmer bei einer wie im-
mer lebhaften Diskussion auf 
das Sortieren und Bewerten der 
zur Veröffentlichung anstehen-
den Beiträge. 
Die verlagsbezogenen offenen 
Fragen, etwa wie die Beiträge 
in allen bislang erschienenen 
Heften im Internet-Auftritt des 
Verbandes nutzbar gemacht 
werden könnten, sollen in Ber-
lin bei der Statistischen Woche 
mit dem Verlag wegen seiner 
räumlichen Nähe im Herbst 
besprochen werden. Der Ver-
bandsvorsitzende Rudolf Schul-
meyer nutzte die Gelegenheit, 
den herzlichen Dank des Vor-
stands für die geleistete Arbeit 
zu übermitteln. 
Weitere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter als Redaktionsmit-
glieder sind jederzeit herzlich 
eingeladen! Wünschenswert 
wäre insbesondere eine räumli-
che Erweiterung in Richtung der 
neuen Bundesländer und auch 
der Süden Deutschlands ist sehr 
willkommen. Bei zwei Sitzungen 
im Jahr bleiben der Arbeitsauf-
wand und auch die finanzielle 
Belastung sicherlich überschau-
bar. Und wie sah der noch nicht 
erwähnte Freitagnachmittag 
aus: Es stand der Besuch des 
Weltkulturerbes „Zeche Zoll-
verein“ an, während der Abend 
danach in gemütlicher Runde 
ausklang. Nähere Informationen 
zu den Orten gibt es im Internet: 
www.alte-lohnhalle.de, www.
gasometer.de, www.zeche-zoll-
verein.de, www.essen.de und 
www.oberhausen.de.
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Es ist immer wieder spannend und sogar faszinierend, was die Neumitglieder des VDSt mit den ihnen 
zugesandten Halbsätzen anfangen. Die einen gehen locker ran, antworten kurz und knapp, andere 
formulieren ausführlicher. Man erfährt so einiges über diese Leute, eine Ausgangsbasis, die bei der 
Statistischen Woche in Berlin verbreitert werden kann.

Das manchmal schwierige Verhältnis von Statistik und Politik bringt Benjamin Harney aus Osnabrück 
mit seinem Fußball-Bild auf den Punkt. Der andere Osnabrücker bringt mir bei, dass es in Manila eine 
besondere Jeep-Sorte gibt, die er gerne fahren würde. Deutlich wird in diesen Kurzporträts auch die 
Beliebtheit der Bevölkerungsstatistik, die Einstellung zum Computer, der Wert des Datenschutzes usw. 
Aber es werden auch Unterschiede deutlich: Gut kann man die bei der Frage nach der Volkszählung 
ausmachen. 
Lesen Sie selbst.

Eine gute Statistik erkennt man daran, dass sie verständlich, unmanipulativ und informativ ist.
Statistiken liefern wichtige Informationen, aber sie erfordern auch ein hohes Maß an Verständnis 
und methodischem Wissen.
Im nächsten Jahr möchte ich bereits gesteckte Ziele erreichen und neue spannende Ziele for-
mulieren.
Ein Tag ohne Statistik ist heutzutage nicht mehr möglich.
Ein Computer ist für mich ein Teil meines Lebens.
Wer ohne Zahlen argumentiert, argumentiert im luftleeren Raum.
Korrelations-, Cluster- und Diskriminanzanalyse sind für mich notwendiges Handwerkszeug, um 
Komplexität zu reduzieren.
Die nächste Volkszählung sollte methodisch grundlegend überdacht werden, da die Form der 
Erhebung dem Gegenstand der Bevölkerungsfeststellung nicht angemessen ist.

Statistiken liefern wichtige Informationen, aber verzerren durch suggestive Deutungen bzw. Dar-
stellungen auch schnell die Wahrnehmung der beschriebenen Wirklichkeit.
An der Statistik gefällt mir die Herausforderung, die Wirklichkeit möglichst sinnvoll modellhaft 
zu beschreiben – mit allen Restriktionen die natürlich auch damit verbunden sind.
Die liebste Statistik ist mir die, die ich auf einen Blick erfassen kann.
Umfragen nützen dem, der sie überzeugend in seinem Sinne deuten kann.
Ein Tag ohne Statistik kommt selbst am Wochenende beim Sportschau gucken nicht vor.
Ein Computer ist für mich sowohl Arbeits- als auch Unterhaltungsinstrument. 
Der Datenschutz ist für mich oft ein Anlass für Debatten.
Die Stadt, in der ich arbeite, hat mindestens eine richtig gute Eisdiele.
Statistik und Politik, das ist manchmal wie der Versuch, mit einem Dortmund-Fan das Schalke-
Lied zu singen.
Die nächste Volkszählung sollte am besten schon im nächsten Jahr sein, um eine Zeitreihe 
aufzubauen.
Die alljährliche Statistische Woche habe ich bisher nicht besucht, freue mich aber darauf.
Der größte denkbare Fehler eines Statistikers liegt darin, vorzugeben, dass er auf alles eine Ant-
wort habe.

Kleiner Bruder – nackte Zahlen – Fixseil – Jeepney 

Elf Kurzporträts 

Erik Feßler
Göttingen, Leiter Referat 06 – 
Statistik und Wahlen,
e.fessler@goettingen.de

Benjamin Harney
Diplom-Sozialwissenschaftler, 
Bildungsbüro, Bildungs-
monitoring, Osnabrück,
harney@osnabrück.de
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Eine gute Statistik erkennt man daran, dass die Gliederung wirkliche Fragen des Alltags beant-
wortet.
Statistiken liefern wichtige Informationen, aber ersetzen nicht das Denken und die Entscheidun-
gen der Verwender.
Eine gute Tabelle wird oft zitiert.
Wichtig bei einer Grafik ist, dass sie wesentliche Aussagen der Statistik schneller transportiert, 
als in Tabellen- oder Textform.
Der zu einer Statistik gehörende Text soll die Metainfomation auf das Notwendige reduziert 
erklären.
Ich hasse Untersuchungen, die Statistik als Aufwertung für halbgare Inhalte missbrauchen.
Umfragen nützen dem, der die Fragen richtig strukturiert hat.
Wer ohne Zahlen argumentiert kann nur philosophisch überzeugen.
Der Datenschutz ist für mich da wichtig, wo konkrete Personen oder Personengruppen einer 
Nachbarschaft nach Aktenlage, nach Statistiken oder thematischen Karten ohne eigenes 
Wissen und Einflussmöglichkeit benachteiligt werden können. Dazu gehört auch die unkon-
trollierbare Drittverwertung frei zugänglicher Daten in Scoringsystemen.
Statistische Jahrbücher haben einen Sinn, wenn sie auf dauerbeständigem Papier gedruckt Jahr-
hunderte in Archiven überdauern könnten.
Der größte denkbare Fehler eines Statistikers liegt darin, das Ergebnis für unfehlbar zu halten.
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten: Entscheidungsgrundlagen für Bürger und Politik so 
aufbereiten, dass sich beide ohne Spezialwissen eine fundierte Meinung bilden können. Sie 
sollen neben ihren eigenen Erfahrungen frei zugängliche Argumente aus Statistiken, Karten, 
Umfragen und Vorausberechnungen haben, um sich an der öffentlichen Diskussion um die 
beste Lösung wirksam beteiligen zu können.

Statistiken liefern wichtige Informationen, aber die Interpretationen und die Folgerungen sind 
manchmal nicht mit den zugrundeliegenden Daten zu begründen.
Eine gute Tabelle sollte eine klare Struktur haben und sich in ihrer Aussage beschränken an-
statt den Leser zu überfordern. 
Wichtig bei einer Grafik ist, dass die verwendete Art der Darstellung zu den Daten passt. Die 
verwendeten Symbole dürfen die Daten nicht verfälschen. 
Mein Lieblingsgebiet in der Statistik ist die Bevölkerungsstatistik. 
Wenn ich in einer eigenen Tabelle einen Fehler entdecke, dann ist das ärgerlich und ich suche nach 
dem Grund des Fehlers. 
Statistik ist für mich ein Teil des Wissens, um meine Umwelt beschreiben und verstehen zu 
können. 
Im nächsten Jahr möchte ich gerne wieder eine kommunale Bevölkerungsprognose mit Szena-
rien rechnen, die dann nach Jahren die Realitätsnähe der zugrundliegenden Annahmen zeigt. 
Die beste Umfrage ist die, bei der die Fragen eindeutig und unmissverständlich formuliert wurden. 
Ein Tag ohne Statistik beginnt und endet und dazwischen liegen 24 Stunden, um Anderes tun 
zu können. 
Wer ohne Zahlen argumentiert, hat verstanden, dass die Welt und Menschen nicht nur auf der 
rationalen Ebene funktionieren. 
Statistik und Politik, das ist das plakativste Beispiel dafür, dass Daten oftmals frei von ihrer 
eigentlichen Aussage interpretiert werden. 
Die nächste Volkszählung sollte die Daten liefern, die in der Stadtentwicklungsplanung benö-
tigt werden. 

Statistiken Liefern wichtige Informationen, aber ersetzen keine Gefühle und Emotionen. 
Wichtig bei einer Grafik ist, dass Zusammenhänge anschaulich werden. 
Die liebste Statistik ist mir die, die Antworten auf Fragen gibt, die noch nicht gestellt wurden. 
Wer ohne Zahlen argumentiert, diskutiert ins Blaue. 
Der Datenschutz ist für mich ein hohes Gut. 
Die Stadt, in der ich arbeite, ist auch meine Heimat. 
Statistik und Politik, das ist ein gutes Team. 
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten. Antworten auf die Fragen unserer Zeit geben. 

Manfred Kaniß
Diplom-Ingenieur, Architekt,

MBA, Leiter Stabsstelle Statistik
und GIS, Gera,

kaniss.manfred@gera.de

Ludwig Knoblach
Diplom-Geograph, Leiter des 
Planungs- und Bauordnungs-

amtes, Stadt Neukirchen-Vluyn,
ludwig.knoblach@neukirchen-

vluyn.de

Wolfgang Müller
Solingen, Leiter der 
Abteilung Statistik,

w.mueller@solingen.de

ELF KURZPORTRÄTS



Stadtforschung und Statistik 2 - 2013 69

ELF KURZPORTRÄTS

Mein Lieblingsgebiet in der Statistik ist die Zeitreihenanalyse. 
Ich hasse Untersuchungen, die ohne Methodik und Grundlagen mehr Fragen als Antworten 
liefern.
Meine größte Angst liegt darin, einen Nuller zu viel anzuhängen.
Meine Hoffnung heißt, neue Erkenntnisse und Zusammenhänge zu entdecken und zu verstehen.
Die Statistik steht vor dem Problem nur als Tabelle verstanden zu werden.
Ein Computer ist für mich ein wichtiges Arbeitswerkzeug und auch Spielzeug. 
Die Stadt, in der ich arbeite, liefert viele Daten für interessante Untersuchungen.
Statistische Jahrbücher haben einen Sinn in der Dokumentation, als Übersicht, als Rückblick.
Die nächste Volkszählung sollte einen neuen Stellenwert bekommen.
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten: Als anerkannter Baustein die quantitative Seite 
eines Sachverhaltes darstellen und neue Informationen für den Gesamtkontext gewinnen.

Wichtig bei einer Grafik ist, sich der Verantwortung bewusst zu sein, die eine Visualisierung mit 
sich bringt – no pie chart is a piece of cake! 
Der zu einer Statistik gehörende Text: Zahl ohne Wort ist Zahlenmord – das wusste schon Dr. 
Schott. Eignet sich hervorragend als morgendliches Mantra!
An der Statistik gefällt mir die Möglichkeit, Zahlen Leben einzuhauchen und so für andere zu-
gänglich zu machen.
Die liebste Statistik ist mir die, die es schafft Komplexität angemessen zu reduzieren ohne da-
bei an Transparenz zu verlieren.
Ich hasse Untersuchungen, die Datenfriedhöfe verursachen und technisch unsauber durchge-
führt werden.
Statistik ist für mich das Fixseil beim Wandeln auf dem schmalen Grat zwischen Ahnen und 
Wissen.
Die alljährliche Statistische Woche darf ich in diesem Jahr das erste Mal erleben – und freue 
mich auf viele spannende Themen und Begegnungen!
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten: Daten erkenntnisorientiert erheben und entspre-
chend aufbereitet Entscheidungsträgern an die Hand geben.

Statistiken liefern wichtige Informationen, aber erfordern auch Zeit sich mit dem jeweiligen The-
ma auseinanderzusetzen, um die Aussagen richtig einzuschätzen.
Mein Lieblingsgebiet in der Statistik ist die Bevölkerungsstatistik.
Wer ohne Zahlen argumentiert, könnte etwas verbergen oder offenbart Analysebedarf.
An der Statistik gefällt mir, dass sie Interesse, Denkanstöße und Diskussionen zu unterschied-
lichen Themen voranbringt.
Statistik ist für mich etwas, das Ordnung in die Informationsflut bringt.
Die Stadt in der ich arbeite, hat mit der bundesweit ersten Demographiebeauftragten und dem 
erweiterten Amt für Demographie und Statistik die Bedeutung des demographischen Wan-
dels hervorgehoben.

Statistiken liefern wichtige Informationen, aber können nie alleinige Grundlage für Entscheidun-
gen sein.
Der Aussagewert von Statistiken steht und fällt mit der Person, die sie interpretiert.
Die Stadt, in der ich arbeite, ist schöner und liebenswerter, als viele glauben.
Der größte denkbare Fehler eines Statistikers liegt darin, zu glauben, dass seine Zahlen die Wahr-
heit abbilden.
Wichtig bei einer Grafik ist, dass sie nackte Zahlen in ein sinnvolles und verständliches Bild 
umsetzt.
Ein Computer ist für mich ein liebgewonnener Kollege und Freund, den ich manchmal nicht 
verstehe.
Wer ohne Zahlen argumentiert, ist ein Visionär.

Dr. Ilka Kuerbis
Landeshauptstadt München,
Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, 
ilka.kuerbis@muenchen.de

Alexandra Muth
Diplom-Soziologin, Mannheim, 
Fachbereich Städtebau/Abtei-
lung Stadtentwicklung/Kom-
munale Statistikstelle,
alexandra.muth@mannheim.de

Manja Schallock
Diplom-Demographin, 
Stadt Bielefeld, Amt für 
Demographie und Statistik, 
manja.schallock@bielefeld.de

Claudia Walla
Diplom-Soziologin, 
Saarbrücken, wissenschaftliche 
Mitarbeiterin im Amt für 
Entwicklungsplanung, 
Statistik und Wahlen, 
claudia.walla@saarbruecken.de
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Eine gute Statistik erkennt man daran, dass sie transparent, korrekt und verständlich ist.
Die Hauptaufgabe der Statistik besteht darin, Entwicklungen und Zusammenhänge aufzuzeigen.
Wichtig bei einer Grafik ist, dass sie sichtbar macht, was in den Zahlen steckt, ohne zu verfäl-
schen.
Ich „hasse“ Untersuchungen (Befragungen, Experimente, Auswertung amtlicher Daten), die 
ceteris paribus verletzen und haarsträubende Aussagen und Zusammenhänge postulieren. 
Andererseits dienen solche Untersuchungen auch immer der Erheiterung.
Meine Hoffnung ist/liegt darin, irgendwann das perfekte Statistik-Grafikprogramm zu finden.
Wäre ich nicht Statistiker geworden, würde ich versuchen, mit Musik meinen Lebensunterhalt 
zu verdienen.
Die Statistik steht vor dem Problem, dass viel Unfug getrieben wird und sie dadurch an Glaub-
würdigkeit verliert.
Die Stadt, in der ich arbeite, ist Freiburg i. Brsg. und hier wird einem als Städtestatistiker nicht 
langweilig.
Statistik und Politik, das ist manchmal eine verheerende Kombination.
Die nächste Volkszählung sollte besser vorbereitet sein.
Der Aussagewert von Statistiken hängt immer vom Verständnis des Betrachters ab.
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten: Die Aspekte und Facetten des Mikrokosmos „Stadt“ 
darstellen.

An der Statistik gefällt mir die Verbindung zwischen Theorie und praktischer Anwendung.
Ein Tag ohne Statistik ist auch mal schön.
Meine Hoffnung heißt SPSS.
Auch wer ohne Zahlen argumentiert kann recht bekommen.
Der Datenschutz ist für mich der kleine Bruder, der überall dabei sein will, den man aber ei-
gentlich lieber zu Hause gelassen hätte.
Im nächsten Jahr möchte ich eine unbefristete Stelle haben.
Ein Computer ist für mich unverzichtbar.
Wäre ich nicht Statistiker geworden, würde ich in Manila Jeepney fahren.
Statistik ist für mich wie ein Bikini, sie zeigt Interessantes, aber verhüllt Wesentliches.
Die Stadt, in der ich arbeite, hatte 86.078 Wohnungen am 31.12.2012.

Sören M. Werner
M. A., Wiss. Angestellter, 

Amt für Bürgerservice und 
Informationsverarbeitung, 

Freiburg im Breisgau, 
soeren.werner@stadt.freiburg.de

Frank Westholt
Master in Wirtschafts- und 

Sozialgeographie, Bildungsbüro,
Bildungsmonitoring, Osnabrück,

westholt@osnabrück.de

ELF KURZPORTRÄTS

„Allein über Bargeld und (Sicht-)Einlagen (Termingelder, Sparein-
lagen, Sparbriefe) privater Haushalte gemessen, belief sich das 
Geldvermögen laut Deutscher Bundesbank im 2. Quartal 2012 
auf fast 2 Billionen Euro. Abzüglich Krediten in Höhe von gut 1,5 
Billionen Euro ergibt sich eine Summe von mehr als 400 Mrd. 
Euro. Teilt man diese durch knapp 82 Mill. Menschen, kommt 
man auf ein Nettogeldvermögen von fast 5 Mrd. Euro pro Kopf.“
5 Mrd. Euro pro Kopf? Da müsste doch jeder Autor an sein eige-
nes Konto denken, zumindest leichte Zweifel bekommen und noch 
einmal nachrechnen. Aber es gibt Leute, die haben einfach kein 
Zahlengefühl, denen sind Zahlen oberhalb 1.000 ohnehin unend-
liche Größen. Andere zweifeln prinzipiell nicht an ihren Rechen-
künsten, und passt eine Zahl ins Konzept, dann ist sie auch richtig. 

Besser beten als rechnen
Martin Schlegel, Hagen

Die Autoren dieser Zeilen glauben an ihre Zahl und um die Grö-
ßenordnung von 5 Mrd. Euro Nettogeldvermögen pro Kopf zu 
veranschaulichen, fahren sie mit einem Beispiel fort: „Dafür 
könnte man 20.000 Häuser á 250.000 Euro kaufen, pro Kopf!“ 
Wie arm müssen die Autoren – ein Professor für Politikwissen-
schaft/Sozialpolitik und eine Grundschullehrerin aus Bochum - 
sich fühlen, besitzen sie vielleicht nur ein einziges Haus, während 
der Durchschnitt bei 20.000 liegt?
Die zitierten Passagen stammen aus dem Aufsatz „Armut in ei-
nem reichen Land – Warum teilst Du (noch) nicht mit mir?“, der 
in Ausgabe 1/2013 von RU intern erschien. Bei RU intern handelt 
es sich um „Informationen für evangelische Religionslehrerinnen 
und -lehrer in Westfalen und Lippe“.
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Im Juni 1913 tagte die „Kon-
ferenz der Vorstände Statisti-
scher Ämter Deutscher Städte“ 
in Breslau, es war die 27. Ta-
gung der Kommunalstatistiker. 
Einige Themen dieser 3-tägigen 
Tagung waren:
• Der notwendige Mindestvor-

rat an Leerwohnungen
• Die geplante Statistik der in 

ärztlicher Behandlung be-
findlichen Geschlechtskran-
ken

• Statistik des Grundbesitz-
wechsels

• Arbeiterhaushaltsrechnung

Leerwohnungen, Reichsmeldeordnung, Adrema 

Statistiker-Tagungen 1913, 1938, 1963
Martin Schlegel, Hagen

Ein Vierteljahrhundert später, Im 
September 1938, war Würzburg 
Gastgeber für die „Tagung des 
Verbandes der Deutschen Städ-
testatistiker“. Eine ungewöhn-
lich lange, aus 46 Punkten beste-
hende Tagesordnung war zu be-
wältigen. Ein kleiner Ausschnitt: 
• Die Gegenwartsaufgaben 

der gemeindestatistischen 
Ämter auf dem Gebiet der 
Bevölkerungsstatistik 

• Erfahrung mit der neuen 
Reichsmeldeordnung

• Vorausberechnung der Schü-
lerzahlen

• Erfolgsstatistik der Fürsorge-
einrichtungen

• Mietpreiskataster
• Systematische Stadtgebiets­

einteilungen in den Groß-
städten

• Leerwohnungsziffern
• Publizistische Aufgaben der 

kommunalen Statistik
Weitere 25 Jahre später traf sich 
der Verband Deutscher Städ-
testatistiker in der damaligen 
Hauptstadt, Bonn. Die Tages-
ordnung war erneut gewach-
sen, bestand nun aus 49 Punk-
ten. Dazu gehörten:

• Stadtzonen, genetisch und 
funktional gesehen

• Zum Begriff „Mantelbevöl-
kerung“

• Neue Gesichtspunkte für Woh­
nungsdefizitberechnungen

• Bringt Wohnungsgewinn 
auch Wanderungsgewinn?

• Bildung von Stadtzonen 
• Ergebnisse aus d. Zensus 1961
• Adremavergleich bei der VZ
• Möglichkeiten und Grenzen 

der Sozialproduktberechnung 
in NRW

• Geheimhaltung statistischer 
Einzelangaben

Die Statistische Woche wird in 
diesem Jahr vom 17. bis 20. 
September in Berlin ausgerich-
tet. Leitthemen sind Arbeits-
markt und soziale Sicherung, 
Bürgerbeteiligung/Partizipation, 
Zensus und die Analyse hoch-
dimensionaler Daten. In einer 
Sonderveranstaltung anlässlich 
des „Internationalen Jahres der 
Statistik 2013“ wird am Diens-
tag ein eigener Schwerpunkt zu 
Open Data stattfinden. 
Um ein attraktives Programm 
für ein fachlich aus sehr unter-
schiedlichen Bereichen kom-
mendes Publikum anbieten zu 
können, ist die Kooperation zwi-
schen den beteiligten Gesell-
schaften und Veranstaltungs-
partnern intensiviert worden. 
Open Data ist ein gemeinsames 
Schwerpunktthema des VDSt 

Willkommen in Berlin
Hartmut Bömermann, Berlin

mit der Deutschen Statistischen 
Gesellschaft (DStatG) und dem 
Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg. Zum Thema kleinräu-
mige Beobachtung von Stadt-
entwicklungsprozessen ist eine 
gemeinsame Veranstaltung mit 
der Deutschen Gesellschaft für 
Demographie (DGD) geplant, 
das Deutsche Institut für Urba-
nistik ist als Partner angefragt. 
An den Veranstaltungen des 
Ausschusses für Regionalsta-
tistik der DStatG beteiligt sich 
der VDSt mit kommunalstatisti-
schen Aspekten des Zensus. 
Ausgerichtet wird die diesjäh-
rige Statistische Woche vom 
Fachbereich Wirtschaftswis-
senschaft (Prof. Ulrich Rend-
tel) auf dem Campus der Freien 
Universität Berlin mit dem Amt 
für Statistik Berlin-Brandenburg 

als Veranstaltungspartner (Prä-
sidentin Prof. Ulrike Rockmann). 
Der Campus liegt im bürgerlich 
geprägten Ortsteil Dahlem. 
Zur besseren Vereinbarung von 
Familie und Konferenzteilnahme 
wird erstmalig eine kostenlose 
Kinderbetreuung (für Kinder ab 
8 Monate) angeboten werden.
1991 war die Statistische Wo-
che zum letzten Mal in Berlin. 
Sie stand unter dem Leitthema 
„Statistik im vereinten Deutsch-
land“ und „Bausteine kommu-
naler Sozialberichterstattung“. 
2003 wurde der 54. ISI-Welt-
kongress in Berlin abgehalten; 
die Statistische Woche fand im 
Anschluss daran in der benach-
barten Landeshauptstadt Pots-
dam statt.
Seit der letzten Statistischen 
Woche hat sich Berlin stark 

verändert. Neben den Erfolgen, 
die erzielt werden konnten und 
dem fast magnetischen Einfluss, 
den die Stadt auf viele Besucher 
ausübt, bleibt sie von großen 
sozialen Gegensätzen gekenn-
zeichnet. Das offen gehaltene 
Rahmenprogramm bietet einige 
Ansatzpunkte für eigene Unter-
nehmungen zur Erkundung der 
Stadt (www.statistische-woche.
de/fileadmin/2013/Vorschlae-
ge_fuer_Berlin.pdf).
Der Konferenzempfang wird 
im Glashaus des Botanischen 
Gartens am Mittwoch, den 
18.09.2013 von 19.00 bis 22.00 
Uhr stattfinden (www.botani-
scher-garten-berlin.de).
Wir möchten Sie sehr herzlich 
zur Statistischen Woche 2013 
nach Berlin einladen und freuen 
uns auf ihr Kommen.

STATISTIKER-TAGUNGEN 1913, 1938, 1963/WILLKOMMEN IN BERLIN
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Der Hype um den Einsatz von 
Social-Media-Plattformen 
durch die öffentliche Verwal-
tung ist noch nicht abgeflaut, 
da wird schon das nächste 
Thema durch die deutschen 
Amtsstuben gejagt: Open Da-
ta! Spätestens mit dem Start 
des Bundesportals „GovData“ 
sind die Begriffe „Open Da-
ta“ und „Open Government“ 
in aller Munde. Zusätzlichen 
Schwung erhält die Debatte 
durch die vielerorts aufgestell-
te Forderung nach einem um-
fassenden Transparenzgesetz. 
So kämpfen z. B. der Bund der 
Steuerzahler in NRW, von Mehr 
Demokratie NRW und Transpa-
rency International Deutsch-
land mit der Kampagne NRW 
BLICKT DURCH für ein Transpa-
renz- und Informationsfreiheits-
gesetz in Nordrhein-Westfalen 
nach Hamburger Vorbild. Die Pi-
ratenfraktion im Landtag NRW 
hat am 12. Juni 2013 den Ent-
wurf für ein Transparenzgesetz 
vorgestellt.
Der inhaltliche Geltungsbereich 
des Hamburger Transparenzge-
setzes ist sehr weit gefasst und 
bezieht sich nicht nur auf struk-
turierte Daten, sondern auch auf 
Dokumente wie z. B. Gutachten, 
Verträge der Daseinsvorsorge 
oder Tätigkeitsberichte. Ange-
sprochen sind aber u. a. auch 
Messergebnisse, Haushaltsda-
ten und amtliche Statistiken. 
Geregelt ist somit erstmals in 
Deutschland ein umfassender 
Anspruch auf unverzüglichen 
Zugang zu allen Informationen 

Der pragmatische Ansatz 

Offene Daten Moers
Claus Arndt, Moers

der Behörden. Mit der Forde-
rung nach mehr Transparenz ist 
auch immer der Open-Data-Ge-
danke verbunden.
Das Land NRW hat auf die Ent-
wicklungen der jüngeren Ver-
gangenheit reagiert und ar-
beitet mit der Projektgruppe 
„Open.NRW“ an einer Open-
Government-Strategie, die u. a. 
die Themen Open Parliament, 
Social Media, Bürgerbeteili-
gung und eben auch Open Data 
berücksichtigen soll. Beim Zu-
kunftsforum „Digitale Bürger-
beteiligung“ am 17. Mai 2013 
wurde die Strategie des Landes 
im Landtag NRW vorgestellt 
und diskutiert. In diesem Rah-
men wurde auch das Open-Da-
ta-Portal der Stadt Moers prä-
sentiert. 

Ziele und Prinzipien 
von Open Data
Hinter Open Data steht die Idee, 
(nicht nur) behördliche Daten 
öffentlich frei verfügbar und 
nutzbar zu machen. Die Bewe-
gung beruht auf der Annahme, 
dass vorteilhafte Entwicklun-
gen eingeleitet werden, wenn 
Daten für jedermann frei zu-
gänglich gemacht werden. Im 
Zusammenhang mit Open Da-
ta werden vielfältige Chancen 
diskutiert. Im Zentrum steht 
dabei die Vorstellung, dass die 
Entwicklung von innovativen 
Anwendungen gefördert wird. 
Dabei setzt man auf das kreati-
ve Potenzial der Gemeinschaft. 
Aspekte der Wirtschaftsförde-

rung spielen hier hinein, aber 
auch die Idee einer anschauli-
chen Vermittlung von komple-
xen Sachverhalten durch intui-
tive Datenvisualisierungen.
Gerade hierdurch wird die 
Transparenz des Verwaltungs-
handelns erhöht, so dass ein 
Beitrag zu verbesserten Mög-
lichkeiten der politischen Teil-
habe geleistet und damit der 
Demokratiegedanke in der Ge-
sellschaft gestärkt wird. Ein Bei-
spiel ist die Internetseite „Offe-
ner Haushalt“ (http://bund.of-
fenerhaushalt.de), die die Daten 
des Bundeshaushaltes in eine 
ansprechende Darstellung um-
setzt und so einen völlig neuen 
Zugang zu den für viele eher 
abschreckenden Zahlenkolon-
nen bietet. 
Aber auch die Wissenschaft 
kann von Open Data profitieren 
oder die Schulen vor Ort, die mit 
Hilfe hochaktueller Daten aus 
der Heimatgemeinde z. B. den 
Politikunterricht interessanter 
gestalten könnten, als mit ver-
alteten Lehrbuchdaten.
Bei der Umsetzung eines Open 
Data-Angebotes sollte man sich 
an den „10 Prinzipien offener 
Regierungsinformationen“ ori-
entieren, die von der Sunlight 
Foundation entwickelt wur-
den und in deutscher Fassung 
im Wiki der Open Knowledge 
Foundation Deutschland vor-
liegen (http://wiki.okfn.de/10-
Prinzipien-fuer-offene-Daten). 
Zu den wichtigsten Prinzipien 
der Open-Data-Bewegung zäh-
len dabei:

OFFENE DATEN MOERS

Datenvisualisierung

NRW blickt durch

strukturierte Daten
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- zeitliche Nähe,
- Vollständigkeit,
- Maschinenlesbarkeit,
- offene Formate,
- kostenlose Bereitstellung u.
- Lizenzfreiheit.

Der Druck der 
Community
Auch wenn eine Behörde noch 
nicht den Schritt in Richtung 
Open Data gemacht hat, ist sie 
nicht vor den Auswirkungen der 
Idee gefeit. Das oben genannte 
Bespiel „Offener Haushalt“ ist 
keine Open-Data-Umsetzung im 
engeren Sinne, weil der Bund 
seine Haushaltsdaten weder in 
einem offenen Format noch un-
ter einer freien Lizenz zur Verfü-
gung gestellt hat. Daher muss-
te das Entwicklerteam auf eine 
maschinelle Auswertung der 
vom Bundesfinanzministerium 
angebotenen HTML-Dokumen-
te („screen scraping“) zurück-
greifen.
Ähnlich lief es bei dem Projekt 
„Offenes Köln“, das von einer 
Privatperson ins Leben gerufen 
wurde. Ausgangspunkt war die 
Unzufriedenheit mit dem Rats-
informationssystem der Stadt 
Köln. Kurzerhand hat Mari-
an Steinbach, der Initiator des 
Projektes, eine Webplattform 
entwickelt, mit deren Hilfe ei-
ne ortsbezogene Suche in den 
Dokumenten des Kölner Ratsin-
formationssystems möglich ist. 
Wenn man also wissen möchte, 
was zu dem eigenen Wohnum-
feld in den politischen Gremien 
beraten wird oder beschlossen 
wurde, wird hier über eine ad-
ressbezogene Umkreissuche 
schnell fündig.
Marian Steinbach scraped re-
gelmäßig sämtliche Dokumen-
te des Ratsinformationssystems 
und speichert sie auf einem ei-
genen Server – anfangs ohne 
Wissen der Verwaltung, die nun 
allerdings mit der Initiative ak-
tiv zusammenarbeitet. Unlängst 

ist es sogar gelungen, die füh-
renden Hersteller von Ratsinfor-
mationssystemen an einen Tisch 
zu holen und zur Entwicklung 
eines neuen offenen Standards, 
genannt OParl (http://oparl.de), 
zu bewegen.
In Moers wurde die Open-Sour-
ce-Lösung nun von der Initiative 
Open Ruhr umgesetzt, die dabei 
von der Stadt Moers begleitet 
wurde. Das Ergebnis findet man 
unter: http://moers.ris.openruhr.
de. Die Stadt Moers stellt die In-
formationen aus dem Ratsinfor-
mationssystem seit dem 1. Juli 
2013 als Open Data zur Verfü-
gung.

Open Data in Moers
Am 15. Februar 2013 ist Moers 
als eine der ersten Städte in 
Deutschland mit einem Open-
Data-Portal gestartet. Zugege-
ben: Es war ein recht beschei-
dener Anfang – mit 30 Daten-
sätzen aus verschiedenen Be-
reichen der Verwaltung. Neben 
dem Haushaltsplan wurden 
Infrastruktur-, Geo- , Bevölke-
rungs- und Veranstaltungsda-
ten angeboten. Trotz der über-
schaubaren Anzahl an Daten-
sätze hat das Moerser Projekt 
regional und überregional eine 
breite Beachtung gefunden. Da-
für gibt es verschiedene Gründe.
Neben der Gunst der frühen 
Stunde war für die gute öffent-
liche Resonanz auch die Teil-
nahme am wenige Tage später 
gestarteten GovData-Datenpor-
tal Deutschland (https://www.
govdata.de) förderlich. Dessen 
Online-Schaltung war durch ei-
ne kritische Begleitmusik der 
Netzgemeinde gekennzeichnet 
und dadurch umso mehr im 
Fokus der Öffentlichkeit. Der 
Hauptvorwurf lautete, dass in 
das Portal auch für kommer-
zielle Zwecke nicht freigege-
benen Datensätze aufgenom-
men werden und somit gegen 
ein grundlegendes Open-Data-

Prinzip verstoßen wird. Darüber 
hinaus wurde kritisiert, dass das 
Bundesinnenministerium als 
Betreiber des Portals eine eige-
ne Lizenz entwickelt hat, anstatt 
auf vorhandene und internati-
onal etablierte Lizenzmodelle 
(wie z.B. Creative Commons) 
zurückzugreifen. 
Insofern wurde von der Open-
Data-Community nicht nur 
begrüßt, dass sich mit Moers, 
nach Metropolen wie Berlin, 
Hamburg oder Köln, nun auch 
eine kleinere Kommune (rund 
104.000 Einwohner) dem Open-
Data-Gedanken öffnet, sondern 
auch, dass in Moers alle Daten-
sätze für die kommerzielle Nut-
zung freigegeben wurden.

Ergebnis eines 
Kulturwandels
Für die besondere Aufmerksam-
keit in der öffentlichen Wahr-
nehmung hat jedoch insbe-
sondere der Umstand gesorgt, 
dass zwischen der Entscheidung 
des Verwaltungsvorstandes pro 
Open Data und dem Start des 
Moerser Portals nur rund zwei 
Wochen lagen.  
Dieses Tempo ist  bei der häu-
fig unterstellten Reformunwil-
ligkeit deutscher Verwaltungen 
eher ungewöhnlich, so dass 
die von verschiedenen Seiten 
aufgeworfene Frage nach den 
Hintergründen nicht verwun-
dern durfte.
Wie also die Geschwindigkeit 
des Umsetzungsprozesses er-
klären? Das Thema Open Da-
ta fügt sich konsequent in die 
bisherige E-Government-Stra-
tegie der Stadt Moers ein, die 
seit dem ersten Internetange-
bot einen starken Fokus auf 
Transparenz und Öffnung der 
Verwaltung setzt – ein Kultur-
wandel ist in vollem Gange! 
Die Nutzung von Foren, Chats, 
Blogs sowie einer breiten So-
cial Media-Palette sind hierfür 
ebenso Beleg wie das Ratsinfor-
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mationssystem und das Ideen- 
und Beschwerdemanagement. 
Hinzu kommt: Die bisherigen 
Erfahrungen waren durchweg 
positiv. Insofern fielen die Sach-
argumente, die für Open Data 
sprechen, bei der Verwaltungs-
leitung auf einen fruchtbaren 
Boden. 

Die Risiken und 
der pragmatische 
Ansatz
In der Diskussion über Open 
Data werden nicht nur die Zie-
le und Chancen, sondern auch 
Probleme und Risiken gesehen. 
Zu den Problembereichen ge-
hören das Urheberrecht, der 
Datenschutz, aber auch tech-
nisch-organisatorische Aspek-
te müssen betrachtet werden. 
Zwei Punkte stehen in der De-
batte häufig im Vordergrund: 
die Gefährdung bewährter Ge-
schäftsmodelle und der Verlust 
der Deutungshoheit.“ 

Wenn man allerdings den Da-
tenbestand einer kreisange-
hörigen Kommune wie Moers 
anschaut, wird man feststellen, 
dass ein Großteil der Daten bis-
her nicht vermarktet, sondern 
eher für interne Zwecke oder als 
Basis für die Entscheidungen in 
politischen Gremien herange-
zogen wird. Daher ist ein Start 
mit diesen Daten völlig unpro-
blematisch. Die Entscheidung 
über Daten, mit denen Einnah-
men erzielt werden, muss ge-
rade in finanziell gebeutelten 
Kommunen gut überlegt, aber 
eben auch nicht als erstes ge-
troffen werden.
Auch die Sorge um den Verlust 
der Deutungshoheit ist unbe-
gründet. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit haben vielfach 
gezeigt, dass missliebige oder 
irreführende Interpretationen 
von Sachverhalten im Zweifel 
auch ohne eine vernünftige Da-
tenbasis geliefert werden. Hier 
ist es geradezu hilfreich, als Ver-

waltung überprüfbare Daten ins 
Netz zu stellen und bei Bedarf 
eine eigene Deutung mitzulie-
fern. Wichtig ist auch, dass viele 
Daten bereits jetzt in kommuna-
len Websites veröffentlicht wer-
den, nur eben nicht in maschi-
nenlesbaren offenen Formaten 
und unter einer freien Lizenz.  
 

Studentisches 
Projekt und Akti-
vitäten der KGSt
Auch wenn es nach der Ent-
scheidung pro Open Data sehr 
schnell ging, so haben wir uns 
in Moers im Rahmen eines Pra-
xis-Projektes mit Studenten der 
Hochschule Rhein-Waal bereits 
vorher intensiv mit dem Thema 
befasst. Ziel des Projektes sollte 
es sein, konzeptionelle Vorarbei-
ten zu leisten und ein erstes Da-
tenmonitoring zu betreiben. In 
der Kürze der Zeit konnten nicht 
mehr als erste Basisarbeiten ge-
leistet werden, aber insbeson-
dere mit Hilfe von Elmar Burke, 
der neben seinem Studium ak-
tiv an der Open Data-Bewegung 
partizipiert, war es möglich, 
viele technische Grundlagen 
vor allem für die Zusammenar-
beit mit dem GovData-Portal zu 
schaffen.
Durch seine Nähe zur Netzge-
meinde war es auch einfacher, 
ganz praktische Probleme, z. B. 
im Zusammenhang mit Lizenz-
fragen, mit der Community ein-
vernehmlich zu klären. Dies hat 
gezeigt, dass gerade der Kon-
takt zu den Interessierten, die 
hochengagiert mit den Daten 
arbeiten möchten, ein wichti-
ger Bestandteil der Open-Data-
Praxis ist. 
Anfang Dezember 2012 hat die 
KGSt Vertreter von Kommunen, 
IT-Dienstleistern, der Wissen-
schaft und Modellprojekten in 
Österreich an einen Tisch ge-
rufen, um ein Positionspapier 
zu Open Data auf den Weg 
zu bringen. Es gab spannende 
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Diskussionen, und vor allem der 
Input der österreichischen Vor-
bilder hat viele Anregungen für 
das Moerser Projekt geliefert. 
Insbesondere das umfangrei-
che Vorgehensmodell für Open 
Government des Wiener Zent-
rums für Verwaltungsforschung1 
(KDZ) war inspirierend und hilf-
reich zugleich.

Datenmonitoring
Vor dem Start des Moerser Por-
tals wurden in einem ersten 
Schritt gezielt Bereiche ange-
sprochen, die über interessante 
Datensätze verfügen müssten: 
Statistik, Vermessung, Stadt-
planung, Kämmerei und einige 
andere Stellen. Recht schnell 
konnte so ein Datenbestand 
aufgebaut und mit einfachen 
technischen Mitteln aufberei-
tet werden.
Nach der Online-Schaltung sind 
umfangreiche Informationen im 
Intranet zur Verfügung gestellt 
worden. Gleichzeitig wurde die 
Bitte an alle Fachbereiche und 
Einrichtungen gerichtet, an-
hand der maßgeblichen Krite-
rien zu prüfen, ob weitere Da-
ten für das Portal bereitgestellt 
werden können. Die Resonanz 
war relativ ernüchternd. Daher 
wurde ein auf dem Vorgehens-
modell des KDZ basierendes For-
mular für das Datenmonitoring 
ins Intranet eingebunden. Mit 
Hilfe dieses Formulars können 
die Mitarbeitenden sehr schnell  
und sicher prüfen, ob ein Daten-
satz geeignet ist oder ob z. B. 
rechtliche Gründe einer Veröf-
fentlichung entgegenstehen. Die 
Ergebnisse sowie der Status der 
Veröffentlichung werden im Int-
ranet dokumentiert. Dieses For-
mular hat sich als sehr hilfreich 
erwiesen, aber trotz allem bleibt 
die persönliche Ansprache der 
wichtigste Erfolgsfaktor für das 
Datenmonitoring. Inzwischen 
sind unter http://www.offene-
daten.moers.de 54 Datensätze 

(Stand 30.06.2013.) abrufbar – 
weitere sind in Planung. 

Technik
Die Verwaltung steht bei der 
Realisierung eines Datenportals 
unter Berücksichtung der  oben 
genannten Prinzipien vor einer 
Herausforderung. Dies bezieht 
sich nicht nur auf den notwen-
digen Kulturwandel, sondern 
insbesondere auch auf die ge-
forderte Maschinenlesbarkeit 
und Offenheit der Formate. War 
es bisher üblich, Daten – wenn 
überhaupt – als PDF-Datei zur 
Verfügung zu stellen, geht es 
jetzt unter anderem um CSV-, 
JSON- oder XML-Dateien. Die 
bisher für die Verwaltungsar-
beit genutzten Dateien müs-
sen häufig vor der Publizierung 
noch konvertiert werden. Mit 
Blick auf die Nachhaltigkeit 
eines Open-Data-Angebotes 
wird es daher erforderlich sein, 
Prozesse anzupassen, um den 
Aufwand möglichst gering zu 
halten.
Darüber hinaus wird sich, 
wenn man das Thema umfas-

send angehen möchte, irgend-
wann auch die Frage nach not-
wendigen Schnittstellen von 
Fachverfahren stellen. So sind 
bspw. beim Open Budget, was 
die Veröffentlichung von Haus-
haltsplandaten bis hin zu ak-
tuellen Haushaltsbewirtschaf-
tungsdaten umfasst, besondere 
Anstrengungen im technischen 
Bereich zu leisten, um die Be-
reitstellung im Open-Data-Por-
tal zu ermöglichen.
Das Portal in Moers wurde mit 
Hilfe des vorhandenen Internet-
redaktionssystems umgesetzt. 
Gemeinsam mit dem Kommu-
nalen Rechenzentrum Nieder-
rhein wird jedoch zurzeit ge-
prüft, ob und wie ein Umstieg 
auf CKAN als die Standard-Lö-
sung für Datenportale gelin-
gen kann. Der Umstieg hätte 
mehrere Vorteile. Das Daten-
portal Deutschland setzt CKAN 
ein, und auch in NRW ist diese 
Plattform im Gespräch. Da die 
verschiedenen CKAN-Systeme 
in der Lage sind, miteinander 
zu kommunizieren, wäre ein 
automatischer Metadatenaus-
tausch zwischen Moers und den 
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übergeordneten Systemen mög-
lich. Metadatensätze müssten 
so nicht mehr manuell erstellt 
werden.
Darüber hinaus ist CKAN in der 
Lage, eine Datei automatisiert 
in verschiedenen Formaten 
anzulegen (z. B. GeoJSON und 
KML) und die Inhalte zu visua-
lisieren. Geodaten werden auf 
einer Karte angezeigt, die Inhal-

te von CSV-Dateien als Tabelle. 
Mit dem Open-Data-Angebot 
wird somit nicht ein begrenz-
ter Expertenkreis angesprochen, 
sondern alle Interessierten er-
halten einen leicht handhabba-
ren Zugriff auf Daten. Das Ziel 
von Open Data, die Transparenz 
von Verwaltungs- und politi-
schen Entscheidungsprozessen 
zu verbessern, kann hierdurch 

leichter erreicht werden. CKAN 
wäre hier ein wichtiger Schritt 
in die Zukunft, dem allerdings 
weitere Schritte folgen müssen. 
Auch Moers steht mit seinen 
Bemühungen erst am Anfang! 

Anmerkungen
1 http://www.kdz.eu/de/open-govern-

ment-vorgehensmodell.

Einmal waren wir beide gleich.
Beide: Proleten im deutschen Kaiserreich.
Beide in derselben Luft,
beide in gleicher verschwitzter Kluft;
dieselbe Werkstatt – derselbe Lohn – 
derselbe Meister – dieselbe Fron – 
beide dasselbe elende Küchenloch ...
Genosse, erinnerst du dich noch?

Aber du, Genosse, warst flinker als ich. 
Dich drehen – das konntest du meisterlich. 
Wir mussten leiden, ohne zu klagen,
aber du – du konntest es sagen. 
Kanntest die Bücher und die Broschüren, 
wusstest besser die Feder zu führen.
Treue um Treue – wir glaubten dir doch!
Genosse, erinnerst du dich noch?

Heute ist das alles vergangen.
Man kann nur durchs Vorzimmer zu dir gelangen.
Du rauchst nach Tisch die dicken Zigarren,
du lachst über Straßenhetzer und Narren.
Weißt nichts mehr von alten Kameraden,
wirst aber überall eingeladen.
Du zuckst die Achseln beim Hennessy
und vertrittst die deutsche Sozialdemokratie.
Du hast mit der Welt deinen Frieden gemacht.

Hörst du nicht manchmal in dunkler Nacht
eine leise Stimme, die mahnend spricht:
„Genosse, schämst du dich nicht?“

Die „Weltbühne“ veröffentlichte dieses Gedicht am 06.09. 
1923. Als Autor war Theobald Tiger angegeben, ein Pseudonym 
von Kurt Tucholsky. Tucholsky schrieb unter mehreren Pseud-
onymen, damit die Weltbühne nicht zu Tucholsky-lastig wird.

An einen Bonzen

OFFENE DATEN MOERS

leicht handhabbarer 
Zugriff



Stadtforschung und Statistik 2 - 2013 77

Natürlich in Freiburg! Die Stadt 
im Breisgau war Ziel des dies-
jährigen, um drei Monate ver-
schobenen Frühjahrstreffen der 
EX-AG.
Zu dem von Lutz von Hamm 
exzellent vorbereiteten Termin 
trafen sich diesmal 14 Ex-AG-
ler, mit Begleitung insgesamt 25 
Personen.
Das erste gemeinsame Abend-
essen im auf halber Höhe über 
der Stadt gelegenen „Greiffen-
egg Schlössle“ drohte für eini-
ge auszufallen. Der Aufzug war 
vor übergehend defekt. Wäh-
rend die Meisten, selbst Heinz 
Grohmann hielt mit, den Ser-
pentinenweg schafften, erreich-
ten zu guter Letzt alle die Gast-
stätte (Bild 1, s. S. 78). Der Blick 
über die Stadt und auf die zwi-
schen Gewittertürmen unterge-
hende Sonne war phantastisch.

Sonntag
Am nächsten Morgen führte 
uns Lutz durch die Stadt. Das 
Mittagessen ließen einige aus-
fallen. Der sonnige Münster-
platz lockte.
Die Breisgau-S-Bahn brachte 
uns dann am frühen Nachmit-
tag nach Ihringen am Kaiser-
stuhl. Zu Fuss ging es bei pral-
ler Sonne durch die Weinberge 
immer bergauf zum Staatswein-
gut Blankenhornsberg, wo erst 
einmal kaltes Sprudelwasser 
gefragt war.
Herr Bernhard Huber, der Leiter 
des Staatsweinguts, erläuterte 
uns die Aufgaben des Gutes. Wir 

Ex-AG im Juni in Freiburg 

Wo viele Bächle fließen
Hubert Harfst, Hannover

erfuhren nicht nur, auf welchen 
Böden der Wein gut gedeiht, 
sondern auch wie Reben ge-
klont und sonst gezogen wer-
den, und wie sie immer resis-
tenter der Reblaus widerstehen. 
Dieser Schädling  wanderte vor 
150 Jahren aus Amerika ein und 
zerstörte durch Wurzelfraß den 
damaligen Rebenbestand.
Dann leitete Herr Huber zur 
Weinprobe über. „Den besten 
Wein gibt es nicht, sondern nur 
den Wein, der einem am besten 
schmeckt.“ (Bild 2, s. S. 78)
Und von gutschmeckenden 
Weinen hatte er reichlich auf-
gefahren. Jeder hatte sein „Mul 
full Wie“ (Maul voll Wein) und 
konnte den Unterschied zu den 
oft „nassangereicherten“ (mit 
Zuckerwasser angereicherten) 
Weinen aus dem heimischen 
Supermarkt schmecken. 
Im Gewölbekeller beleuchten 
dutzende Kerzen 30 riesige Fäs-
ser. Der Badische Wein wird so 
schnell nicht ausgehen.
Bei der Rückfahrt regnete es 
etwas. Ist es wirklich nachge-
wiesen, dass der Titel „Sonnen-
reichste Stadt“ von Freiburg im 
Südwesten nach Greifswald im 
Nordosten gewandert ist? Wir 
haben es nicht ausdiskutiert.

Montag
Der Start am nächsten Morgen 
zur Fahrt auf den Schauinsland 
begann mit einem kleinen Auf-
reger – Ferdi und der Stuhl! 
Letzterer war im Hotel zurück-
geblieben und musste von ers-

terem im Laufschritt geholt wer-
den. Er schaffte es rechtzeitig 
zur Abfahrt der Tram.
Beim Umsteigen in den Bus 
wurde es wuselig, als der Fah-
rer in den mit einer Schulklasse, 
diversen Ausflüglern und unse-
rer Gruppe schon gut besetzten 
Bus eine weitere Schulklasse 
zusteigen ließ. Ja, bei solchen 
Gelegenheiten merkt man, dass 
Freiburg Jahrhunderte als vor-
derösterreichische Hauptstadt 
zu Österreich gehörte.
Die Schauinsland-Seilbahn, Frei-
burgs Gipfellinie, brachte uns 
nicht nur auf über 1.200 Meter 
Höhe, sondern auch in die Käl-
te. Auf der Bergstation war es 8 
Grad kalt und nebelig. An Sonne 
fehlte es uns aber nicht.
Herr Dr. Hammer vom Kiepen-
heuer-Institut für Sonnenphysik 
brachte sie uns in seinem Vor-
trag nahe. Er begrüßte uns im 
historischen Schauinsland-Ob-
servatorium. Das Observatori-
um, Baujahr 1913, wird heute 
nur noch für Praktika, Instru-
menten-Tests und Öffentlich-
keitsarbeit genutzt und ist, so 
Dr. Hammer, inzwischen in die 
Jahre gekommen und lässt sich 
mit den modernen Anlagen wie 
dem Vakuum-Turmteleskop 
(VTT) auf Teneriffa (seit 1988 
in Betrieb) und dem Teleskop 
GREGOR (fertig gestellt 2012) 
nicht vergleichen. Für uns war 
die Technik dennoch imponie-
rend.
Noch spannender war das, 
was wir über das Weltall und 
die Sonne erfuhren. Selbst 
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Bild 1: Bächle in der Altstadt (Foto: Hubert Harfst)

Bild 2: Keller Blankenhornsberg (Foto: Lutz von Hamm)

mit Zahlen erfahrene Statisti-
ker mussten da staunen. Das 
Weltall hat, so schätzt man, 
100.000.000.000 (100 Milli-
arden) Milchstraßen, davon 
jede mehrere 100 Milliarden 
Sterne, also insgesamt min-
destens 30.000.000.000.000. 
000.000.000 Sterne!
Dass unsere Sonne seit 4,6 Mil-
liarden Jahren strahlt, ist man-
chem ja noch bekannt. Dass 
sie im Zentrum 15.700 und au-
ßen immerhin noch 5.800 Grad 
Celsius heiß ist, kann sich ein 
„Erdling“, der nur Temperatu-
ren so zwischen minus 20 und 
plus 100 Grad kennt, kaum vor-
stellen. 
Was in und um der Sonne und 
durch sie auf der Erde passiert, 
erläuterte Dr. Hammer sehr an-
schaulich. 
Leider können wir die Sonnen-
energie hier auf der Erde nur 
indirekt zur Energiegewinnung 
nutzen. Ein Fingerhut voll Son-
nenmaterial hat so viel Energie 
wie 1.000 Tonnen Kohle, das 
ist ein ganzer Güterzug. Nur 
ein paar Kubikmeter glühender 
Sonne, und die Energiewende 
wäre ein Klacks.
Ähnlich energie-, besser kalori-
enreich sei, so lästerten einige, 
die Schwarzwälder Kirschtorte, 
die sich im Restaurant Halde 
nach dem Mittagessen verfüh-
rerisch anbot. Man (und Frau) 
ließen sich nicht abhalten.

Dienstag
Den Höhepunkt unseres Frei-
burg-Aufenthalts hatte Lutz 
von Hamm für den letzten Tag 
aufgehoben. Trotz Sturz vom 
Fahrrad erreichte er rechtzei-
tig die Führung „Mittelalterli-
che Kirchenbau“ von Professor 
Konrad Kunze. Das Münster 
„Unserer Lieben Frauen“ wurde 
über 300 Jahre erbaut, mindes-
tens so lange hätte unser Füh-
rer über das Münster erzählen 
können.
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Bild 4: Vor der Universität 
(Foto: Lutz von Hamm)

Es begann beim Turm, der ein-
zig offen konstruiert ist. Durch 
die Süd-Vorhalle, ein Kleinod 
der Renaissance, ging es in das 
Langhaus.
Herr Kunze war in seinem Ele-
ment. Staunend sahen wir, mit 
welcher Symbolik und tiefer 
Frömmigkeit die mittelalterli-
chen Künstler ihre Kirche aus-
gestattet haben. Der „Instan-
zenweg eines Gebetes“, der 
Apostel Bartholomäus, der als 
Schutzpatron der Schuhmacher 
als einziger Schuhe anhat, die 
Affenliebe, Alexander der Gro-
ße, der sich von Vögeln in ei-
nem Korb durch die Lüfte ziehen 
lässt, Zahlensymbolik mit der 
Drei für die Dreifaltigkeit und 
der Vier für die Elemente oder 
die Tierarten, daraus die Sieben 
als Glückszahl – die Zeit verging 
wie im Fluge.

Lutz hatte diesmal ein Heim-
spiel. Er war toll in Form, und 
alles war perfekt organisiert!
Im September geht es nach Ber-
lin, Anreise am Freitag, den 13. 
Die ICE-Strecke über Wolfsburg 

und Stendal wird sicher wegen 
der Hochwasserschäden noch 
nicht befahrbar sein. Anreisen-
de aus dem Westen müssen 
also etwas mehr Fahrzeit ein-
planen.

Bild 3: Am Gewerbebach 
(Foto: Hubert Harfst)
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